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Tagungspräsidium

Tagungspräsisidium

Präsident:
Klaus Redeski aus Neumünster
benannt durch die Landesarbeitsgemeinschaf t der 
freien Wohlfahr tsverbände

1. Stellvertreterin:
Antje-Marie Steen aus Grömitz
benannt durch den Landesseniorenrat Schleswig-
Holstein

2. Stellvertreterin:
Lydia Drenckhahn-Dempewolf aus Großhansdorf
benannt durch den Deutschen Gewerkschaf tsbund

von links: Lydia Drenckhahn-Dempewolf,  Klaus Redeski, Antje-Marie Steen
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Abgeordnete

 
 
Teilnehmende Abgeordnete

Siegrid Tenor-Alschausky, Vorsitzende des 
Sozialausschusses

CDU
Niclas Herbst
Ursula Sassen

SPD
Wolfgang Baasch
Jutta Schümann

FDP
Dr. Heiner Garg

BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN
Karen Bar tels (wiss. Mitarbeiterin)

1. R. v. links:  Dr. Heiner Garg, Niclas Herbst, Siegrid Tenor-Alschausky
2. R. v. links: Ursula Sassen, Jutta Schümann, Wolfgang Baasch
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Programm 
 
 
 

9.30 Uhr  Begrüßung durch die Vorsitzende des Sozialaus- 
 schusses, Siegrid Tenor-Alschausky, MdL

anschl. Referat zum Landesentwicklungsplan 2009:
  „Entwicklung der Daseinsvorsorge – Leitbild“
  von Kur t Püstow, Leiter der Abteilung Landes-
 planung und Vermessungswesen im Innen-
 ministerium des Landes Schleswig-Holstein

10.30 Uhr Bildung von drei Arbeitskreisen und Einstieg in 
  die Beratung:

1. Generationenübergreifende Fragen – Dialog 
 der Generationen
2. Senioren, Gesundheit, Menschen mit Behin-

 derung, barrierefreies Wohnen
3. Bildung, Kultur, Informations- und Kommuni-
 kationsinfrastruktur 

12.30 Uhr Mittagspause

13.30 Uhr For tsetzung der Beratung in den Arbeitskreisen
 und Formulierung der Ergebnisse

14.30 Uhr Kaf feepause

15.00 Uhr Plenardebatte mit Berichten aus den Arbeits-
 kreisen

16.30 Uhr Fragestunde

17.00 Uhr Ende der Veranstaltung
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Geschäftsordnung 
 
 

1. Die Arbeitsgruppe Altenparlament benennt das Tagungs- 
präsidium [einen (eine) Präsident(in) und zwei Stell- 
ver treter(innen)]. Dabei werden alle Verbände und Organi-
sationen, die Teilnehmerinnen und Teilnehmer benennen, im 
Turnus berücksichtigt.

2. Der/die Präsident(in) oder ein(e) Stellver treter(in) leitet 
die Aussprache. Ein(e) Stellver treter(in) führ t die Rednerlis-
te.

3. Die Abgeordneten des Landtages und die Delegier ten von 
„Jugend im Landtag“ können an den Sitzungen des Plenums 
teilnehmen.

4. Die Mitglieder des Altenparlaments, Delegier te des Ju-
gendparlaments und Abgeordnete können im Plenum spre-
chen, wenn ihnen das Wor t er teilt worden ist.
Ein einzelner Redebeitrag sollte drei Minuten nicht über-
schreiten. Das Plenum kann jedoch mit Mehrheit eine Verlän-
gerung der Redezeit genehmigen.

5. Der/die Präsident(in) erklär t die Beratung für geschlossen, 
wenn die vorgesehene Zeit abgelaufen ist oder keine Wor t-
meldungen mehr vorliegen.

6. Anträge, die den Teilnehmerinnen und Teilnehmern nicht 
rechtzeitig vor der Veranstaltung zugestellt werden können 
(siehe Ausschlussfrist), f inden laut Beschluss der Arbeits-
gruppe Altenparlament keine Berücksichtigung in der Bera-
tung des Altenparlamentes. Eine Ausnahme bilden Dringlich-
keitsanträge. Der Dringlichkeit muss durch zwei Drit tel der 
Delegier ten zugestimmt werden.
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Im jeweiligen Antrag sind der möglichst knapp zu formulie-
rende Antragstext und die Begründung klar voneinander zu 
trennen. Sie sollten durch die Überschrif ten Antrag bzw. Be-
gründung gekennzeichnet werden. 

7. Fragestunde
Jede Teilnehmerin/jeder Teilnehmer des Altenparlaments 
ist berechtigt, eine Frage zu stellen. Dabei soll angegeben 
werden, von welcher Landtagsfraktion die Antwor t er war tet 
wird.
Die Fragestunde wird um 17.00 Uhr beendet. Fragen, die bis 
zu diesem Zeitpunkt nicht beantwor tet sind, können schrif t-
lich eingereicht werden und werden schrif tlich beantwor tet.
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Begrüssungsreden 
 
 
 
 
Siegrid Tenor-Alschausky, 
Vorsitzende des Sozialausschusses

Sehr geehr te Delegier te des 20. Altenpar-
laments,
sehr geehr ter Herr Püstow,
sehr geehr te Kolleginnen und Kollegen,

viele Jahre schon habe ich das Altenpar-
lament als Abgeordnete meiner Fraktion 
begleitet und mich mit Ihren Vorschlägen 
in Stellungnahmen befasst. Heute dar f ich 
Sie erstmals auch als Vorsitzende des So-
zialausschusses hier ganz herzlich zum 
20. Altenparlament begrüßen. Ursache ist 
der parallel stattf indende Landesbauern-
tag in Rendsburg, dem Landtagspräsident 
Mar tin Kayenburg heute den Vorzug geben 
musste. Er hat mich gebeten, Ihnen seine 
Grüße zu übermitteln, was ich hiermit ger-
ne tue. 

Gleichzeitig möchte ich diese Gelegenheit, einige Anmerkun-
gen zu aktuellen seniorenpolitischen Themen zu machen,  
nicht verstreichen lassen. Das alljährliche Altenparlament ist 
nämlich immer ein sehr guter Anlass, den Fokus der Landes-
politik auf die Belange der älteren und alten Menschen in un-
serem Lande zu richten. 

Als Ver treterinnen und Ver treter Ihrer Verbände, Gewerk-
schaf ten, Par teien und Seniorenräte sind Sie alle hier eine re-
präsentative Lobby Ihrer Altersgruppe. So verstandener Lob-
byismus gehör t zur Demokratie ganz elementar dazu und ist 

lt087
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eine wichtige Hilfe für die Entscheidungsf indung der Volks-
ver tretung, also des demokratisch gewählten Parlamentes. 

Die Themenvielfalt, die Sie in Ihren Anträgen ansprechen, 
zeigt wiederum eines sehr deutlich: 

Seniorenpolitik lässt sich keineswegs auf die Themen Rente 
und Pf lege reduzieren. Vielmehr geht es immer wieder auch 
darum, wie aktive Seniorinnen und Senioren ihre nachberuf-
liche Zeit mit Aktivitäten in Gesellschaf t und Politik füllen 
und damit ihren er worbenen Er fahrungsschatz auch weiter-
hin zur Ver fügung stellen können. Dabei gilt es nicht zuletzt, 
Barrieren abzubauen – im wör tlichen und auch im über trage-
nen Sinne. 

Es ist eine allgemein bekannte Tatsache, dass die nachbe-
ruf liche Lebensphase angesichts der gestiegenen Lebenser-
war tung of tmals einen Zeitraum von 20 und mehr Jahren um-
fasst. Fakt ist auch: Vielen Seniorinnen und Senioren reicht 
es nicht, in dieser langen Lebenszeit ihren Gar ten zu pf legen 
oder sich mit ihren Enkeln zu vergnügen. Sie wollen mehr tun, 
sie wollen auch weiterhin gesellschaf tlich gebraucht und an-
erkannt werden. 

„Das trif f t sich gut“, kann man dazu als dem Gemeinwohl ver-
pf lichtete Landespolitikerin nur sagen – denn: Wir brauchen 
Sie, wir brauchen Ihre Er fahrung und wir brauchen Ihr Enga-
gement als Kernelement einer aktiven Bürgergesellschaf t. Es 
ist mit Geld nicht zu bezahlen, was Sie leisten. Auch deshalb 
sollen Sie wissen,  dass wir ausgesprochen dankbar sind für 
Ihren Einsatz. Ich möchte  Ihnen an dieser Stelle im Namen 
des Landtages ausdrücklich ein herzliches Dankeschön da-
für sagen, dass Sie sich aktiv in die Lösung der anstehenden 
Aufgaben einbringen!

Neben vielen anderen Themen werden Sie sich selbstver-
ständlich heute auch mit der Situation pf legebedürf tiger al-
ter Menschen beschäf tigen. Das ist auch richtig und gut so, 
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denn diese Menschen – immerhin fast jeder Dritte über 80jäh-
rige – brauchen eine starke Lobby. 

Es ist unzweifelhaf t ein Gradmesser einer humanen Gesell-
schaf t, wie sie mit den hilfsbedürf tigen Menschen umgeht. 
Der jüngste Fall des Mannes, der in einer betreuten Wohnung 
in Hamburg schon zehn Tage lang tot war, bis er gefunden 
wurde, hat uns alle sehr erschütter t. Dieser Skandal ist wie-
der ein dramatischer Hinweis darauf, dass wir weiter und sehr 
intensiv an der Sicherung von Pf legestandards arbeiten müs-
sen. Zum Glück ist es gelungen, ab 2011 jährliche unangemel-
dete Kontrollen des MDK einzuführen und damit eine schär fe-
re Über wachung zu gewährleisten. 

Wir werden noch in diesem Jahr als Nachfolgegesetz des 
Heimgesetzes das „Selbstbestimmungsstärkungsgesetz“ 
verabschieden. Schutz von Hilfsbedürf tigen, Abbau von bü-
rokratischen Hemmnissen, Stärkung des Verbraucherschut-
zes, Transparenz der Einrichtungen, Förderung eines eigen-
ständigen Lebens auch im Alter: Das sind nur einige Aspekte, 
die im neuen Gesetz enthalten sein werden.

Eines ist ja klar: Der Pf legemarkt ist mit einem Umsatz von 
25 Milliarden Euro pro Jahr zu einem wichtigen ökonomischen 
Faktor geworden. Daraus folgt aber ebenso klar, dass es Auf-
gabe der Politik sein muss, den humanen Faktor dabei nach-
haltig sicher zu stellen. 

Dabei wurde jüngst diskutier t, sogenannte Ein-Euro-Jobber 
mit als Betreuerinnen und Betreuer einzusetzen. Sicher gilt 
es, diesen Vorschlag sorgfältig auf seine Risiken für die Pf le-
gebedürf tigen und auf die Konsequenzen für die ausgebilde-
ten Fachkräf te abzuwägen. Aber ihn gleich pauschal abzu-
lehnen ist meines Erachtens nicht angemessen. Denn: Jeder 
Beitrag zur Steigerung der Pf legequalität muss ergebnisof fen 
diskutier t werden und eine Chance auf sinnvolle Realisierung 
bekommen. 
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Immerhin ist ja auch nicht auszuschließen, dass sich unter 
den Arbeitssuchenden Menschen f inden lassen, die sich be-
ruf lich für die Altenpf lege weiterqualif izieren wollen und da-
mit wieder einen festen Arbeitsplatz f inden können. Diese 
Chance sollten wir ihnen geben, meine ich.

Bei all dem sollten wir aber auch nicht vergessen, dass 80% 
der Pf legebedürf tigen von ihren Angehörigen – und das sind 
vor wiegend Frauen, wie auch beim Pf legepersonal – betreut 
werden. Auch ihnen gebühr t unsere Anerkennung und Unter-
stützung für diese menschliche Leistung!

Gleich wird Ihnen der Leiter der Abteilung Landesplanung des 
Innenministeriums, Kur t Püstow, einen Aspekt des Landes-
entwicklungsplans vorstellen. Der Landesentwicklungsplan 
muss neu gefasst werden, weil sich insbesondere aufgrund 
der demograf ischen Entwicklung wesentliche Grundlagen 
verändern. Er ist noch bis zum 31. Oktober in der Anhörungs-
phase. Letztendlich wird dann die Landesregierung diesen 
Plan als Verordnung erlassen. Er wird also nicht im Parlament 
beschlossen. 

Aber das Beteiligungsver fahren ist sehr breit und langfristig 
angelegt, so dass eine Vielzahl von Stellungnahmen berück-
sichtigt werden. Auch das Landesparlament wird maßgebli-
chen Einf luss haben, denn es geht um ein Kernelement der 
Landesplanung. Ich bin daher durchaus auch gespannt auf 
den Beitrag von Kur t Püstow und freue mich auf Ihre Anregun-
gen aus der Arbeitsgruppe und dem Plenum hierzu.
 
Zunächst aber räume ich nun meinen Platz, um dem Präsidi-
um unter Leitung von Klaus Redeski die weitere Regie des Al-
tenparlaments zu überlassen. Herr Redeski, Frau Steen und 
Frau Drenckhahn-Dempewolf – bit te walten Sie Ihres Amtes! 
Vielen Dank!
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Klaus Redeski, Tagungspräsident 

Meine sehr geehr ten Damen und Her-
ren! Im Namen des Präsidiums des 
20. Altenparlaments begrüße ich 
Sie zunächst als Delegier te an die-
sem heutigen Tag. Ich bin seit eini-
gen Jahren dabei, und ich stelle fest, 
dass es viele Delegier te gibt, die of-
fensichtlich seit vielen, vielen Jah-
ren in diesem Parlament arbeiten. 
Ich hof fe, dass sich diese Kontinuität 
auch in den nächsten Jahren for tset-
zen kann. 

Besonders begrüße ich heute Frau Te-
nor-Alschausky, die Vorsitzende des 
Sozialausschusses ist, aber heute in 
einer Funktion hier sitzt, die für sie 
selbst ungewohnt ist, nämlich – ich 
sage es einmal so – stellver tretende 
Landtagspräsidentin. Ihre einleitenden Wor te zum heutigen 
Tag haben gezeigt, wie sehr Sie sich mit der Arbeit dieses Al-
tenparlaments verbunden fühlen und wie Sie diese Arbeit als 
ein Bindeglied zwischen der hohen Politik und den Menschen 
im Land, die wir in gewisser Weise ver treten, schätzen.

Leider ist Herr Minister Hay kurzfristig verhinder t. Umso 
dankbarer sind wir, dass an seiner Stelle der Leiter der Ab-
teilung Landesplanung und Vermessungswesen, Herr Kur t 
Püstow, kurzfristig eingesprungen ist. Wir begrüßen ihn 
umso herzlicher. In ihm begrüßen wir jemanden, der direkt an 
der Erstellung dieses dicken Pakets beteilig t ist – das Sie alle 
zugeschickt bekommen haben – und der besonders mit der 
Materie ver traut ist, also von besonderer Kompetenz gekenn-
zeichnet. Herzlich willkommen in dieser Runde – ich glaube, 
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zum ersten Mal; aber wir wissen nicht, ob es nicht ein weite-
res Mal geben wird.

Wir sind nicht ganz unvorbereitet in diese Sitzung gegangen. 
Wir alle hatten Gelegenheit, den Entwurf des Landesentwick-
lungsplans 2009 zu studieren und uns einige Passagen dar-
aus für den heutigen Tag besonders anzusehen. Danke, dass 
es möglich war, dieses Paket an alle Delegier ten zu versen-
den, sodass wir uns vor der Sitzung informieren konnten.

Im gleichen Atemzug begrüße ich aber auch die Damen und 
Herren Abgeordneten der im Landtag ver tretenen politischen 
Par teien. Seit Jahren gehören Sie als direkte Gesprächspar t-
ner traditionell dazu. Sie stellen sich den Fragen der Mitglie-
der des Altenparlaments. Sie sind aber auch ein wichtiges 
Bindeglied dieses Gremiums zu Ihrer Par tei und transferie-
ren die hier aufgeworfenen Fragen in Ihre par teiinternen Be-
ratungen.

Ich möchte nicht versäumen, die Mitarbeiterinnen und Mitar-
beiter des Referats für Öf fentlichkeitsarbeit des Landtages 
zu begrüßen. Wie in den Jahren zuvor haben Sie, Frau Kel-
ler, mit Ihrem Team viel Mühe und sehr viel Engagement auf-
gebracht, um diese Veranstaltung vorzubereiten. Sie haben 
aber auch Tipps und wichtige Ratschläge gegeben, wenn wir 
Sie als Laienparlamentarier um Hilfe gebeten haben. Wir wis-
sen, dass Sie uns auch heute mit Rat und Tat zur Seite stehen 
werden, und danken Ihnen ganz herzlich dafür.

Mein herzlicher Gruß gilt auch dem Ver treter des Jugendparla-
ments, sozusagen einem Pendant zum Altenparlament, Herrn 
Thorben Schmidt. Das Jugendparlament auf der einen Seite, 
das Altenparlament auf der anderen Seite und dazwischen 
– so könnte man denken – das Landesparlament, sicherlich 
of t bedrängt von den Wünschen beider Seiten, der Jungen 
und der Alten. Dies ist bestimmt keine leichte Aufgabe, wenn 
man sich das anschaut, beide zufriedenzustellen und beiden 
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zu dem zu verhelfen, was sie gern möchten. Hier erkennt man 
die Schwierigkeit, ein Parlament für alle zu sein.

Ich begrüße auch die Ver treter der Presse, die von dieser Sit-
zung berichten werden, und wünsche Ihnen einen guten Er-
folg.

„Alte Leute sind rückwär ts gewandt, sie reden von früheren 
Zeiten und trauern der Vergangenheit nach“, so heißt es häu-
f ig. Dass wir heute ein kleines Jubiläum feiern dür fen, näm-
lich bereits die 20. Sitzung des Altenparlaments, beweist, 
dass es auch anders ist. 

Wer in den letzten Jahren die Anträge, Vorschläge und Dis-
kussionen dieses Parlaments ver folgt hat, weiß, dass hier für 
die Zukunf t gedacht und geplant wird. Har tnäckig, manchmal 
recht har tnäckig, werden immer wieder Beschlüsse gefasst 
und an die Politiker weitergegeben, neu durchdacht und for-
mulier t. Es werden Anstöße für Weiterentwicklung gegeben 
und langfristige Perspektiven erarbeitet, die über die heu-
tige Zeit weit hinausragen. Die Politik hat erkannt, dass das 
breite Spektrum der Altenarbeit des Landes hier zusammen-
kommt, und trägt dem in hohem Maß Rechnung.

Dank an den Schleswig-Holsteinischen Landtag! Glückwunsch 
an das Altenparlament! Weiter so!

Es folgt jetzt als nächster Punkt unserer Tagesordnung das 
Fachreferat des Leiters der Abteilung Landesplanung und 
Vermessungswesen, Kur t Püstow: „Entwicklung der Daseins-
vorsorge – Leitbild“.

Im Anschluss daran haben wir die Möglichkeit, Nachfragen 
zu stellen. Wir werden nicht in eine ausführliche, intensive 
inhaltliche Diskussion einsteigen können, aber haben durch 
die zeitliche Verlängerung doch die Möglichkeit, Nachfra-
gen zu stellen und vielleicht das eine oder andere von Herrn 
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Püstow zu er fahren, was uns in besonderer Weise interes-
sier t. – Bit te, Sie haben das Wor t!

20

Altenparlament 2008

Begrüssungsreden
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Kurt Püstow, 
Leiter der Abteilung Landesplanung und Vermes-
sungswesen im Innenministerium des Landes 
Schleswig-Holstein

 

Landesentwicklungsplan 2009: „Entwicklung der 
Daseinsvorsorge – Leitbild“
 

Meine sehr geehr ten Damen und Herren,
verehr te Delegier te des Altenparlaments,
Sie haben natürlich an diesem Rednerpult 
InnenministerLothar Hay er war tet. Aber er 
ist heute leider verhinder t. Er hat mich des-
halb gebeten, Sie zu grüßen und seinen 
Par t hier heute zu übernehmen. 

Mein Name ist Kur t Püstow und ich bin Ab-
teilungsleiter im Innenministerium. Ich lei-
te die Abteilung Landesplanung und Ver-
messungswesen, also jene Abteilung, in 
der der Entwurf des neuen Landesentwick-
lungsplanes feder führend erarbeitet wor-
den ist.

Sie haben mit dem Landesentwicklungsplan Schleswig-Hol-
stein ein sehr aktuelles Thema für die 20. Sitzung des Alten-
parlaments gewählt.

Der Landesentwicklungsplan wird derzeit landauf, landab in 
vielen Städten, Gemeinden, Verbänden diskutier t – und das 
durchaus kritisch. Dabei steht jedoch nicht so sehr das Leit-
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bild der Daseinsvorsorge im Zentrum des Interesses. Umso 
besser, dass dieses Thema heute hier im Mittelpunkt ste-
hen soll. Es sind insbesondere die Rahmenvorgaben für die 
wohnbauliche Entwicklung in den Gemeinden, an denen sich 
die Kritik am Landesentwicklungsplan festmacht. Tatsäch-
lich gibt es aber auch viele Berührungspunkte zwischen Woh-
nungsbau und Daseinsvorsorge.

Lassen Sie mich aber zunächst zu der Frage kommen, was 
meinen wir eigentlich, wenn wir von Daseinsvorsorge spre-
chen? 

Daseinsvorsorge, das ist die Bereitstellung von technischen 
und sozialen Gütern und Leistungen, die jeder Mensch zum 
Leben braucht. Ich denke hier an Strom, Wasser, Heizung, 
Müllbeseitigung. Kurzum die gesamte technische Ver- und 
Entsorgung. Ich denke aber auch an die soziale Infrastruktur, 
beispielsweise an Kindergär ten, Schulen, Krankenhäuser, 
Alten- und Pf legeheime, Beratungsstellen, Sozialstationen. 
Oder an die kulturelle Infrastruktur, an Bibliotheken, Theater 
oder Museen. Und sicherlich braucht der Mensch auch eine 
Wohnung, Einkaufsmöglichkeiten, Banken oder die Post. 

Sie sehen, der Begrif f ist vielschichtig und beinhaltet Gü-
ter und Leistungen, die sowohl Staat und Kommunen für ihre 
Bürgerinnen und Bürger erbringen, als auch viele Dinge, die 
private Dienstleister oder auch Verbände bereitstellen.

Würden wir gefragt werden, welche Dinge wir ganz persön-
lich unbedingt zum Leben brauchen und in welche Rangfolge 
wir sie setzen würden, es kämen sehr unterschiedliche Er-
gebnisse zustande. Wahrscheinlich wäre mein persönliches 
Ranking anders als Ihres und Ihre Antwor ten würden anders 
aussehen als die ihrer Kinder oder Enkelkinder. 

Und sicher ganz unterschiedlich wären auch die Antwor ten 
auf die Fragen: Welche Qualität soll eine Leistung haben? Wie 
viel kann und will ich für eine Leistung zahlen? Wie weit bin 
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ich bereit zu fahren, wenn ich eine Leistung in Anspruch neh-
men möchte?

Natürlich wäre es schön, alle Leistungsangebote der Daseins-
vorsorge vor Or t zu haben, möglichst preisgünstig oder gar 
kostenlos und in bestmöglicher Qualität. 

Wir alle wissen aber, dass das nicht funktionieren kann. Man 
kann nicht mit minimalem Auf wand ein maximales Ergebnis 
erzielen. Aber: Man kann versuchen, ein vorgegebenes Ziel 
mit möglichst wenigen Finanzmitteln zu erreichen. Und man 
kann versuchen, mit einem vorgegebenen Budget möglichst 
viel zu erreichen. Unter diesem ökonomischen Prinzip ist 
auch die Sicherstellung der Daseinsvorsorge zu sehen. 

Aber nicht nur f inanzielle Notwendigkeiten, sondern auch ge-
meinwesenorientier te Wer tvorstellungen und Leitbilder be-
stimmen die konkreten Angebote. 

Die Sicherung einer bedürfnis- und bedarfsgerechten Da-
seinsvorsorge ist nur möglich, wenn öf fentliche Leistungs-
träger, soziale Dienstleistungsunternehmen, Verbände, Kom-
munen und Bürgerinnen und Bürger zusammenwirken, sich 
ergänzen, aber auch gemeinsam Modelle und Perspektiven 
für zukünf tige Lösungen entwickeln.

Welche Ziele und Leitvorstellungen formulier t nun der Lan-
desentwicklungsplan zum Thema Daseinsvorsorge? Sie alle 
haben in Vorbereitung auf die heutige Sitzung den Entwurf 
des Landesentwicklungsplans erhalten und werden sicher-
lich einen Blick in das Kapitel 8 „Entwicklung der Daseins-
vorsorge“ geworfen haben. Vermutlich ist der eine oder die 
andere von Ihnen ein bisschen enttäuscht über das, was dor t 
steht und wird sich gefragt haben, ist das wirklich alles, was 
die Landesregierung Schleswig-Holstein zum Thema „Da-
seinsvorsorge“ zu sagen hat? 
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Selbstverständlich sagt die Landesregierung mehr zu dem, 
was Senioren, Kinder, Jugendliche, Familien oder Menschen 
mit Behinderung zum Leben brauchen. Allerdings nicht im 
Landesentwicklungsplan, sondern in vielen Fachplänen, die 
in den verschiedenen Ministerien erstellt werden. Dor t wer-
den umfangreiche Konzepte erarbeitet, beispielsweise zur 
Jugendhilfe oder zur Krankenhausplanung, zu integrier ten 
Wohnbauprojekten oder zur Pf lege hilfsbedürf tiger Men-
schen. In diesen Konzepten wird es konkret und es wird auch 
sehr viel zur Qualität der Versorgung ausgeführ t.

Aufgabe des Landesentwicklungsplans ist es hingegen, Ant-
wor ten zu räumlichen Fragen – u. a. auch – der Daseinsvor-
sorge zu f inden. Wo sind die besten Standor te? Wie können 
möglichst viele Menschen die Einrichtungen erreichen? Ist 
überall im Land die Versorgung sichergestellt?

Der Landesentwicklungsplan kann und will nicht alles regeln. 
Er dar f es auch nicht, weil u. a. die kommunale Planungsho-
heit, aber natürlich auch die Interessen, Ideen und Anliegen 
von anderen Planungsträgern zu beachten sind. Manches ist 
im Landesentwicklungsplan nur ein Hinweis, ein Achtungs-
Signal. Gemeinden und andere öf fentliche Planungsträger 
sollen sich damit auseinandersetzen, sich bei ihren Planun-
gen mit diesem Thema befassen. Das gilt auch für die Aus-
führungen im Kapitel „Daseinsvorsorge“. Der Landesentwick-
lungsplan macht hier keine endgültigen und abschließenden 
Vorgaben.

Aber wir sollten uns heute darüber austauschen, ob diese 
Hinweise und Ausrufezeichen richtig gesetzt sind oder wo 
ggf. Ergänzungen er forderlich sind.

Es ist ein zentrales Ziel der Raumordnung und Landespla-
nung, in allen Teilräumen des Landes gleichwer tige Lebens-
verhältnisse zu schaf fen. Dieses Ziel steht daher im Landes-
entwicklungsplan im Leitbild zur Daseinsvorsorge auch an 
erster Stelle. 
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Um was geht es dabei? Für viele ist der Begrif f ein Synonym 
für gleiche Lebensverhältnisse. Das aber ist nicht gemeint. 
Das Leben in Kiel ist nicht das gleiche wie in einer kleinen Ge-
meinde im ländlichen Raum. Wer sich für ein Leben auf dem 
Land entscheidet, der will viel Natur, wenig Bebauung und 
Nachbarn, die er kennt, statt Hochhäuser, Verkehr, zwar viele 
Angebote aber auch Anonymität der Großstadt. Gleichwer tig-
keit der Lebensverhältnisse hat vielmehr etwas mit Chancen-
gleichheit und Gerechtigkeit zu tun. Wer auf dem Land lebt, 
will genau wie die Menschen in der Stadt eine gute medizini-
sche Versorgung, Zugang zu Bildungseinrichtungen und An-
gebote für Kultur und Freizeit. Er oder sie will die Chance für 
ein weitestgehend selbstbestimmtes und eigenverantwor t-
lich geführ tes Leben. Diese Chancengleichheit muss gewähr-
leistet sein, denn sie ist die Voraussetzung dafür, dass jeder 
von uns seine Persönlichkeit frei entfalten kann, ganz im Sin-
ne von Ar tikel 2 des Grundgesetzes. 

Wenn die Raumordnung gleichwer tige Lebensverhältnisse in 
allen Teilräumen des Landes schaffen will, dann will sie nicht 
alle Unterschiede zwischen Stadt und Land beseitigen. Jeder 
Teil unseres Landes von den dünn besiedelten peripheren 
Gebieten bis hin zur dynamisch wachsenden Metropolregion 
Hamburg hat eine spezif ische Wer tigkeit, die es gilt, zu er-
halten und zu fördern. Raumordnung will vielmehr große oder 
schwer wiegende Unterschiede bei den Entwicklungsmöglich-
keiten und der Daseinsvorsorge verringern und zumindest 
Mindeststandards gewährleisten. Das ist das Ziel. Dieses 
kann die Raumordnung selbst nicht ver wirklichen, das bleibt 
Aufgabe der Fachressor ts.

Die Sicherstellung gleichwer tiger Lebensverhältnisse ist in 
der letzten Zeit wieder verstärkt in der öf fentlichen Diskussi-
on. Durch die absehbare demographische Entwicklung sowie 
die f inanziellen und wir tschaf tlichen Rahmenbedingungen 
wird es zukünf tig immer schwieriger werden, die Gleichwer-
tigkeit der Lebensverhältnisse zu gewährleisten. 
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Die Bevölkerungsprognosen sagen uns: Wir werden weniger 
und älter. Wir werden nach unseren Vorausberechnungen in 
Schleswig-Holstein im Jahr 2025 70.000 Menschen weniger 
sein als heute. Gleichzeitig wird es 234.000 Menschen mehr 
geben, die 60 Jahre und älter sind und 130.000 weniger unter 
20 Jahren. Und damit ist der demographische Wandel noch 
nicht am Ende. Nach 2025 werden die Einwohnerzahlen von 
Jahr zu Jahr noch stärker zurückgehen. Vielleicht werden wir 
in Schleswig-Holstein 2050 schon 400.000 Einwohner weni-
ger haben als heute. Auch die Alterung der Bevölkerung ver-
stärkt sich nach 2025. Dann werden schon fast 40% aller Ein-
wohner über 60 Jahre sein. 

Die Gruppe der älteren und hochbetagten Menschen wächst. 
Dagegen nimmt die Zahl der jüngeren Menschen kontinuier-
lich ab. Die Zahl der Ein-Personen-Haushalte – vor wiegend 
handelt es sich um alleinstehende Ältere – nimmt weiter zu. 
Ganz sicher wird zukünf tig auch die Betreuung und Pf lege äl-
terer Menschen durch Nicht-Familienangehörige zunehmen. 

Dies alles sind gravierende Veränderungen, die sich in allen 
Lebensbereichen bemerkbar machen. Schon heute spüren 
wir den demographischen Wandel. In zahlreichen Gemeinden 
im Land gehen die Einwohnerzahlen bereits zurück. Was es 
bedeutet, dass wir zukünf tig weniger Kinder und Jugendliche 
haben werden, zeigt sich jetzt bereits in den Grundschulen. 
Während wir vor einigen Jahren noch Grundschulen er weitern 
mussten, haben wir es jetzt schon vieleror ts mit sinkenden 
Schülerzahlen zu tun. Und dieser Trend hält weiter an.

Es wunder t daher nicht, dass sich Gemeinden jetzt schon 
fragen, ob sie ihren Kindergar ten und ihre Schule zukünf tig 
noch werden halten können. 

Fakt ist also: Durch den demographischen Wandel werden 
manche Infrastruktureinrichtungen, wie die für Kinder und 
Jugendliche, nicht mehr in dem Umfang gebraucht wie bisher. 
Auf der anderen Seite wird es einen steigenden Bedarf geben 
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bei den Einrichtungen, die vor allem ältere Menschen nutzen. 
Ich denke hier zum Beispiel an die gesamte medizinische In-
frastruktur oder an Einrichtungen für die Betreuung und Pf le-
ge Älterer. Es kommt also schon heute darauf an, dass die 
sozialen Einrichtungen – wie z. B. Kindergär ten – so ange-
legt und gestaltet werden, dass sie irgendwann von anderen 
Zielgruppen, z. B. aktiven Seniorengruppen genutzt werden 
können. 

Diese Entwicklung hat natürlich auch eine f inanzielle Seite 
für die Gemeinden. Der demographische Wandel wird zu stei-
genden Kosten für die Daseinsvorsorge führen. Gleichzeitig 
aber steht den Kommunen weniger Geld zur Ver fügung, denn 
sinkende Einwohnerzahlen haben auch sinkende Steuerein-
nahmen zur Folge.

Was für die Infrastruktur der Städte und Gemeinden gilt, das 
gilt auch für private Anbieter. Sinkende Einwohnerzahlen be-
deuten weniger Kunden und damit weniger Einnahmen. Das 
merken nicht nur die kleinen Einzelhändler, sondern auch 
Banken oder die Post. Die Folge ist, Geschäf te und Filialen 
schließen.

Doch gerade eine älter werdende Gesellschaf t braucht Ange-
bote vor Or t. Eine eingeschränkte Mobilität im Alter macht 
es immer schwieriger, gerade im ländlichen Raum mit wenig 
öf fentlichen Personennahverkehr – sofern es ihn überhaupt 
gibt – zum Arzt oder zum Einkaufen zu kommen. 

Sie sehen, der demographische Wandel stellt die Sicherung 
der Daseinsvorsorge vor große Herausforderungen. Darauf 
macht der Landesentwicklungsplan aufmerksam.

Welche Antwor ten gibt nun die Raumordnung auf diese Ver-
änderungen? Für uns Landesplaner ist die Stärkung der Zen-
tralen Or te das wichtigste Instrument, um auch unter schwie-
riger werdenden Bedingungen die Daseinsvorsorge und 
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damit gleichwer tige Lebensverhältnisse in allen Teilräumen 
des Landes sicherzustellen. 

Was genau sind aber Zentrale Or te? Zentrale Or te sind Städ-
te und Gemeinden, in denen wir alles an einem Or t f inden, 
was wir zum Leben brauchen: Wohnungen, Arbeitsplätze, 
Einkaufsmöglichkeiten, Dienstleistungs- und andere Ver-
sorgungseinrichtungen, auch Schulen. Wir haben insgesamt 
129 Zentrale Or te im Land. Der größte ist das Oberzentrum 
Kiel mit 237.000 Einwohnern, der kleinste der ländliche Zen-
tralor t Grube in Ostholstein mit rund 1.000. Dazwischen gibt 
es Unterzentren, Mittelzentren oder Unterzentren mit Teil-
funktionen von Mittelzentren. Sie sehen, das System ist sehr 
dif ferenzier t, je nach dem wie groß eine Kommune ist, wie 
viele Menschen aus dem Umland sie mitversorgt und welche 
Versorgungseinrichtungen sie hat. 

Die Zentralen Or te sind über das ganze Land gut ver teilt und 
es ist – mal abgesehen von den Inseln und Halligen – kaum 
ein Wohnplatz heute noch mehr als 10 km von einem Zentra-
len Or t entfernt. Da das Netz des öf fentlichen Personennah-
verkehrs auf die Zentralen Or te ausgerichtet ist, ist es am 
ehesten möglich, dass sie auch von Menschen ohne Auto er-
reicht werden können. Das ist wichtig, gerade auch für eine 
älter werdende und damit weniger mobile Gesellschaf t.

Wenn wir durch kluge Planung Versorgungseinrichtungen auf 
die Zentralen Or te konzentrieren, dann können wir zum einen 
erreichen, dass man Vieles an einem Or t erledigen kann: Zum 
Arzt gehen, Einkäufe machen, zur Bank gehen oder Bibliothe-
ken nutzen. Das spar t Zeit und Geld. Und es ist auch für die 
Anbieter von Vor teil, denn jeder prof itier t auch von den Kun-
den des anderen. Wir sprechen in diesem Zusammenhang im-
mer von Synergieef fekten, die solche Zentralen Or te haben. 

Zum anderen hat die Konzentration auf Zentrale Or te den 
Vor teil, dass die Einrichtungen dor t wir tschaf tlich tragfähig 
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sind, weil nicht nur die Menschen aus der eigenen Gemeinde 
sie nutzen, sondern auch das Umland. 

Die Landesplanung will daher diese Or te stärken, weil sie 
ein Garant dafür sein können, dass auch bei Schließung von 
Einrichtungen in kleineren Gemeinden in jeweils zumutbarer 
Entfernung immer noch die Einrichtungen der Daseinsvorsor-
ge vorhanden sind, die der Mensch braucht.
Natürlich steht zunächst im Vordergrund, möglichst viele 
Versorgungseinrichtungen auch in nicht zentralör tlich ein-
gestuf ten Gemeinden zu halten. Nirgendwo im Land sollen 
Einrichtungen geschlossen werden, die wir tschaf tlich trag-
fähig sind. Doch die demographische Entwicklung wird zu 
Schließungen führen. Das ist nicht schön, aber es wird die 
Realität sein. 

Es geht nicht darum, die zukünf tige demographische Entwick-
lung zu bedauern. Wir müssen sie als Herausforderung für 
Politik und Planung verstehen. Und genau das tut die Raum-
ordnung und Landesplanung, in dem sie Wege aufzeigt, wie 
man den demographischen Wandel und die Daseinsvorsor-
ge unter räumlichen Aspekten am besten bewältigen kann. 
Dabei spielt die Konzentration von Wohnen, Arbeiten und In-
frastruktur auf Schwerpunkte, in denen alles auch langfristig 
wir tschaf tlich tragfähig sein wird, eine ganz wichtige Rolle. 

Aber wir müssen auch neue Antwor ten suchen; beispielswei-
se:

• Wir müssen lernen, wie wir den Nahverkehr besser orga-
nisieren können. Bürger-Kleinbusse, die ihre Fahrrouten 
bei telefonischer Anforderung variieren, oder Sammeltaxis, 
die gleichzeitig verschiedene Kunden transpor tieren, wer-
den in verschiedenen deutschen Regionen bereits erprobt. 

• Die Gemeinden müssen zukünf tig stärker miteinander koo-
perieren. Zentrale Or te und Umlandgemeinden müssen sich 
stärker abstimmen nicht nur in Sachen Wohnbauentwicklung, 
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sondern auch in der Bereitstellung öf fentlicher Daseinsvor-
sorge. Beratungsstellen, Sozialstationen, Pf legezentren sol-
len in gemeinsamer Verantwor tung geplant und vielleicht 
auch betrieben werden.

• Wir brauchen nach meiner Überzeugung keine Senioren- 
und Pf legeheime am Rande unserer Städte und Gemeinden, 
sondern im Wohnquar tier, im Zentrum, wo Alltagsleben er-
lebbar bleibt, d. h., wo alte Menschen wohnen, muss auch 
das Lebens- und Wohnumfeld stimmen. Hier sind Stadt- und 
Or tsplanung geforder t.

• Wenn wir Einrichtungen der Daseinsvorsorge nicht mehr 
am Or t halten können, dann müssen wir mehr mobile Einrich-
tungen im Einsatz haben, die zu den Menschen kommen. Es 
gibt hier schon jede Menge gute Beispiele, wie mobile Pf lege-
dienste, fahrbare Büchereien oder rollende Kaufmannsläden. 
Solche Konzepte können wir auch auf andere Bereiche der Da-
seinsvorsorge ausweiten. 

Es sind also überall Kreativität und gute Ideen gefragt. Die 
müssen übrigens nicht nur von uns, vom Land kommen, son-
dern auch von Ihnen, den Bürgerinnen und Bürgern. Ältere 
Menschen wissen selbst am besten, was ältere Menschen 
brauchen. Ich bin mir sicher, die heutige Debatte des Alten-
parlaments wird dies zeigen. 

Eine älter werdende Gesellschaf t ist nicht vorrangig ein Pro-
blem. Diese Entwicklung ist in erster Linie eine Herausforde-
rung. Sie bietet auch zahlreiche Chancen. Dazu gehör t auch 
die Chance auf Rückbesinnung, auf Wer te wie Gemeinwohl 
und Solidarität. 

In diesem Sinne wünsche ich Ihnen in den gleich folgenden 
Arbeitskreisen viele gute Ideen, eine spannende Debatte im 
Plenum und uns allen viel Er folg bei der Umsetzung. Vielen 
Dank!
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Tagungspräsident Klaus Redeski bedankt sich beim Referen-
ten und eröf fnet die Diskussionsrunde.

Gernot von der Weppen vom Landesseniorenrat Schleswig-
Holstein thematisier t die Pläne zum Bau der Fehmarnbelt-
Querung und führ t dazu aus, dass diese Entscheidung eine 
neue Wir tschaf tsachse zur Folge habe und damit zwangsläu-
f ig Auswirkungen auf Planungen im übrigen Land Schleswig-
Holstein, beispielsweise auch auf den geplanten Bau der B 5 
an der Westküste.

Kurt Püstow er wider t, dass die Fehmarnbelt-Querung im Lan-
desentwicklungsplan bereits berücksichtigt sei. Dabei sei 
man sich bewusst, dass eine entscheidende Entwicklungs-
achse von Hamburg über Lübeck hin zur Vogelf luglinie laufe.

Insgesamt habe sich die Landesregierung dafür ausgespro-
chen, im Land Entwicklungsachsen darzustellen. Das dyna-
mischste, wir tschaf tlichste Teilstück bef inde sich derzeit um 
die Metropolregion Hamburg. Es gebe durchaus Ängste in an-
deren Teilen des Landes, dass diese von der Entwicklung ab-
geschnitten würden. Aus diesem Grund sei das Konzept der 
Entwicklungsachsen mit der Zielsetzung entwickelt worden, 
Voraussetzungen zu schaffen, um möglichst viele Impulse, 
die aus der Metropolregion Hamburg heraus wüchsen, weit in 
das Land hineinzuziehen. Die Entwicklungsachsen seien an 
den verschiedenen Autobahnen orientier t, unter anderem in 
Richtung B 5 an der Westküste bis hin zu Dänemark.

Bereits im Regionalplan für die Westküste sei formulier t, 
dass langfristig daran gedacht werden müsse, eine Autobahn 
an der Westküste zu ver wirklichen. Das sei allerdings ein Pro-



32

Altenparlament 2008

Aussprache

zess, der in den nächsten Jahrzehnten und auch im Planungs-
zeitraum bis 2025 nicht werde realisier t werden können. Das 
sei auch die Position des Wir tschaf tsministers, der über den 
Bundesverkehrswegeplan die Finanzierung für derar tige Pro-
jekte sicherstellen müsse.

Im Rahmen der Debatte um den Landesentwicklungsplan 
habe die Landesregierung Signale erhalten, wonach die Hin-
terlandanbindung der Vogelf luglinie intensiv berücksichtigt 
werden sollte. Das halte er für einen wichtigen Hinweis.

Eine weitere Frage sei, ob es sinnvoll sei, perspektivisch 
eine weitere Ost-West-Quer verbindung zu schaffen, und zwar 
von Oldenburg über Kiel bis hin zur Westküste. Auch wenn 
die Raumordnung nicht alles werde bewerkstelligen können, 
halte er es für vernünf tig, diesen Aspekt zu berücksichtigen. 
Ziel der Entwicklungsachsen sei es nämlich durchaus, Im-
pulse in andere Teile des Landes zu transpor tieren.

Michael Rode vom Deutschen Gewerkschaf tsbund kritisier t 
die mangelnde verkehrliche Anbindung des Raums Brunsbüt-
tel.

Kurt Püstow er wider t, weder Planung noch Politik seien der 
Grund dafür, dass Brunsbüttel in den vergangenen Jahrzehnt-
en nicht die Entwicklung genommen habe, die geplant gewe-
sen sei. Dies ändere sich derzeit. Das einzige planerisch 
großf lächig ausgewiesene Industriegebiet in Schleswig-Hol-
stein habe immense Bedeutung für Schleswig-Holstein. Die 
Landesplanung und der Wir tschaf tsminister versuchten, dor t 
Ansiedlungen zu ermöglichen.

Michael Rode wiederholt seine Kritik und forder t einen 
Ausbau von Verkehrsinfrastruktur zur Unterstützung der 
Wir tschaf tsregion Brunsbüttel. Er ver trit t die Ansicht, dass 
beispielsweise eine Autobahn nicht erst dann gebaut werden 
dür fe, wenn eine Verkehrszählung ein entsprechendes 
Aufkommen nachweise. Er appellier t an die Politik, den As-
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pekt der Verkehrsinfrastruktur im Bereich Brunsbüttel im 
Auge zu haben.

Jürgen Oldenburg vom Landesseniorenrat Schleswig-Hol-
stein fragt nach dem Stand der Realisierung der A 20.

Kurt Püstow legt dar, die Landesregierung habe sich auch aus 
raumordnerischen Gründen entschieden, die A 20 ein wenig 
weiter von Hamburg wegzuziehen, um die Impulse stärker in 
die Region zu geben. Dieser Prozess laufe.

Jürgen Oldenburg thematisier t sodann die hohe Belastung 
von Straßen, die künf tig weiter zunehmen werde, und hält 
einen Ausbau von Eisenbahnlinien, um Verkehr von der Straße 
auf die Schiene, sowie des Elbe-Lübeck-Kanals, um Verkehr 
von der Straße auf das Wasser zu verlagern, für notwendig.

Kurt Püstow bestätig t die Bedeutung des Schienenver- 
kehrs in der Zukunf t gerade im Bereich Hamburg-Lübeck 
beziehungsweise Richtung Vogelf luglinie; dor t gebe es ent-
sprechende Planungen.

Grundsätzlich ver trete er die Auf fassung, dass der Schienen-
verkehr entscheidend ausgebaut werden müsse. Das  
Problem sei derzeit, dass ein Ausbau der Schienenverkehre 
nicht parallel mit einem Zuwachs der Güter transpor te laufe. 
Grundsätzlich ver trete die Landesplanung die Auf fassung, 
dass es einer umfassenden Verlagerung der Verkehre auf die 
Schiene bedürfe. Allerdings dür fe man sich keinen Illusionen 
hingeben. Die Verkehre auf den Straßen würden auch in Zu-
kunf t massiv zunehmen. 

Auch bezüglich des Elbe-Lübeck-Kanals teile er die vor- 
getragene Auffassung; sie sei im Übrigen auch die Position 
der Landesregierung. Es handele sich hier um ein mittelfris-
tiges Projekt, das kontinuierlich ver folgt werden müsse. 



34

Altenparlament 2008

Aussprache

Joachim Behm, benannt von der FDP-Landtagsfraktion, 
möchte wissen, ob die Botschaf t der Landesregierung, 
dass es künf tig bis auf wenige Schwerpunktbereiche kein  
Wachstum mehr geben werde, in der breiten Fläche, in den 
Kommunen angekommen sei. Zu beobachten sei, dass häuf ig 
von der kommunalen Ebene immer wieder die Forderung nach 
der Ausweisung von Bauplätzen erhoben werde, obwohl es 
immer mehr leerstehende Wohnungen und Häuser gebe.

Nach den Wor ten von Kurt Püstow sei die Botschaf t zwar an-
gekommen, werde aber über wiegend nicht akzeptier t. Das sei 
bedauerlich. Nach wie vor sei es so, dass viele, insbesondere 
kleinere Gemeinden die Entwicklung falsch einschätzten. Sie 
ver folgten nach wie vor das Ziel, Bauplätze in der Gemeinde 
auszuweisen. Aus der Perspektive der einzelnen kleinen Ge-
meinde heraus sei dies durchaus verständlich. Dor t gebe es 
nämlich beispielsweise einen Kindergar ten, in den viel Geld 
investier t worden sei. Werde nun festgestellt, dass Kinder 
fehlten, gebe es häuf ig die Reaktion, neue Baugebiete aus-
zuweisen, um dor t junge Familien mit Kindern anzusiedeln. 
Faktisch werde es allerdings nicht mehr Familien oder mehr 
Kinder geben. 

In der Tendenz nähere man sich bei der Erstellung von neuen 
Wohnungen – in den letzten zehn Jahren durchschnittlich 
12.000 Wohneinheiten pro Jahr – dem tatsächlichen Bedarf 
an. Prognostizier t werde für den Zeitraum bis 2025 ein Wohn-
bedarf von 6.100 Wohnungen; in 2007 seien etwa 7.500 neue 
Wohneinheiten entstanden.

Notwendig seien eine größere Abstimmung zwischen den Ge-
meinden und mehr Zusammenarbeit. Es komme darauf an, 
dass eine Region gemeinsam handele.

Dr. Ekkehard Krüger ver weist als positives Beispiel auf die 
Vereinbarungen der Stadt Flensburg mit ihrem Umland. 



35

Aussprache

Kurt Püstow bestätigt dies. Er fügt hinzu, dass es sich um  
einen schwierigen und langfristigen Prozess gehandelt 
habe, bei dem ein vernünf tiges Ergebnis erzielt worden sei. 
Eine ähnliche Entwicklung gebe es bereits in Rendsburg, 
Schleswig, Eutin und Malente. Derzeit liefen Abstimmungs-
ver fahren in Elmshorn und Pinneberg. Überall werde ver-
sucht, nicht nur die wohnbauliche Entwicklung, sondern auch 
andere Bereiche aufeinander abzustimmen. 

Tagungspräsident Klaus Redeski bedankt sich bei Herrn  
Püstow für den Vor trag und seine Diskussionsbeiträge.
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Dringlichkeitsanträge

Tagungspräsident Klaus Redeski ruf t sodann die
Dringlichkeitsanträge 1 bis 3 auf.

Er führ t aus, der Dringlichkeitsantrag 1 beziehe sich auf die 
Anträge AP 20/8 und AP 20/9. Dazu liege eine Synopse des 
Innen- und Rechtsausschusses zur Beratung der Landesbau-
ordnung vor. In dieser Synopse seien die Positionen des An-
trags AP 20/9 enthalten.

Dr. Ekkehard Krüger begründet den Dringlichkeitsantrag 1. 
Damit sollten die Abgeordneten des Schleswig-Holsteinischen 
Landtags aufgeforder t werden, insbesondere die Vorschläge 
des Landesseniorenrats sowie des Landesbeauf tragten für 
Menschen mit Behinderung zu berücksichtigen. Die senio-
renpolitischen Sprecherinnen und Sprecher der Fraktionen 
sollten gebeten werden, dieses Anliegen den Mitgliedern des 
Innen- und Rechtsausschusses nahezubringen.

Der zweite Teil des Dringlichkeitsantrags sei ein neu einge-
brachtes Anliegen. Das Bundes-Baugesetz enthalte eine ab-
schließende Aufzählung, die ältere Menschen und Menschen 
mit Behinderung nicht berücksichtige. Das bedeute, dass Bar-
rierefreiheit bei der Baufestsetzung keine Rolle spiele. Lan-
desregierung und Landtag sollten daher aufgeforder t werden, 
alles zu tun, um die Bundesbauordnung in diesem Sinn zu 
ändern beziehungsweise landesrechtliche Vorschrif ten zu er-
lassen, die den erhobenen Anforderungen entsprächen.

In der folgenden Abstimmung wird Dringlichkeitsantrag 1 bei 
einer Gegenstimme angenommen und einstimmig an den Ar-
beitskreis 2 über wiesen. Tagungspräsident Klaus Redeski 
weist darauf hin, dass mit der Annahme des Dringlichkeit-
santrags die Anträge AP 20/8 und AP 20/9 zurückgezogen 
seien.
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In der darauf folgenden Abstimmung über die Dringlichkeit-
santräge 2 und 3 wird die Dringlichkeit bejaht. Das Alten-
parlament verständigt sich darauf, diese Anträge zu über-
arbeiten und zu einem Antrag zusammenzufassen. Dieser 
soll nach den Berichten aus den Arbeitskreisen aufgerufen 
werden.

Auf Vorschlag des Tagungspräsidenten Klaus Redeski ver-
ständigt sich das Altenparlament ferner darauf, den Antrag 
AP 20/26, der keinem der Arbeitskreise über wiesen worden 
ist, am Schluss der Debatte aufzurufen.

Tagungspräsident Klaus Redeski merkt sodann an, an- 
gestrebt werde, die Arbeitskreise paritätisch und gleich stark 
zu besetzen. 

Sodann dankt er den Mitgliedern des Redaktionsausschus-
ses, die im Vor wege die eingereichten Anträge zusammenge-
stellt und redaktionell überarbeitet haben.

Er unterbricht die Sitzung des Plenums des Altenparlaments 
zur Aufnahme der Arbeit in den drei gebildeten Arbeitskrei-
sen.
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        AP/20 Dringlichkeitsantrag 1

Landesseniorenrat Schleswig-Holstein e.V.

Dringlichkeitsantrag zu unseren Anträgen AP 20/8 und 

AP20/9 betr. Landesbauordnung (LBO).

Wird dem nachfolgenden Antrag die Dringlichkeit zuerkannt, 

werden die AnträgeAP 20/8 und AP 20/9  zurückgezogen.

Der Antragstext und das Vorgehen wurden vom Vorstand des 

LSR am 13.08. beschlossen.

Antrag:
Das 20. Altenparlament möge beschließen:

Landtag und Landesregierung werden aufgeforder t, sich bei 

der Novellierung der Landesbauordnung (LBO) ef fektiv für 

Barrierefreiheit einzusetzen.

a) Die Abgeordneten des Landtags Schleswig-Holstein wer-

den gebeten, die im Umdruck 16/3336 des schleswig-hol-

steinischen Landtags aufgelisteten Vorschläge des Landes-

seniorenrates Schleswig-Holstein und die Vorschläge des 

Landesbeauf tragten für Menschen mit Behinderung bei der 

Neufassung der Landesbauordnung besonders zu beachten 

und entsprechende Regelungen zu tref fen. 

b) Sollten bei einigen Vorschlägen Bestimmungen des Bun-

des-Baugesetzbuches (BauGB) entgegenstehen, werden 



39

Driinglichkeitsanträge

Landtag und Landesregierung aufgeforder t, auf eine Ände-

rung der entsprechenden Regelungen im BauGB hinzuwir-

ken.

Begründung:
Der Landesseniorenrat hat fristgerecht zum 20. Altenparla-

ment einen detaillier ten Antrag zur Novellierung der LBO ge-

stellt. Die dor t aufgeführ ten Einzelheiten sind zwischenzeit-

lich aus der Anhörung im Innenausschuss am 7. Mai 2008 in die 

für den Landtag erstellte Synopse aller Vorschläge (Umdruck 

16/3336) bei den entsprechenden Paragraphen aufgenommen 

worden. Diese stehen im Innen- und Rechtsausschuss am  

3. September auf der Tagesordnung. Darüber wird im Alten-

parlament zu berichten sein. 

Das Ziel der Vorschläge des Landesseniorenrats und der Vor-

schläge des Landesbeauf tragten für Menschen mit Behinde-

rung ist, dem Grundsatz der Barrierefreiheit möglichst weit-

gehend Geltung zu verschaffen, indem bei Neuaufstellung 

bzw. Änderung von Bebauungsplänen einerseits die Außen-

bereiche möglichst so gestaltet werden, dass sie auch von 

Menschen mit Behinderungen genutzt werden können.

In der konkreten Bauausführung andererseits geht es dar-

um, neue Wohnungen weitgehend so zu bauen, dass sie mög-

lichst lebenslang und auch nach Eintrit t von Behinderungen 

genutzt werden können. Obwohl die DIN-Normen zur Barriere-

freiheit durch die vorgeschlagenen Regelungen nicht erreicht 

werden, sind die so gestalteten Wohnungen für ca. 90% der 

Betrof fenen geeignet. Für evtl. Nachbesserungen im Bedarfs-

fall wären sie weitgehend vorbereitet. Solche Bauten sind be-

zahlbar, für alle Bewohner bequem und zukunf tsfähig.
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Diese Grundsätze sollen durch Beschluss des 20. Altenparla-

ments bekräf tig t werden:

zu a) Hier geht es darum, der Forderung nach Barrierefrei-

heit, die im § 3 „Allgemeine Anforderungen“, Abs.1 der LBO 

nur deklamatorischen Charakter hat und in der Vergangen-

heit in der Bauausführung kaum beachtet wurde, dadurch 

Geltung zu verschaffen, dass Barrierefreiheit mit Augenmaß 

in die konkreten Bestimmungen der LBO eingearbeitet wird. 

Denn der „§ 3 Abs. 1 LBO ermächtigt nicht zum Erlass von Vor-

schrif ten, die als Festsetzung in einen Bebauungsplan aufge-

nommen werden können. Es handelt sich um ein allgemeines 

Rücksichtnahmegebot, das bei Abwägungen und der Anwen-

dung von Ermessen zu beachten ist. Es ist keine Vorschrif t 

zur Aufnahme von Festsetzungen gemäß § 9 Abs. 4 BauGB.“ 

(Zitat aus einem Vermerk des Rechtsamtes der Stadt Flens-

burg, EICHMEIER, Juli 2008)

Deshalb kann eine behinder tenfreundliche Bauausführung 

nur durch Aufnahme in die einzelnen Paragraphen der LBO 

mit konkreten Bauvorschrif ten erreicht werden.

zu b) Im Außenbereich von Bauvorhaben, die nicht ausdrück-

lich zweckbestimmt für besondere Menschengruppen (z. B. 

Menschen mit Behinderungen) oder für betreutes Wohnen 

und Pf lege errichtet werden, könnte Barrierefreiheit wohl nur 

dann rechtlich verbindlich festgesetzt werden, wenn sie aus-

drücklich in § 9 BauGB genannt wäre.

Gesetzliche Grundlage für Festsetzungen in Bebauungsplä-

nen ist § 9 Abs. 1 BauGB. Die dor t aufgezählten Festsetzun-

gen, die aus städtebaulichen Gründen in Bebauungsplänen 

aufgenommen werden können, sind abschließend.
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“Eine allgemeine, gewissermaßen f lächendeckende Festset-

zung, um in dem gesamten vom Bebauungsplan er fassten 

Gebiet z. B. Barrierefreiheit zu erreichen, widerspricht dem 

Zweck des § 9 Abs. 1 Nr. 8 BauGB. Dieser stellt auf den Be-

dar f ab.“ (Vermerk des Rechtsamtes der Stadt Flensburg wie 

oben)

§ 9 Abs.1 BauGB muss deshalb um eine entsprechende Nr. 

zur barr ierefreien Gestaltung von Außenbereichen ergänzt 

werden, damit das Land in der Formulierung des neuen § 84 

LBO und die Kommunen Handlungsfreiheit für Bebauungs-

pläne ohne Barrieren erhalten. Landtag und Landesregie-

rung sollen beim Bundesgesetzgeber darauf hinwirken.

Zur weitergehenden inhaltlichen Begründung gilt  die Begrün-

dung zum Antrag AP 20/9.

gez. Dr. Ekkehard Krüger



42

Altenparlament 2008

Dringlichkeitsanträge

       AP/20 Dringlichkeitsantrag 2

Seniorenbeirat der Gemeinde Grömitz, 23743 Grömitz

DB AG/sog. Bedien-Zuschlag bei Bahnfahrkar tenkauf

Empfänger: Schleswig-Holsteinischer Landtag 

Antrag:
Das 20. Altenparlament möge  beschließen:

Der Schleswig-Holsteinische Landtag wird aufgeforder t, sich 

dafür einzusetzen, dass die Deutsche Bahn AG auf die Einfüh-

rung eines sog. „Bedien-Zuschlags“ beim Kauf einer Fahrkar-

te am Schalter verzichtet. 

Begründung:
Mit dem Zuschlag von € 2,50 beim Kauf einer Fahrkar te am 

Schalter werden besonders ältere Reisende zusätzlich f inan-

ziell belastet, die über einen Internetzugang nicht ver fügen 

und so eine Fahrkar te ohne Zuschlag nicht er werben können. 

Nicht jedem Senior oder Seniorin steht ein Computer zur Ver-

fügung.

Zudem ist eine Buchung über die elektronischen Medien zur 

Zeit auch nicht angeraten. Im Lichte der aktuellen Diskussion 

über den Missbrauch persönlicher Daten  und deren krimi-

nellen Ver wendungen ist die Angabe des Bankkontos nur mit 

Zurückhaltung zu empfehlen. Auch das Lösen einer Fahrkar te 

über die Automaten stellt sich als sehr komplizier t dar und ist 

of t nur durch Assistenz anderer Mitreisender möglich. 

Im Interesse der Senioren und Seniorinnen bitten wir um Zu-

stimmung für unseren Antrag. 
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       AP/20 Dringlichkeitsantrag 3

Sozialverband Deutschland, Landesverband Schleswig-
Holstein

Antrag:
Das 20. Altenparlament möge beschließen:

Die Landesregierung wird aufgeforder t, sich vehement gegen 

die Einführung der Ser vicegebühr zur Inanspruchnahme der 

Reisezentren zum Er werb von Fahrkar ten bei der Bahn ein-

zusetzen.

Begründung:
Die Deutsche Bahn plant gegen Ende des Jahres 2008 die Ein-

führung einer Ser vicegebühr in Höhe von 2,50. Diese soll von 

Fahrgästen erhoben werden, die ihr Fahr ticket nicht am Fahr-

kar tenautomaten, sondern am Reiseser viceschalter er wer-

ben. 

Darin liegt eine Ungleichbehandlung zu Lasten älterer und 

behinder ter Menschen. 

Einerseits sind die bestehenden Fahrkar tenautomaten nicht 

allesamt barrierefrei, so dass behinder ten Menschen der Er-

werb einer Fahrkar te von vornherein ver wehr t wird und die 

Konsultation des Reiseverkehrszentrums die einzige Mög-

lichkeit darstellt. 

Weiterhin ist die Bedienung der Fahrkar tenautomaten wegen 

der Eingabe einer Codezahl derar t komplizier t, dass es insbe-

sondere älteren und behinder ten Menschen nicht zugemutet 

werden kann, sich diesem Prozedere zum Fahrkar tener werb 

zu unterziehen.
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Weiterhin ist gerade bei älteren Menschen das Ver trauen 

darauf gegeben, dass man die Fahrkar te auch im Zug beim 

Schaffner lösen könne. Dies ist mittler weile ein strafrechtlich 

relevantes Verhalten, da die meisten Züge nicht mehr ohne 

gültigen Fahrausweis betreten werden dür fen. Unter diesem 

Aspekt ist die Beibehaltung einer kostenlosen Beratung und 

Bedienung in den Reisezentren der Bahn unabdingbar. 
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          AP/20 Gemeinsame Dringlichkeitsanträge 2 und 3

des Seniorenbeirates der Gemeinde Grömitz und des
Sozialverbandes Deutschland, Landesverband Schleswig-
Holstein

Bedien-Zuschlag bei Bahnfahrkar tenkauf

Antrag:
Das 20. Altenparlament möge beschließen:

Der Schleswig-Holsteinische Landtag wird aufgeforder t, sich 

dafür einzusetzen, dass die Deutsche Bahn A. G. auf die Ein-

führung eines sog. „Bedien-Zuschlags“ beim Kauf einer Fahr-

kar te am Schalter verzichtet. 

Begründung:
Die Deutsche Bahn plant gegen Ende des Jahres 2008 die Ein-

führung einer Ser vicegebühr in Höhe von 2,50. Diese soll von 

Fahrgästen erhoben werden, die ihr Fahr ticket nicht am Fahr-

kar tenautomaten, sondern am Reiseser viceschalter er wer-

ben. 

Darin liegt eine Ungleichbehandlung zu Lasten älterer und 

behinder ter Menschen. 

Einerseits sind die bestehenden Fahrkar tenautomaten nicht 

allesamt barrierefrei, so dass behinder ten Menschen der Er-

werb einer Fahrkar te von vornherein ver wehr t wird und die 

Konsultation des Reiseverkehrszentrums die einzige Mög-

lichkeit darstellt. Nicht jedem Senior oder Seniorin steht ein 

Computer zur Ver fügung oder ist das System eingängig.
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Zudem ist eine Buchung über die elektronischen Medien zur 

Zeit auch nicht angeraten. Im Lichte der aktuellen Diskussion 

über den Missbrauch persönlicher Daten  und deren kriminel-

len Ver wendungen ist die Angabe des Bankkontos nur mit Zu-

rückhaltung zu empfehlen.

Weiterhin ist die Bedienung der Fahrkar tenautomaten wegen 

der Eingabe einer Codezahl derar t komplizier t, dass es insbe-

sondere älteren und behinder ten Menschen nicht zugemutet 

werden kann, sich diesem Prozedere zum Fahrkar tener werb 

zu unterziehen.

Gerade bei älteren Menschen ist das Ver trauen darauf ge-

geben, dass man die Fahrkar te auch im Zug beim Schaffner 

lösen könne. Dies ist mittler weile ein strafrechtlich relevan-

tes Verhalten, da die meisten Züge nicht mehr ohne gültigen 

Fahrausweis betreten werden dür fen. Unter diesem Aspekt 

ist die Beibehaltung einer kostenlosen Beratung und Bedie-

nung in den Reisezentren der Bahn unabdingbar. 

Im Interesse der Senioren und Seniorinnen bitten wir um Zu-

stimmung für unseren Antrag. 
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      AK 1
      AP 20/1

Sozialverband Deutschland,  Landesverband Schleswig-
Holstein

Generationenübergreifendes Wohnen

Empfänger: Landesregierung

Antrag:
Das 20. Altenparlament möge beschließen:
Die Landesregierung wird aufgeforder t, im Rahmen ihrer Ein-
f lussmöglichkeiten (Raumordnungspläne) dafür zu sorgen, 
dass die Kommunen vor wiegend im innerstädtischen Bereich 
Bebauungspläne entwickeln, die ein generationenübergrei-
fendes Wohnen fördern. 

Begründung:
Die demograf ische Entwicklung in Schleswig-Holstein wird 
in den nächsten Jahren dazu führen, dass die absolute Zahl 
der Menschen im Lande abnehmen wird, das durchschnittli-
che Lebensalter sich erhöhen wird und aufgrund der gesell-
schaf tlichen Entwicklung ein erhöhter Bedarf an so genann-
ten Single-Wohnungen bestehen wird. 

Unter diesem Aspekt ist vorhersehbar, dass insbesondere äl-
tere Menschen den ländlichen Raum verlassen werden und 
sich in die „Obhut“ der Stadt begeben werden, um sich In- 
frastrukturmöglichkeiten zu erschließen. 
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Deshalb müssen im innerstädtischen Bereich Möglichkei-
ten geschaffen werden, um ein generationenübergreifendes 
Wohnen zu ermöglichen. 

Die älteren Menschen sind an die Infrastruktur in der Stadt 
gebunden, junge Familien werden sich in Ansehung steigen-
der Energiepreise die Wohnung auf dem Land nicht mehr leis-
ten können. 

Die Synergie-Ef fekte von Jung und Alt in einem geordne-
ten nachbarschaf tlichen Nebeneinander sind sehr beein- 
druckend und somit auch unter Aspekten der Bebauungspla-
nung  zu fördern. 
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      AK 1
      AP 20/2

Sozialverband Deutschland, Landesverband-Schleswig-
Holstein

Wohnquar tiere

Empfänger: Landesregierung

Antrag:
Das 20. Altenparlament möge beschließen:
Die Landesregierung möge darauf hinwirken, dass sich in den 
Städten eine quar tiersbezogene Ausrichtung auf das genera-
tionenübergreifende Miteinander ergibt. Hiermit müssen Ein-
richtungen der Bildung, insbesondere die Volkshochschulen, 
Kultur, Informations- und Kommunikationsinfrastruktur be-
sonders geförder t werden.

Begründung:
Der generationenübergreifende Ansatz besteht darin, dass 
Menschen in Zukunf t aus vielerlei Gründen nicht mehr in der 
Lage sein werden, stets große Strecken zu über winden. 

In den Städten müssen Wohnquar tiere entstehen, die so-
wohl die Einrichtungen der Bildung, Kultur, Informations- und 
Kommunikationsinfrastruktur darbieten. Von der Postagentur 
über die Schule bis hin zum Kulturzentrum und dem Internet-
Anschluss müssen Möglichkeiten gegeben sein, diese Ange-
bote kostengünstig zu nutzen.

Mit diesen vielfältigen Nutzungsmöglichkeiten ergeben sich 
zwangsläuf ig generationsübergreifende Handlungsweisen in 
Form des „Dialogs der Generationen“.
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      AK 1
      AP 20/3

Landesseniorenbeirat Schleswig-Holstein

Stärkung für Verbraucherschutz

Empfänger: Landtag und Landesregierung

Antrag:
Das 20. Altenparlament möge beschließen:
Landtag und Landesregierung werden aufgeforder t, die Zu-
schüsse für die Arbeit der Verbraucherzentralen in Schleswig-
Holstein soweit zu erhöhen, dass wenigstens an den Sitzen 
der Kreisver waltungen und in den kreisfreien Städten eine 
umfassende Verbraucherberatung an festem Or t mit ausrei-
chenden und regelmäßigen Öffnungszeiten möglich ist.

Begründung:
Bei der bundesweiten Qualitätsprüfung der Verbraucher-
schutzpolitik im Jahr 2007 landete das Land Schleswig-Hol-
stein auf dem letzten Platz. Dies mag am geringen Interesse 
und unzureichenden Zuständigkeits-Regelungen auf Landes-
ebene liegen.

Es hängt aber – im Ergebnis! – vor allem damit zusammen, 
dass in den letzten Jahren die Mittel der Verbraucherzentralen 
drastisch gekürzt wurden. So gibt es heute statt ursprünglich 
21 Beratungsstellen nur noch fünf. Diese sind infolge ihrer 
Lage und Öffnungszeiten selbst nicht so verbraucherfreund-
lich, wie es notwendig wäre. Die eingeschränkten Öffnungs-
zeiten der Beratungsstellen stehen in krassem Gegensatz zu 
den ausufernden Geschäf tszeiten in den Einkaufszentren.

Der Zuschuss für Verbraucherarbeit liegt in Schleswig-Hol-
stein im 31 ct/Einwohner im Jahr noch unterhalb  des bundes-
weiten Durchschnitts von 39 ct.
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Angesichts der tiefgreifenden und schnellen Veränderungen 
in fast allen Bereichen des Wir tschaf tslebens, inklusive der 
ständig zunehmenden Beratungsversuche, speziell im Inter-
net- und Telefonmarketing, sind viele Verbraucher, insbeson-
dere aber ältere Menschen, auf vielfältige und umfassende, 
persönlich leicht aufsuchbare und erschwingliche Beratung 
angewiesen.

gez. Dr. Ekkehard Krüger
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      AK 1
      AP 20/4

Diakonisches Werk Schleswig-Holstein

Energieversorgung

Empfänger: Schleswig-Holsteinischer Landtag

Antrag:
Das 20. Altenparlament möge beschließen:
Der Schleswig-Holsteinische Landtag möge sich dafür einset-
zen, dass die Energieversorger staatlich so kontrollier t wer-
den, dass ältere Menschen Zutrauen zu den Preisen haben, 
die ihnen heute abverlangt werden.

gez. Uwe Koch



53

Anträge

      AK 1
      AP 20/5

Sozialverband Deutschland, Landesverband Schleswig-
Holstein

Mediator

Empfänger: Landesregierung

Antrag:
Das 20. Altenparlament möge beschließen:
Die Landesregierung wird in Ansehung des Landesentwick-
lungsplanes, hier Kapitel 8.4., aufgeforder t, dafür zu sorgen, 
dass ältere Menschen für eine Tätigkeit als  Mediator/in in 
Schulen und Kinder tagesstätten vorbereitet werden. Älte-
re Menschen sollen dor t, aufbauend auf ihrem Er fahrungs-
schatz, jungen Menschen bei ganz alltäglichen Problemen 
helfen.

Es ist zu prüfen, inwieweit die gemäß Kapitel 8.3 (2) Landes-
entwicklungsplan genannten Familienbüros hierbei Koordi-
nationsaufgaben übernehmen können. 

Begründung:
Das Leben sowohl älterer als auch jüngerer Menschen ist in 
der heutigen Zeit davon geprägt, dass Familienbindungen 
traditioneller Natur nicht mehr bestehen oder in Auf lösung 
sind. Dies hat insbesondere auf den Dialog der Generationen, 
das gegenseitige Generationenverständnis und das generati-
onenübergreifende Handeln zum Teil negative Auswirkungen. 
Es führ t in der Gesellschaf t zur „Abschottung“ der Generati-
onen voneinander. 

Dies kann weder ein gesellschaf tliches Ziel noch eine trag-
fähige Säule für die Zukunf t der Daseinsvorsorge in unserem 
Land sein.
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Deshalb forder t der Sozialverband Deutschland, dass in ei-
nem Begegnungsraum wie den Schulen und Kinder tagesstät-
ten ältere Menschen als Ansprechpar tner tätig sind, um sich 
den Problemen der jungen Menschen anzunehmen und diese 
sachgerecht zu beraten. Ein derar tiger lockerer Kontakt zwi-
schen Alt und Jung könnte einen wahrhaf tigen Dialog der Ge-
nerationen fördern, da Schulen und Kinder tagesstätten Or te 
der Begegnung und des Miteinanderredens sind und bleiben 
müssen. 
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      AK 1
      AP 20/6

Senioren-Union, Kreisverband Steinburg

Antrag auf Erhöhung der Kilometerpauschale

Antrag:
Das 20. Altenparlament möge beschließen:
... nach § 12 des Tarif ver trages Arbeitszeit für Schleswig-Hol-
stein (T V-ArbZ SH) für dienstliche Fahr ten mit dem privaten 
Pkw ihren Beschäf tigten ein Kilometergeld in Höhe des steu-
erlichen Höchstsatzes, also 30 Cent pro Kilometer. Die Lan-
desregierung wird aufgeforder t Ehrenamtler nicht weiter mit 
der Kürzung von 20 Cent abzuspeisen.

gez. Heinz Schönhoff, 
Kreisvorsitzender



56

Altenparlament 2008

Anträge

      AK 1
      AP 20/7

Der PARITÄTISCHE Schleswig-Holstein e.V

Bereich: Qualität sozialer Arbeit

Empfänger: Landesregierung und die 
 zuständigen Ministerien

Antrag:
Das 20. Altenparlament möge beschließen:
Die Landesregierung und die zuständigen Ministerien mögen 
darauf hinwirken, dass tarif ver tragliche Lohn- und Gehalts-
erhöhungen sowie die inf lationsbedingten Kostensteigerun-
gen obligatorisch von den Sozialversicherungs- und von den 
kommunalen Kostenträgern im Rahmen der Leistungsentgel-
te übernommen werden.

Begründung:
Im Bereich der sozialen Arbeit ist zunehmend eine Tendenz 
ständig steigender Anforderungen und Kosten für die Leis-
tungsanbieter und niedrig bleibender bzw. niedrig wer-
dender Leistungsentgelte festzustellen. Die Qualitätsan-
forderungen werden immer größer, ohne dass dies seine 
Entsprechung im Bereich der Entgelte f indet. Die Arbeits-
bedingungen für Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter in sozi-
alen Einrichtungen und Diensten verschlechtern sich dra-
matisch. Zwar steigen nach Jahren sinkender Reallöhne die 
Löhne in den meisten Branchen wieder deutlich an, doch die 
Löhne im sozialen Bereich sind vom Tarifabschluss im öf-
fentlichen Dienst und der positiven Tarifentwicklung insge-
samt abgekoppelt. Dies hat wesentlich mit der wachsenden 
Schere zwischen geforder ten Leistungen und den nicht ge-
währ ten angemessenen Entgelten zu tun.
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Der Umgang mit Menschen in der Pf lege, die Betreuung und 
Erziehung von Kindern, die Behandlung von Menschen in 
Krankenhäusern, die Förderung behinder ter oder psychisch 
erkrankter Menschen er fordern hohe fachliche Kompetenzen 
und ein besonderes persönliches Engagement, das weit über 
arbeitsver tragliche Bedingungen hinausgeht. 

Es ist für die Gesellschaf t äußerst wichtig, dass für diese ver-
antwor tungsvolle und schwere Arbeit ein angemessenes Ent-
gelt und damit ein gerechter Lohn gezahlt wird. Auch die Mit-
arbeiterinnen und Mitarbeiter im sozialen Bereich haben das 
Recht auf einen Lohn, von dem sie leben, von dem sie ihre 
Kinder und ihre Familie unterhalten können. Zudem besteht 
die Gefahr, dass die Qualität der sozialen Arbeit, die auf ei-
nem geringen wir tschaf tlichen Niveau erbracht werden muss, 
nicht mehr in der für die Zielgruppen er forderlichen Weise 
erbracht werden kann und auch nicht mehr qualif izier te und 
engagier te  Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter für diese an-
spruchsvollen Arbeitsbereiche gewonnen werden können.

Es muss befürchtet werden, dass Mitarbeiterinnen und Mitar-
beiter in der sozialen Arbeit zunehmend unter unsicheren und 
bedrohenden Rahmenbedingungen wie befristete Arbeitsver-
träge, Lohndumping, Beschäf tigungen auf Honorarbasis (of t 
genug mit dem Charakter der Scheinselbständigkeit), Arbeit 
im Graubereich des Rechts und ständiger Arbeitsverdichtung 
beschäf tigt sind. Pf lege- und betreuungsbedürf tige Men-
schen, ihre Angehörigen und Kinder und Jugendliche aus der 
Jugendhilfe haben aber ein Recht auf fachlich gut qualif izier-
te Leistungen, auf gut ausgebildete und fair entlohnte Mitar-
beiterinnen und Mitarbeiter, auf genügend Personal, das ih-
nen auch zu ungünstigen Zeiten zur Ver fügung steht.

Die Ver wirklichung des Sozialstaatsauf trages des Grundge-
setzes und die Bereitstellung sozialer Hilfen und Dienstleis-
tungen im Rahmen einer öf fentlichen Verantwor tung er for-
dern deshalb eine nachhaltige Stärkung und Förderung der 
gemeinwohlorientier ten Leistungsanbieter sozialer Arbeit.
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      AK 2
      AP 20/8

Landesseniorenrat Schleswig-Holstein

Landesbauordnung (LBO)

Empfänger: Schleswig-Holsteinischer Landtag

Antrag:
Das 20. Altenparlament möge beschließen:
Der Landtag Schleswig-Holstein wird aufgeforder t, die nach-
folgend in der Stellungnahme des Landesbeauf tragten für 
Menschen mit Behinderung (Schleswig-Holsteinischer Land-
tag, Umdruck 16/2849) aufgeführ ten Vorschläge mit ihren 
Begründungen bei der Neufassung der Landesbauordnung zu 
beachten und entsprechende Regelungen zu tref fen.

Wor tlaut der Stellungnahme des Landesbeauf tragten:

Aus behinder tenpolitischer Sicht müsste der Gesetzesent-
wurf der LBO um weitere Punkte er weiter t werden:

·  „Ich schlage vor, konkrete Regelungen über barrierefreie 
Flucht- und Rettungswege in Ergänzung des geplanten § 15 
LBO festzulegen. So gibt es im geplanten § 34 LBO keinerlei 
Aussagen über eine barrierefreie Selbstrettung im Brandfall. 
Der Bereich des Brandschutzes und der Rettungswege ist nur 
dann konsequent geregelt, wenn auch bauliche Maßnahmen 
für eine barrierefreie Selbstrettung verpf lichtend eine Rolle 
spielen.

·  Ich schlage vor, eine Formulierung zur zusätzlichen nach-
träglichen Umrüstbarkeit von barrierefrei erreichbaren 
Wohnungen gemäß des geplanten § 52 LBO zum Barriere- 
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freien Bauen zu barrierefrei nutzbaren Wohnungen gemäß DIN  
18 025 Teil 2 in das Gesetz aufzunehmen. Dadurch wäre eine 
Erhöhung der Zahl der barrierefreien Wohnungen und somit 
ein deutliches verbesser tes barrierefreies Angebot gegeben. 
Dies würde auch den Anforderungen, die sich im Wohnungs-
bau hinsichtlich des demograf ischen Wandels ergeben, posi-
tiv entgegenkommen.

· Die sich aus dem § 11(1) Landesbehinder tengleichstel-
lungsgesetz (LBGG) ergebende verpf lichtende barrierefreie 
Gestaltung von Neubauten sowie großen Um- und Er weite-
rungsbauten baulicher Anlagen der Träger der öf fentlichen 
Ver waltung entsprechend den allgemein anerkannten Regeln 
der Technik beinhaltet neben der Anwendung der vom Land 
Schleswig-Holstein zum Barrierefreien Bauen eingeführ ten 
Normen DIN 18024 Teil 1 und 2 sowie DIN 18025 Teil 1 und 
2 in der Liste der Technischen Baubestimmungen u. a. auch 
die baulichen Maßnahmen zur Barrierefreiheit für sensorisch 
eingeschränkte Menschen. Diese baulichen Maßnahmen für 
seh- und hörbehinder te Menschen gehören zu den allge-
mein anerkannten Regeln der Technik. Sie f inden nach mei-
nen Er fahrungen in diesem Bereich in der Praxis keine oder 
eine nicht ausreichende Berücksichtigung in der Umsetzung 
im baulichen Bereich. Hintergrund ist hier, dass die einge-
führ ten benannten Normen völlig veraltet sind, fast keine 
Aussagen zur Sensorik enthalten, und eine Novellierung der 
Normen zum Barrierefreien Bauen durch das Deutsche Insti-
tut für Normung (DIN) in diesem Bereich noch Jahre dauern 
wird. Hier schlage ich einen eindeutigen Hinweis im neuen 
§ 52 LBO in Form einer Formulierung einer entsprechenden 
verpf lichtenden Anwendung des LBGG, hier insbesondere der 
§§ 1 sowie 11 (1) LBGG, für bauliche Anlagen der Träger der 
öf fentlichen Ver waltung, vor. Derzeit gibt es hier beispiels-
weise keine klare Vorgabe von Mindestanforderungen zur 
Barrierefreiheit beim Bau öf fentlicher Gebäude des Landes 
Schleswig-Holstein, die unter Aufsicht der GMSH/ LVSH her-
gestellt werden.
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· Es müssen deutliche Sanktionen bei Nichtbeachtung der 
Vorschrif ten zum Barrierefreien Bauen geschaffen werden. 
Viele der jetzt sich schon in der Landesbauordnung bef in-
denden Bereiche sind zur Barrierefreiheit positiv im Sinne ei-
ner nachhaltigen Barrierefreiheit geregelt, wenn sie im vol-
len Umfange und sinnhaf t angewandt werden. Of t erreichen 
mich Informationen, dass Punkte zur Barrierefreiheit, die ver-
pf lichtend baulicherseits Berücksichtigung f inden müssten, 
nicht umgesetzt wurden. Hier bedarf es aus hiesiger Sicht 
deutlicherer Sanktionsmechanismen, um stringenter Barrie-
refreiheit durchzusetzen und einzuhalten.“



61

Anträge

      AK 2
      AP 20/9

Landesseniorenrat Schleswig-Holstein

Barrierefreies Bauen

Empfänger: Schleswig-Holsteinischer Landtag

Antrag:
Das 20. Altenparlament möge beschließen:
Der Landtag Schleswig-Holstein wird aufgeforder t, zur Durch-
setzung der Bestimmungen des § 3 (1) „…ist auf die besonde-
ren Belange von Familien mit Kindern, von alten Menschen 
sowie Menschen mit Behinderungen durch den Grundsatz 
barrierefreien Bauens Rücksicht zu nehmen“ nachfolgende 
Regelungen in die vom Landtag zu verabschiedende neue 
Landesbauordnung (LBO) aufzunehmen bzw. zu ändern oder  
zu streichen:
(Es gelten die §§-Nr. des Gesetzentwurfs der Landesregie-
rung = Landtagsdrucksache 16/1675)

§ 5  neu: (3) Zu- und Durchfahr ten müssen frei von Absätzen 
oder Stufen sein. 

§ 9  anfügen: ...Dies gilt auch für Ein- und Zweifamilienhäu-
ser, wenn die Beschaffenheit des Geländes Barrierefreiheit 
mit ver tretbarem Auf wand ermöglicht.

§ 35 (5) ergänzen: ... Die Mindestbreite einer notwendigen 
Treppe zwischen Wohnräumen oder von mehreren Personen 
gleichzeitig genutzten Räumen beträgt: 1 m.
neu: (9) Wenn notwendige Treppen auf eine Wand zulaufen, 
ist so ausreichend Wenderaum vorzusehen, dass auch eine 
Trage für Krankentranspor t benutzt werden kann. Wo dies 
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nicht möglich ist, ist ein Rettungsfenster [§ 38, (5)] oder eine 
entsprechende Tür anzubringen.

Zusätzliche Begründung:
Menschen nach einem Unfall, Alte und Gebrechliche können 
of t nicht ohne Hilfe eine Treppe benutzen. Dafür ist er forder-
lich, dass die helfende Person neben ihr gehen kann. 

Auch für die spätere Anbringung eines zweiten Handlaufs 
oder eines Treppenlif ts (auch hier ist für die benutzende Per-
son of t oder gelegentlich Hilfe notwendig)gilt diese Mindest-
breite.

Heute werden Einfamilienhäuser of t so gebaut, dass kran-
ke Menschen auf dem Buckel des Rettungswagenfahrers die 
Treppe hinunter gelangen. Fast immer ist dies durch eine Um-
planung im Entwurfsstadium zu vermeiden, ohne nennens-
wer te Mehrkosten zu verursachen.

§ 37 (2)  ergänzen: ... dass sie für den größten zu er war ten-
den Verkehr, auch für die Selbstrettung von Rollstuhlfahrer/
innen ausreichen. Sie müssen frei von Stufen sein.
streichen: „In den Fluren ... unzulässig.“

§ 38 (3) ergänzen: Innerhalb der Wohnung müssen die Türen 
eine lichte Durchgangsbreite von mindestens 0,80 m haben.
§ 38 (5) ergänzen: Fenster, die als Rettungswege nach § 34 
Abs. 2, Satz 2 und § 35 Abs. 9 dienen, ...

§ 49 (3) ergänzen: ... Mindestens ein Bad-/Toilettenraum 
muss so bemessen sein, dass er auch mit einem Rollator oder 
schmalen Rollstuhl (- 70cm breit) genutzt werden kann. Die 
Tür dieses Raumes muss eine lichte Durchgangsbreite von 
mindestens 0,80 m haben sowie nach außen geöffnet oder 
ohne großen Auf wand bei Bedarf entsprechend umgesetzt 
werden können. 
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§ 50 ergänzen: (10) Neu errichtete Stellplätze und Garagen 
müssen von den zugeordneten Gebäuden aus barrierefrei er-
reichbar sein. Bei neu errichteten Stellplätzen und Garagen 
ist eine ausreichende Anzahl in Überbreite für Rollstuhlfah-
rer/innen vorzusehen.

10 wird 11 
klarstellen: (11) ... Auf fahr trampen für Autos sollen in Vorgär-
ten nicht angelegt werden. 
Zusätzliche Begründung: 
Diese Klarstellung ist notwendig, um ggf. die Errichtung von 
Rampen für Rollstuhlfahrer in Vorgär ten zu ermöglichen.

11 wird 12.

§ 52 (2)  streichen: … in den dem allgemeinen Besucher ver-
kehr dienenden Teilen …

§ 84 (1)  ergänzen: 3. den barrierefreien Zugang von öf fentli-
chen Verkehrswegen, Stellplätzen und Garagen zu den Woh-
nungen auch innerhalb des Grundstücks.

3. wird 4.

4. wird 5. 
5. die barrierefreie Gestaltung der Plätze für ....

5. wird 6.

Begründung:
Schon in den ersten Jahren des neuen Jahrhunder ts zeichnet 
sich als demograf ischer Trend in Schleswig-Holstein deutlich 
ab:·  Die Lebenser war tung wird weiter steigen.·  Der Anteil der Menschen über 60 Jahren an der Bevölke-

rung in Schleswig-Holstein beträgt schon jetzt über 25 % 
und wird bis 2025 auf ca. 35% anwachsen.
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· Menschen über 60 Jahren sind noch zwei bis drei Jahrzehn-
te aktiv, nehmen am gesellschaf tlichen Leben teil und sor-
gen für sich selbst, solange ihr Gesundheitszustand und 
die Möglichkeiten in ihrem Zuhause dies zulassen.

Vorsorglich lassen sich dafür – auch im Fall eines Unfalls, bei 
Krankheit oder Eintreten von Gebrechlichkeit und Behinde-
rungen – allgemeine bauliche Vorkehrungen tref fen.

Die neue Landesbauordnung kann hierzu einen entscheiden-
den Beitrag leisten.

§ 3 Allgemeine Anforderungen
(1) Bei der Planung, Errichtung, Änderung und Nutzungsän-
derung baulicher Anlagen und der Gestaltung von Grund-
stücken ist auf den Schutz der natürlichen Grundlagen des 
Lebens sowie auf die besonderen Belange von Familien mit 
Kindern, von alten Menschen sowie Menschen mit Behinde-
rungen durch den Grundsatz des barrierefreien Bauens Rück-
sicht zu nehmen. …

Das ist der Wor tlaut, der unveränder t aus der bisher gelten-
den LBO übernommen werden soll. Was „barrierefreies Bau-
en“ beinhaltet ist in den DIN 18025.1 und 2 „Barrierefreie 
Wohnungen“ def inier t.

Demgegenüber – wie auch die tatsächliche Baupraxis der ver-
gangenen Jahrzehnte belegt! – sind im Entwurfsprozess der 
neuen LBO von Ver waltung und Sachverständigenkommissi-
on die Forderungen des § 3.1 weitgehend ignorier t worden. 

Im vorliegenden Gesetzentwurf der Landesregierung (Druck-
sache 16/1675) haben ganz of fensichtlich bautechnische 
Standards, Verkehrssicherheit und Unfallverhütung, aus-
drücklich auch für Kinder, Vorrang vor der Unfallverhütung 
und Erleichterungen für alte Menschen und Menschen mit Be-
hinderungen.
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Die allgemeine Auf forderung im eingangs zitier ten § 3.1 wirkt 
sich in der Planungs- und Genehmigungspraxis nicht bis in 
die konkrete Bauplanung aus. Das ist an zahlreichen öf fent-
lichen und privaten Bauten der letzten Jahrzehnte in Schles-
wig-Holstein belegbar. Deshalb müssen Konkretisierungen 
bis in die betref fenden Paragraphen hinein er folgen, um 
nachhaltig in die Planungs-, Bau- und Prüfpraxis Eingang zu 
f inden.

Denn es scheint so, als sei die optische Gestaltung von Bau-
ten und ihrer Umgebung (z. B. Baum- und Buschpf lanzungen 
an Garagen [§ 50 (9)], Begrünung [§ 84 (1)] und sogar(!) das 
Freihalten der Vorgär ten von Rampen(!) [§ 50 (10)]) wichtiger 
als Erleichterungen für Gebrechliche und Menschen mit Be-
hinderungen. 

Wo bleibt demgegenüber die Festlegung, dass Stellplatz-/
Garagenanlagen eine ausreichende Anzahl (z. B. 20%) Plät-
ze für überbreite Fahrzeuge bzw. Rollstuhlfahrer haben und 
dass die Wege zum Haus für diese befahrbar sein müssen?  
Warum wird für Außenanlagen nicht generell neben der „Ver-
kehrssicherheit“ die Barrierefreiheit ausdrücklich vorge-
schrieben?

Der Antrag beinhaltet ein Minimum, das in ca. 90% der Fäl-
le nach einem Unfall oder Eintreten von Gebrechlichkeit oder 
Behinderungen den Verbleib in der eigenen Wohnung ermög-
licht (z. B. durch Einbau eines Treppenlif ts, Einrichtung eines 
Waschplatzes in einem großzügiger geplanten Sanitärraum, 
Umsetzung einer Tür, Parkplatztausch mit einem Nachbarn, 
ggf. nachträgliche Ver festigung genutzter Freif lächen).

Diese Festlegungen müssen für alle Neubauten gelten, d.h. 
auch für Einfamilienhäuser! Sie erleichtern von Anfang an 
allen Bewohnern das Leben (z. B. durch Schwellenfreiheit 
für Kinder wagen und Rollkof fer, gute Ausleuchtung und Be-
quemlichkeit von Treppen, leichteren Transpor t von Möbeln, 
schweren Lasten und kranken Menschen; die Möglichkeit des 
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Verbleibs in der gewohnten Umgebung auch nach einem Un-
fall oder Eintrit t von Gebrechlichkeit).

Zu begrüßen sind die Fahrstuhlvorgaben in § 40 (4-5). Was 
nützt es aber, Flächengrößen, Stufenfreiheit, Breite der Woh-
nungstür usw. vorzuschreiben, wenn im § 38 (3) keine Min-
desttürbreiten innerhalb der Wohnung festgelegt werden, die 
eine Nutzung der Wohnung wenigstens mit einem schmalen 
Rollstuhl ermöglichen. Ausreichend wären 80 cm (entspre-
chend DIN 18025.2) – aber auch für Bad und Nebenräume 
(hier sind es in der Praxis of t nur 70 cm)!

Der § 52 (2) f f  für öf fentliche Gebäude ist so formulier t, dass 
Menschen mit Behinderungen lediglich als „Besucher“ be-
rücksichtigt werden. Aber selbst unter dieser Voraussetzung 
werden bei den Bauabnahmen of t Fehler gemacht, wie die Be-
hinder tenbeauf tragten – leider meist zu spät – immer wieder 
feststellen müssen.

Zur Begründung wird auf das Schwerbehinder tenrecht ver-
wiesen, das die Gestaltung von Arbeitsplätzen und deren 
Umfeld regelt. Aber welcher Architekt kennt und berücksich-
tigt dieses Schwerbehinder tenrecht, welcher Bauherr weist 
ihn darauf hin, welcher Prüfer in der Baubehörde hat es auf 
dem Schreibtisch? Nach dem Grundsatz der „Inklusion“ (vgl. 
Entwurf zum Landesentwicklungsplan 2009, S.113) müssen 
alle Teile eines öf fentlichen Gebäudes für jeden Menschen 
möglichst gefahrenfrei benutzbar sein.

Die mehrfach (z. B. bei „notwendigen Treppen“  [§ 35 (5)]  und 
„notwendigen Fluren [§ 37 (2)] gebrauchte Formulierung „für 
den größten zu er war tenden Verkehr geeignet“ begünstigt, 
dass die Bedürfnisse gebrechlicher Menschen nach Stütze 
und Begleitung auf der Treppe (evtl. der spätere Einbau ei-
nes Treppenlif ts), bzw. die „notwendige“ Nutzung eines Flurs 
durch Rollstuhlfahrer schon fast regelmäßig vergessen wird. 
Wir halten eine Mindestbreite von 100 cm – auch bei notwen-
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digen Treppen und Fluren in Einfamilienhäusern (!) – für un-
verzichtbar!

Schlussbemerkung:
In der Diskussion werden immer wieder drei Argumente ge-
gen die hier vorgeschlagenen Änderungen angeführ t:

1. Die neue LBO sollte möglichst wenige Vorschrif ten enthal-
ten. Richtig, aber es müssen die für Menschen richtigen Vor-
schrif ten sein, ohne jemanden auszugrenzen (Grundsatz der 
„Inklusion“).

2. Die hier aufgestellten Forderungen führten vor allem für 
private Bauherren zu untragbaren  und deshalb unzumutba-
ren Kostensteigerungen. Falsch: Ihre Berücksichtigung schon 
in der Planung verteuert den Bau nur geringfügig, spart aber 
später Geld für aufwendige Umbauten und erhöht angesichts 
des „demographischen Wandels“ den Verkaufswert der Immo-
bilie.

3. „Wenn sich Häuslebauer mühsam das Geld zusammen ge-
spar t haben, sollen sie auch so bauen können, wie sie das 
wollen.“ Richtig, aber sie müssen auch jetzt schon viele tech-
nisch-notwendige und im Bebauungsplan festgelegte gestal-
terische Vorschrif ten befolgen, die of t schwer einsehbar sind. 
Demgegenüber ist Barrierefreiheit ein hoher Komfor t, der im 
Bewohnen des „Häuschens“ unmittelbar spürbar ist.

Auch ist zu hören, Barrierefreiheit sollte bundesweit geregelt 
sein. Das wäre schön. Schon jetzt aber ermöglicht das Bun-
des-Baugesetzbuch im § 9 (1) 11 Festsetzungen für alle Ver-
kehrsf lächen bis zur Haustür. Niemand hinder t das Land in 
der LBO! – und nachfolgend die Kommunen – in den Bebau-
ungsplänen! –  daran, für alle Verkehrsf lächen Barrierefrei-
heit festzusetzen. Festsetzungen für barrierefreie Ausfüh-
rung der Bauvorhaben selbst sind ohnehin Ländersache.

gez. Dr. Ekkehard Krüger
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      AK 2
      AP 20/10

Der PARITÄTISCHE Schleswig-Holstein e. V.

Bereich: Barrierefreiheit/Inklusion

Empfänger: Landesregierung und die 
 zuständigen Ministerien

Antrag:
Das 20. Altenparlament möge beschließen:
Die Landesregierung und die zuständigen Ministerien mögen 
darauf hinwirken, dass alle Mitarbeiter und Mitarbeiterinnen 
von Baubehörden in Fragen der Planung und Umsetzung bar-
rierefreier öf fentlicher Flächen und Gebäude im Sinne der DIN 
18024-1, 18024-2, 18025-1 und 18025-2 und ihrer weiteren 
Entwicklungen geschult werden.

Begründung:
Aufgrund des § 59 der Landesbauordnung ist ein Bauherr ver-
pf lichtet, sein Bauwerk barrierefrei zu errichten. In der prak-
tischen Umsetzung wird diese Verpf lichtung jedoch äußerst 
unterschiedlich ausgelegt, auch von den Bauordnungsbehör-
den. Dies  führ t nicht immer dazu, dass ein geplantes Bau-
werk auch tatsächlich barrierefrei wird. 

Barrierefreiheit bedeutet für Menschen mit Hör- oder Sehbe-
hinderungen etwas gänzlich anderes als für Menschen mit 
Einschränkungen im Bereich der Mobilität. So ist beispiels-
weise eine abgesenkte Fahrbahn ohne spürbare Bordstein-
kante für Menschen mit einer Sehbehinderung lebensgefähr-
lich. Unzureichende Beleuchtungen in öf fentlichen Gebäuden 
oder öf fentlich zugänglichen Gebäuden machen einen mögli-
cher weise für Menschen mit eingeschränkter Mobilität bar- 
rierefreien Raum für Menschen mit Hör- oder Sehbehinderun-
gen unzugänglich oder nur schwer erschließbar.
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Um den unterschiedlichen Bedürfnissen gerecht werden zu 
können, ist ein erhebliches Fachwissen er forderlich. Ein auf 
den entsprechenden DIN-Normen basierendes For tbildungs-
programm für die Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter der Bau-
ordnungsbehörden kann dazu beitragen, den Kenntnisstand 
über umfassende Barrierefreiheit an den entscheidenden 
Stellen zu erhöhen. Hierdurch wird dazu beigetragen, dass 
über die Herstellung größtmöglicher Barrierefreiheit die In-
klusion behinder ter Menschen in die Gesellschaf t sicherge-
stellt werden kann.
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      AK 2
      AP 20/11

Sozialverband Deutschland, Landesverband Schleswig-
Holstein

Wohn-Riester

Empfänger: Landesregierung

Antrag:
Das 20. Altenparlament möge beschließen:
Die Landesregierung wird aufgeforder t, sich im Rahmen ihrer 
bundespolitischen Möglichkeiten dafür einzusetzen, dass die 
Ver wendung der so genannten Riesterrente zum Er werb von 
Wohneigentum (Wohn-Riester) nur dann er folgen soll, wenn 
die zukünf tigen Bauherren bei Erstellung eines Neubaues die 
Grundsätze der Barrierefreiheit berücksichtigen. 

Begründung:
Die derzeitige Konzeption, indem so genannte Riester ver trä-
ge für die Schaffung von Wohneigentum ver wendet werden 
können und damit staatliche Beihilfen zu Eigentumsbildung 
herangezogen werden ist grundsätzlich ein richtiger Schrit t.

Die bauwilligen Menschen schaffen sich mit ihrem Haus ein 
Stück Altersvorsorge.

Dieses muss jedoch hinsichtlich seiner technischen Konzep-
tion auch auf die Belange und Bedürfnisse im Alter ausge-
richtet sein.

Demzufolge ist es nur logisch, dass über die Riester förde-
rung f inanzier te Häuser insbesondere den Belangen der Bar-
rierefreiheit entsprechen müssen.
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      AK 2
      AP 20/12

DGB-Seniorinnen und -Senioren

Pf legezeitgesetz

Empfänger: Landesregierung

Antrag:
Das 20. Altenparlament möge beschließen:
Die Landesregierung wird aufgeforder t, sich über den Bun-
desrat dafür einzusetzen, dass für pf legende Familien-
mitglieder arbeitsrechtlich ein Anspruch auf kurzzeitige 
b e z a h l t e  und darüber hinaus auf unbezahlte Freistel-
lung und Arbeitszeitreduzierung (Teilzeit) gesetzlich veran-
ker t wird.

Begründung: 
Pf legende Familienangehörige benötigen mehr Unterstüt-
zung, um Pf lege und Berufstätigkeit besser vereinbaren zu 
können. Die mit der Pf lege verbundene familiäre Belastung, 
die auch von den Pf legebedürf tigen wahrgenommen wird, 
dar f nicht dazu führen, dass die zu pf legende Person im Ex-
tremfall unter Umständen die sog. Sterbehilfe in Er wägung 
zieht. Die Sorge, der Familie zur "Last zu fallen", bewegt viele 
ältere Menschen.
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      AK 2
      AP 20/13

Seniorenbeirat der Stadt Flensburg

Krankenhäuser in Not

Empfänger: Landesregierung und 
 Schleswig-Holsteinischer Landtag

Antrag:
Das 20. Altenparlament möge beschließen:
Landesregierung und Landtag mögen Regelungen für die me-
dizinische Versorgung beschließen, die ermöglichen, dass 
die Krankenhäuser in Schleswig-Holstein ihrer Aufgabe zur 
medizinischen Versorgung der Bürger mit hohem fachlichen 
und pf legerischen Standard auch in Zukunf t gerecht werden 
können.

Begründung: 
Steigende Kosten wie Personal-, Energiekosten u. a. können 
im Budget nicht mehr aufgefangen werden. Dies führ t u. a. 
dazu, dass in immer mehr Krankenhäusern die Bezahlung des 
Personals durch organisatorische Tricks, wie Kündigung und 
Neuanstellung in gesonder ten Personalgesellschaf ten oder 
sogar Zeitarbeitsf irmen verringer t wird.

Demgegenüber sind die Mitarbeiter, insbesondere das Pf le-
gepersonal durch ständige Arbeitsverdichtung an ihre Leis-
tungsgrenzen gestoßen. Dies äußer t sich durch höher werden-
den Krankenstand und erhebliche „burn-out“-Phänomene. 
Die Gefahr, dass es dadurch zu Fehlern mit gravierenden Fol-
gen kommen kann, nimmt deshalb ständig zu.

Im Norden kommt erschwerend hinzu, dass qualif izier tes Per-
sonal in andere Länder, wie z. B. Dänemark, abwander t, weil 



73

Anträge

dor t eine bessere Bezahlung und günstigere Arbeitsbedin-
gungen geboten werden. 

Kleinere Krankenhäuser prof ilieren sich mit Spezialversor-
gungen. Notfälle und komplizier tere Erkrankungen werden 
an die Schwerpunktkrankenhäuser verlager t, die eine Not-
fallversorgung aufrecht erhalten müssen (365 Tage im Jahr, 
24 Stunden). Einfachere Krankheitsfälle, bei gleicher f inan-
zieller Abdeckung, kommen weniger in die Schwerpunktkran-
kenhäuser. 

Wir weisen ferner darauf hin, dass Spezialkliniken in priva-
ter Hand die Behandlung von Patienten ihres Fachgebietes 
ablehnen können, während die Schwerpunktkrankenhäuser 
alle, unabhängig vom Schweregrad und evtl. Morbidität, auf-
nehmen und behandeln müssen. In den Notfallpraxen werden 
Patienten mit längeren War tezeiten rechnen müssen.

Krankenhäuser, die rechtzeitig mit Einsparungen angefangen 
haben, werden benachteilig t, wenn für alle in gleicher Weise 
geltende prozentuale Einspar-Ziele gesetzt werden.

Es wird nicht verkannt, dass das Sozialministerium Schles-
wig-Holstein bereits erhebliche Anstrengungen unternom-
men hat, um die f inanzielle Situation in den Krankenhäusern 
zu stabilisieren. Wollen wir den hohen Standard der medi-
zinischen Versorgung weiter aufrechterhalten, sind Schwer-
punktkrankenhäuser mit ihren vielfältigen Fachgebieten bes-
ser zu unterstützen.

gez. Dr. Ekkehard Krüger,
im Auf trag des Seniorenbeirats der Stadt Flensburg
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      AK 2
      AP 20/14

Sozialverband Deutschland, Landesverband Schleswig-
Holstein

Ärzte

Empfänger: Landesregierung

Antrag:
Das 20. Altenparlament möge beschließen:
Für junge Ärztinnen und Ärzte sollen Anreize geschaffen 
werden, damit sie eine ländliche Arztpraxis übernehmen. 
Als Star thilfe sollen Zinsverbilligungsmittel durch das Land 
Schleswig-Holstein als Anschubf inanzierung gewähr t wer-
den.

Begründung:
Die hausärztliche Versorgung ist in einer modernen Medizin-
landschaf t der wichtigste Anlaufpunkt für die Patientinnen 
und Patienten.

In Ansehung der demographischen Entwicklung und der Be-
völkerungsentwicklung  des Landes Schleswig-Holstein ist 
zu befürchten, dass insbesondere Flächenkreise in absehba-
rer Zeit nicht mehr hinreichend hausärztlich versorgt werden 
können.

Daher wird die Landesregierung aufgeforder t, eine konkrete 
Bedarfsplanung durchzuführen und gegebenenfalls gezielte 
Programme zur Ansiedlung und Aufrechterhaltung hausärztli-
cher Strukturen in einem bestimmten Gebiet herzustellen.

Hierbei soll eine sektorübergreifende Landesrahmenpla-
nung die bisherige kommunale Planung ersetzen. Damit soll 
erreicht werden, dass die bisherige uneinheitliche Versor-
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gung, die regional zwischen Über- und Unter versorgung 
schwankt, beendet wird. Das Ver tragsarztrechtsänderungs-
gesetz schaf f t zwar erste Schrit te zur Abmilderung dieses 
inef fektiven Szenarios, ist jedoch für ein Land wie Schles-
wig-Holstein nicht ausreichend, so dass der Landesgesetz-
geber hier seine Möglichkeiten im Rahmen einer Landesbe-
dar fsplanung voll ausschöpfen muss.
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      AK 2
      AP 20/15

Seniorenbeirat Henstedt-Ulzburg 

Flächendeckende Versorgung Schleswig-Holsteins mit 
Def ibrillatoren

Empfänger: Das Landesparlament Schleswig-Holstein

Antrag:
Das 20. Altenparlament möge beschließen:
Der Schleswig-Holsteinische Landtag wird aufgeforder t, die 
gesetzliche Grundlage zu schaf fen und die Finanzmittel zur 
Ver fügung zu stellen für die Anschaffung von Def ibrillatoren, 
die in den Filialen der Sparkassen und/oder der Raif feisen-
banken in Schleswig-Holstein in den Bereichen der Geldauto-
maten angebracht werden und somit für jede/n ec-Kar ten-In-
haber/in zugänglich sind.

Begründung:
Plötzlicher Herztod ist mit 130.000 Opfern pro Jahr (Quelle: 
Statistisches Bundesamt, 2001) die häuf igste Todesursache, 
weit mehr als durch Lungen- und Brustkrebs und Verkehrsun-
fälle zusammen. 

Der plötzliche Herztod bedeutet das schlagar tige Versagen 
des Herz-Kreislaufsystems, der Mensch ist innerhalb weni-
ger Sekunden ohne Puls, ohne Atmung, ohne Bewusstsein. 
Ursache für den plötzlichen Herztod ist in den meisten Fäl-
len Herz-Kammerf limmern, d. h., die natürlichen elektrischen 
Impulse werden am Herz nicht korrekt verarbeitet, es gerät 
aus seinem geordneten Rhythmus, der Herzmuskel weist ein 
unregelmäßiges, unkoordinier tes Zucken auf. 

Die einzig wirksame lebensrettende Maßnahme ist die Herz-
Lungen-Wiederbelebung durch Herz-Druck-Massage und 
Atemspende zur Aufrechterhaltung eines Blutkreislaufes 
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zwecks kurzfristiger Weiter versorgung des Gehirns und wei-
terer Organe mit Blut und Sauerstof f.

Um das Kammerf limmern des Herzens zu beenden („Reset“) 
und damit ein normaler Herzrhythmus wieder einsetzt, müs-
sen Elektroschocks an das Herz abgegeben werden, die sog. 
Def ibrillation. Die frühzeitige Def ibrillation durch Ersthelfer 
noch vor Eintref fen von Arzt und Rettungsdienst steiger t die 
Überlebensrate auf bis zu 70 % (Quelle zitier t aus „Grund-
lagen der Frühdef ibrillation“,  Weinmann medical technolo-
gy). Ohne Def ibrillation sinkt die Überlebenschance um ca.  
7 - 10 % pro Minute. Rettungsdienste benötigen rund 8 Minu-
ten vom Anruf bis zum Eintref fen, d. h. um 56 - 80 % ist ohne 
Def ibrillation die Überlebenschance gesunken.

Hier setzt der Antrag an. Filialen von Sparkassen und/oder 
Raif feisenbanken gibt es nahezu überall. In den außerhalb 
der Öf fnungszeiten geschützten Bereichen der Geldautoma-
ten, die jeder Inhaber einer ec-Kar te betreten kann, soll ein 
Def ibrillator hängen. Hier ist dieser anders als in Gaststätten 
oder Tankstellen rund um die Uhr tagtäglich erreichbar.

Jeder Führerscheininhaber wurde in „Erster Hilfe“ ausgebil-
det und sollte damit in der Lage sein, bei plötzlichem Herztod 
wirksam zu helfen. Der Def ibrillator ist einfachst und völlig 
risikolos zu bedienen. Eine gesprochene Führung ermöglicht 
auch dem absoluten Laien, richtig zu handeln. 

Die Chance, Leben retten zu können, kann auf die beantrag-
te Weise her vorragend vergrößer t werden. Und es kann Jede 
und Jeden tref fen, egal ob alt oder jung!

Die Anschaffungskosten betragen zur Zeit etwa € 1.800,00 
pro Stück, erhalten alle 2 Jahre eine War tung und alle 6 Jahre 
eine Inspektion.

gez. Hartmut Beck, 
Vorsitzender
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      AK 2
      AP 20/16

Landesseniorenrat Schleswig-Holstein e.V.

Trägerunabhängige Beratungsstellen und Lotsendienste

Empfänger: Landesregierung und Landesparlament von
 Schleswig-Holstein

Antrag:
Das 20. Altenparlament möge beschließen:
Die Landesregierung und die Fraktionen des Schleswig-Hol-
steinischen Landtages werden aufgeforder t, die existieren-
den trägerunabhängigen Beratungsstellen und Lotsendiens-
te zu erhalten und zu einem f lächendeckenden Netz in ganz 
Schleswig-Holstein auszubauen.

Begründung:
Die Einführung von Pf legestützpunkten durch ein Bundesge-
setz ist vom Tisch. Nach Einigung der Fraktionsspitzen der 
Berliner Regierungskoalition soll die Einführung von Bera-
tungsstellen für Pf legebedürf tige und ihre Angehörigen nun 
den einzelnen Ländern überlassen werden. Damit besteht die 
Chance, die vorhandenen trägerunabhängigen Beratungsstel-
len und die vom Landesseniorenrat Schleswig-Holstein e.V. 
vorgeschlagenen Lotsendienste zu einem f lächendeckenden 
Netz für ganz Schleswig-Holstein auszubauen.

gez. Günter Rahn, 
Vorsitzender
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      AK 2
      AP 20/17

Kreisseniorenbeirat Rendsburg-Eckernförde

Einheitliche Struktur schaf fen für Ärzte, Notdienst und Ret-
tungswageneinsätze

Empfänger: Landesregierung Schleswig-Holstein

Antrag:
Das 20. Altenparlament möge beschließen:
Der Landesseniorenrat richtet an das Altenparlament und die 
Landesregierung den dringenden Appell, dafür Sorge zu tra-
gen, dass sich alle Beteilig ten, also die niedergelassenen 
Ärzte, die Kassenärztliche Vereinigung, die Kliniken, die Ret-
tungsdienste und die Kostenträger baldmöglichst gemeinsam 
an einen runden Tisch setzen, um konzeptionell aufeinander 
abgestimmte Strukturen zu entwickeln, die auch für die Zu-
kunf t eine angemessene ärztliche Versorgung im ländlichen 
Raum gewährleisten.
Hierbei ist nicht zu verkennen, dass die eigentlichen „Kos-
tenträger“ wir alle, mögliche Patienten sind.

Begründung:
Der Kreisseniorenbeirat Kreis Rendsburg-Eckernförde beob-
achtet mit großer Sorge die Entwicklung der ärztlichen Ver-
sorgung im ländlichen Bereich. Im Zusammenhang hiermit 
werden auch die Auswirkungen des ab dem 01.01.2007 ver-
änder ten Systems der notärztlichen Versorgung (Leitstelle 
01805119292) durch die Kassenärztliche Vereinigung Schles-
wig-Holstein gesehen.

Es ist ein Anstieg der Rettungswagen- und Notarzteinsätze 
(Leitstelle 112) zu verzeichnen. Dabei steht die Erhöhung der 
Fallzahlen nach den Beobachtungen der betrof fenen Institu-
tionen, also der Rettungsleitstellen, der Rettungsdienste und 
der Krankenhäuser jedenfalls auch zum Teil im Zusammen-
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hang mit dem veränder ten K V-System. Der Argumentation 
der K V SH, die einen solchen Zusammenhang in keiner Weise 
sieht, kann nicht gefolgt werden.

Die neue Situation führ t unter den Patienten zu großer Be-
sorgnis und Unsicherheit, dass in akuten Fällen (Beispiel 
Herzinfarkt) Rettungswagen nicht mehr ausreichend zur Ver-
fügung stehen können bzw. werden. Für die Fallzahlen-Erhö-
hung gibt es nach unserer Kenntnis insbesondere folgende 
Gründe:

1. Bei Gesprächen mit Betrof fenen ist wiederholt geltend ge-
macht worden, dass die Zeit zwischen Anrufen bei der K V-
Leitstelle (01805119292) und dem Eintref fen des Arztes die 
War tezeit des Anrufers als zu lang erscheint. Auch können 
keine konkreten Angaben von der Leitstelle über die War te-
zeit gemacht werden. Hier baut sich bei Patienten zum Teil 
Panik auf und die Rettungsleitstelle (112) wird dann zusätz-
lich angerufen. Es gibt auch Aussagen, dass die Leitstelle 112 
gleich gerufen wird, um solchen War tezeiten zu entgehen.

2. Kurze Verweildauer im Krankenhaus führt zu mehreren Ein-
satzfahrten in der Folgezeit für dieselbe Person. Nicht selten 
muss diese nach relativ kurzer Zeit wieder mit Inanspruchnah-
me des Rettungsdienstes in das Krankenhaus eingeliefert wer-
den.

Die Kassenärztliche Vereinigung hat bestätigt, dass die Kran-
kenhäuser in der Ambulanz zu Stoßzeiten stark frequentier t 
seien. Deshalb ist aus der Sicht des Kreisseniorenbeirates zu 
befürchten, dass diese Situation die Kapazität der Kranken-
häuser über forder t.

Für den Kreisseniorenbeirat ist der Eindruck entstanden, 
dass durch neue K V-Systeme teilweise gegeneinander gear-
beitet wird.

gez. Jutta Kock, Vorsitzende
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      AK 3
      AP 20/18

Diakonisches Werk Schleswig-Holstein

Abendveranstaltungen

Empfänger: Schleswig-Holsteinischer Landtag

Antrag:
Das 20. Altenparlament möge beschließen:
Der Schleswig-Holsteinische Landtag möge sich dafür einset-
zen, dass soziale Daseinsvorsorge dahingehend gewährleis-
te ist, dass ältere Menschen an kulturellen Abendveranstal-
tungen unbesorgt teilnehmen können (z. B. durch Vorhaltung 
öf fentl. Verkehrsmittel, durch Ampelschaltungen an Fußgän-
gerüber wegen auch in den Abendstunden).

gez. Uwe Koch
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      AK 3
      AP 20/19

Diakonisches Werk Schleswig-Holstein

Ämterlotsen

Empfänger: Schleswig-Holsteinischer Landtag

Antrag:
Das 20. Altenparlament möge beschließen:
Der Schleswig-Holsteinische Landtag möge sich dafür ein-
setzen, dass ältere Menschen ausführlich und verständlich 
darüber Kenntnis erhalten, wo, wie und durch wen sie Hil-
fe beim Umgang und bei Kontakten mit Ämtern und öf fent-
lichen Einrichtungen erhalten (z. B. durch Ämterlotsen per 
F lyer oder Hinweise in den Medien).

gez. Uwe Koch
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      AK 3
      AP 20/20

Diakonisches Werk Schleswig-Holstein

Kostenfreie Anrufe

Empfänger: Schleswig-Holsteinischer Landtag

Antrag:
Das 20. Altenparlament möge beschließen:
Der Schleswig-Holsteinische Landtag möge sich dafür einset-
zen, dass Institutionen, die per Telefon angesprochen wer-
den wollen bzw. müssen, für den Anrufer kostenfrei sind. Es 
kann nicht sein, dass z. B. Kinderkassen und Krankenkassen, 
telefonische Anfragen den Anrufern in Rechnung stellen.

gez. Uwe Koch
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      AK 3
      AP 20/21

Kreisseniorenbeirat Ostholstein

Ver wendung von Anglizismen unterbinden

Empfänger: Landesregierung und Landesparlament

Antrag:
Das 20. Altenparlament möge beschließen:
Die Landesregierung und der Schleswig-Holsteinische Land-
tag werden aufgeforder t, auf Ver waltungsebene das Benut-
zen von Anglizismen zu untersagen.

Gleichzeitig mögen sie darauf hinwirken, dass auch in der 
Presse, in Funk und Fernsehen auf Anglizismen, wenn irgend 
möglich, verzichtet wird.

Begründung:
Als Anglizismen werden Spracheigentümlichkeiten bezeich-
net, in der Wör ter aus dem Englischen in eine andere Sprache 
übernommen und dieser angepasst werden.

Der Gebrauch von Anglizismen hat im letzten Jahrzehnt rasant 
zugenommen. Exper ten vermuten, dass besonders Jugendli-
che englische Begrif fe als modern klingender empfinden und 
sich durch ihre Ver wendung selbst als modern gegenüber an-
deren Menschen darstellen wollen.

Dabei kommen Anglizismen heute auf allen sprachlichen Ebe-
nen zum Einsatz.

So folgen Funk- und Fernsehen dieser Entwicklung und selbst 
seriöse Zeitungen ver fallen der Anwendung von Anglizis-
men.
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Inzwischen scheinen Anglizismen zum allgemeinen Sprach-
gebrauch der Deutschen zu gehören.

Ältere Menschen, die zum großen Teil der englischen Sprache 
nicht mächtig sind, werden dadurch aber besonders benach-
teilig t. Sie verstehen die Welt nicht mehr, wenn plötzlich aus 
Veranstaltungen „Events“ werden oder wenn der Arzt zum 
„Medicalcoach“ wird.

Damit besonders ältere Menschen sprachlich nicht ausge-
grenzt werden, erscheint es uns höchste Zeit, dem bedenken-
losen ver wenden von Anglizismen entgegen zu wirken.

gez. Arnold Stendel, 
Vorsitzender
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      AK 3
      AP 20/22

Senioren-Union
Kreisverband Steinburg

Antrag auf Einbindung ör tlicher Seniorenräte in innerör tliche 
Entscheidungen

Empfänger: Landesregierung

Antrag:
Das 20. Altenparlament möge beschließen:
Die Landesregierung möge die Voraussetzungen für eine 
rechtliche Einbindung der Seniorenräte in ör tliche Entschei-
dungen schaffen.

Die Beteiligung der Mitglieder in den Seniorenräten der Städ-
te und Gemeinden an Sitzungen in den für Seniorenbelange 
relevanten Ausschüssen wird nicht einheitlich gehandhabt. 
So hat beispielsweise Neumünster für die Seniorenratsmit-
glieder auch das Stimmrecht in den einzelnen Ausschüssen 
eingeführ t. Andere Gemeinden lassen es bei einer Beteili-
gung ohne Stimmrecht bewenden.

Da die Mitglieder des Seniorenrates ebenfalls unter Mitwir-
kung der Bevölkerung in dieses Amt gewählt sind, wäre auch 
hier eine Vereidigung möglich.

Die Landesregierung wird aufgeforder t hier entsprechende 
Regelungen zu schaffen.

Heinz Schönhoff, 
Kreisvorsitzender
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      AK 3
      AP 20/23

Sozialverband Deutschland, Landesverband Schleswig-
Holstein

Schule

Empfänger: Landesregierung

Antrag:
Das 20. Altenparlament möge beschließen:
Die Landesregierung wird aufgeforder t, sich im Rahmen ihrer 
Möglichkeiten dafür einzusetzen, dass in neu entstehenden 
Regional- oder Gemeinschaf tsschulen bereits jetzt die Vor-
aussetzungen für ein generationenübergreifendes Lernen ge-
schaffen werden. 

Begründung:
Die vorgenannten Schulformen sollen nach Aussage des Lan-
desentwicklungsplanes an allen zentralen Or ten vorhanden 
sein, mithin ein f lächendeckendes System in Schleswig-Hol-
stein darstellen.

Im Hinblick auf ihren neuen Ansatz, dies gilt insbesondere 
für die Denkansätze der Gemeinschaf tsschule, wäre hier eine 
Implementierung des generationenübergreifenden Handels 
in Form von gemeinsamer Bildung  indizier t. 

Die Gemeinden könnten als Schulträger die baulichen Vor-
aussetzungen für ein generationenübergreifendes Handeln 
schaf fen, so dass die neu entstehenden Schulstandor te für 
die jungen Menschen als Grund- und Allgemeinausbildungs-
or te dienen und für ältere Menschen im Hinblick auf ein le-
benslanges Lernen da sind. 
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      AK 3
      AP 20/24

Diakonisches Werk Schleswig-Holstein

Ortsnahe Geldgeschäf te

Empfänger: Schleswig-Holsteinischer Landtag

Antrag:
Das 20. Altenparlament möge beschließen:
Der Schleswig-Holsteinische Landtag möge sich dafür einset-
zen, dass Banken, Sparkassen und andere Geld- und Kredi-
tinstitute älteren Menschen die Möglichkeit geben, or tsnah 
Geldgeschäf te zu tätigen. Die älteren Menschen sind dabei 
auch auf Geschäf tsabläufe angewiesen, die ihnen ver traut 
sind und ihnen Ver trauen geben.

gez. Uwe Koch
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      AK 3
      AP 20/25

Landesseniorenrat Schleswig-Holstein e.V.

Verbraucherinformationssystem 
Sterne für gute Pf lege

Empfänger: Landesregierung und Landesparlament von 
 Schleswig-Holstein

Antrag:
Das 20. Altenparlament möge beschließen:
Die Landesregierung und die Fraktionen des Landtages 
Schleswig-Holstein werden aufgeforder t, dafür zu sorgen, 
dass in Umsetzung des Pf WG ein Verbraucherinformations-
system für die stationäre, teilstationäre und ambulante Al-
tenpf lege eingeführ t wird. Das System soll vorhandene Qua-
litätsinformationen (aus den Prüfberichten des MDK und der 
Heimaufsicht sowie aus dem internen QM) in einer für Laien 
schnell verständlichen Form zusammenfassen und vergleich-
bar darstellen. Neben Basisinformationen (z. B. zu den Kos-
ten) sollen dabei fachlich belastbare Informationen zur Ergeb-
nisqualität und zur Lebensqualität (sog. "weiche Faktoren") 
im Mittelpunkt stehen. Sie sind für ältere Menschen und ihre 
Angehörigen von besonderer Bedeutung. Um zu verhindern, 
dass sich Leistungsanbieter ihre Qualität selbst bescheini-
gen, ist es unerlässlich, dass das Verbraucherinformations-
system unabhängig von den Interessen der Leistungsanbieter 
entwickelt und betrieben wird, wie es z. B. der Vorschlag ei-
nes Pf lege-Michelins ("Sterne für gute Pf lege") vorsieht.

Begründung:
Die Fachwelt ist sich einig, es gibt sehr gute aber leider auch 
sehr schlechte Altenpf legeeinrichtungen und Dienste.
Die Strukturen der Altenpf lege in unserem Land geben immer 
wieder Anlass zur bit teren Kritik. Einige sprechen sogar von 
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mafiösen Zuständen. Die Qualität der Altenpf legeeinrichtun-
gen und Dienste für die hilfebedürf tigen Menschen und ihre 
Angehörigen sowie Freunde überschaubar zu machen und ein 
unabhängiges Verbraucherinformationssystem einzurichten 
ist längst über fällig. Wissenschaf tliche Studien aus Baden- 
Wür ttemberg und Schleswig-Holstein haben aufgezeigt, dass 
dies machbar ist.

gez. Dieter Sell, 
Vorsitzender
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     AP 20/26

Seniorenbeirat Lübeck

Abschlussdiskussionen zu den Altenparlamenten

Empfänger: Der Präsident des Schleswig-Holsteinischen
  Landtages, 
 Landtagsver waltung

Antrag:
Das 20. Altenparlament möge beschließen:
Den folgenden Antrag zu beschließen und weiter zu leiten an 
den Landtagspräsidenten und die Landtagsver waltung.

Für die Nachfolgesitzungen zum Altenparlament ist genügend 
Zeit (vormittags und nachmittags) einzuplanen, um mit den 
seniorenpolitischen Sprecherinnen und Sprechern der Par tei-
en ausreichend diskutieren zu können

Begründung:
In der Nachfolgeveranstaltung am 07. März 2008 konnten die 
Teilnehmerinnen und Teilnehmer über die Beschlüsse des Al-
tenparlamentes 2007 mit den seniorenpolitischen Spreche-
rinnen und Sprechern aus zeitlichen Gründen in keiner Weise 
ausreichend und aussagekräf tig diskutieren. Genau dieses 
wird jedoch von den Teilnehmerinnen und Teilnehmern er-
war tet.

gez. Karl-Theodor Junge, 
Vorsitzender



92

Altenparlament 2008



93

Protokoll  2

Beratung, Beschlussempfehlung der  
Arbeitskreise

Tagungspräsident Klaus Redeski eröf fnet wieder die Plenar-
tagung des 20. Altenparlaments. Das Plenum befasst sich mit 
den Beratungsergebnissen aus den drei Arbeitskreisen.

Tagungspräsident Klaus Redeski stellt das Einvernehmen 
des Plenums darüber her, zunächst über die Dringlichkeits-
anträge 1 und die zusammengefassten Dringlichkeitsanträge 
2 und 3 zu beschließen. 

Er ruf t den Dringlichkeitsantrag 1 zu den Anträgen AP 20/8 
und AP 20/9 betref fend die Landesbauordnung zur Beratung 
auf. 

Dr. Ekkehard Krüger, Sprecher des Arbeitskreises 2, berich-
tet, der Arbeitskreis habe den Inhalt des Dringlichkeitsan-
trags sehr gründlich beraten und mit einer Gegenstimme 
beschlossen, ihn dem Plenum unveränder t zur Annahme zu 
empfehlen.

In der anschließenden Abstimmung wird der Dringlichkeits-
antrag 1 zu den Anträgen AP 20/8 und AP 20/9 betref fend die 
Landesbauordnung mit großer Mehrheit angenommen. 

Tagungspräsident Klaus Redeski ruf t die zusammengefass-
ten Dringlichkeitsanträge 2 und 3, Bedienzuschlag bei Bahn-
fahrkar tenkauf, zur Beratung und Beschlussfassung auf. 

Antje-Marie Steen, Vorsitzende des Arbeitskreises 1, trägt 
vor, der Arbeitskreis empfehle, den Antrag in folgender geän-
der ter Form anzunehmen: 
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„Das 20. Altenparlament möge beschließen:
Der Schleswig-Holsteinische Landtag, die Landesregierung, 
der Deutsche Bundestag und die Bundesregierung werden 
aufgeforder t, sich dafür einzusetzen, dass die Deutsche Bahn 
AG auf die Einführung eines sogenannten ‚Bedienzuschlags’ 
beim Kauf einer Fahrkar te verzichtet.“

Gernot von der Weppen, Landesseniorenrat Schleswig-Hol-
stein, spricht sich dafür aus, den Beschluss des Altenparla-
ments auch an den Vorstand der Deutschen Bahn AG zu schi-
cken.

Antje-Marie Steen, Landesseniorenrat Schleswig-Holstein, 
gibt zu bedenken, dass die Deutsche Bahn AG das Altenpar-
lament als Ansprechpar tner nicht ernst nehmen könnte.

Gernot von der Weppen er wider t, auch der Bahnvorstand 
müsse sich daran gewöhnen, dass es ein Altenparlament 
gebe und von ihm Appelle an ihn gerichtet werden könnten. 
Es werden weitere Vorschläge aus dem Plenum gemacht, den 
Beschluss des Altenparlaments über die Landesregierung 
oder nachrichtlich an die Deutsche Bahn AG zu schicken. 

In der anschließenden Abstimmung beschließt das Altenpar-
lament einstimmig, die zusammengefassten Dringlichkeits-
anträge 2 und 3 betref fend Bedienzuschlag bei Bahnfahrkar-
tenkauf in der vorgetragenen geänder ten Fassung und mit 
der Maßgabe, dass der Beschluss der Deutschen Bahn AG zu-
kommt, anzunehmen.
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Arbeitskreis 1: Generationsübergreifende 
Fragen – Dialog der Generationen 

Heinz Schönhoff, Sprecher des Arbeitskreises 1, berichtet, 
der Arbeitskreis habe den Antrag zum generationenübergrei-
fenden Wohnen als AP 20/1 (Neu) in der vorliegenden Fas-
sung neu formulier t. Dabei sei versucht worden, auch die 
jüngere Generation mit einzubeziehen, da das barrierefreie 
Wohnen künf tig einen höheren Stellenwer t erhalten werde. In 
der Diskussion im Arbeitskreis sei deutlich geworden, dass 
die f inanziellen Auswirkungen gar nicht so groß eingeschätzt 
würden. Wichtig sei, dass eine Wohnform geschaffen werde, 
die künf tig auch wer terhaltend für den Eigentümer sei.

Der Antrag AP 20/1 (Neu), Generationsübergreifendes Woh-
nen, wird vom Altenparlament einstimmig angenommen.

Heinz Schönhoff führ t zur Begründung des neu formulier ten 
Antrags AP 20/2 (Neu), Wohnquar tiere, aus, der Arbeitskreis 
habe versucht, durch die Neuformulierung die Wichtigkeit des 
kulturellen Lebens auch in kleineren Kommunen her vorzuhe-
ben. Auch in kleinen Kommunen müsse das Zusammenleben 
älterer Menschen in die Planungen mit einbezogen werden.
 
In der folgenden Abstimmung nimmt das Altenparlament den 
Antrag AP 20/2 (Neu), Wohnquar tiere, einstimmig an. 

Zum Antrag AP 20/3 (Neu), Stärkung für Verbraucherschutz, 
führ t Heinz Schönhoff unter anderem aus, der Arbeitskreis 
sei sich darin einig gewesen, dass die Verbraucherzentralen 
das eigentliche Organ sein sollten, das rechtlich und umfas-
send berate. Deshalb müssten die bisherigen Einschnitte ge-
genüber den Verbraucherzentralen etwas zurückgenommen 
und die Verbraucherzentralen gestärkt werden.

Dr. Ekkehard Krüger, Landesseniorenrat Schleswig-Holstein, 
f indet den geänder ten Antrag nicht ganz überzeugend und 
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trägt noch einmal die Intention des ursprünglichen Antrags 
vor. Hintergrund sei gewesen, dass die Verbraucherzentralen 
im Land nicht mehr f lächendeckend ver treten seien, of t ein-
geschränkte Öffnungszeiten hätten und nicht in den Zentren 
der Städte angesiedelt seien. Das stehe im Widerspruch zu 
dem zunehmenden Verbraucherbetrug. Vor dem Hintergrund 
eines vergleichenden Berichts über die Verbraucherzentra-
len in Deutschland, bei dem Schleswig-Holstein auf einem 
der letzten Plätze gelandet sei, forder t er die Landtagsabge-
ordneten auf, den Zuschuss für die Verbraucherzentrale in 
Schleswig-Holstein pro Einwohner auf das Niveau der ande-
ren Länder, auf 39 ct, anzuheben.

Das Altenparlament nimmt in der Abstimmung den Antrag AP 
20/3 (Neu), Stärkung für Verbraucherschutz, mit Mehrheit 
an. 

Zum Antrag AP 20/4, Energieversorgung, trägt Heinz Schön-
hoff vor, der Arbeitskreis habe sich mit 18 Stimmen dafür 
ausgesprochen, sich mit diesem Antrag nicht zu befassen, 
da der Inhalt nicht zum Zuständigkeitsbereich des Altenpar-
laments gehöre.

Tagungspräsident Klaus Redeski stellt den Vorschlag des 
Arbeitskreises, sich mit dem Antrag AP 20/4, Energieversor-
gung, nicht zu befassen, zur Abstimmung. – Das Altenparla-
ment schließt sich mit mehrheitlichem Votum dem Vorschlag 
an.

Heinz Schönhoff trägt weiter vor, auch zum Antrag AP 20/5, 
Mediator, schlage der Arbeitskreis mit Mehrheit Nichtbefas-
sung vor, da zum einen die Einbeziehung älterer Menschen in 
Schulen in vielen Gemeinden schon er folge und zum anderen 
der Begrif f „Mediator“ in diesem Zusammenhang kritisch ge-
sehen werde.

Peter Lindemann vom Landesseniorenrat Schleswig-Holstein 
zeigt sich traurig darüber, dass dieser Antrag heute nicht be-
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raten werden solle, räumt aber ein, dass man über die For-
mulierung, insbesondere den Begrif f „Mediator“, noch dis-
kutieren könne. Wichtig sei für ihn die Erkenntnis, dass man 
für den Dialog mit jungen Menschen eine gewisse Vorberei-
tung und auch eine Ar t Feedback von Fachleuten benötige. 
Er schlägt vor, den Antrag bis zum nächsten Altenparlament 
umzuformulieren und neu zu behandeln.

Tagungspräsident Klaus Redeski stellt die Empfehlung des 
Arbeitskreises auf Nichtbefassung des Antrags AP 20/5 und 
den Vorschlag, den Antrag neu zu formulieren und erneut in 
das nächste Altenparlament einzubringen, zur Abstimmung.
– Das Altenparlament stimmt dem mit Mehrheit zu.

Heinz Schönhoff stellt weiter den geänder ten Antrag AP 20/6 
(Neu), Antrag auf Erhöhung der Kilometerpauschale, vor.

Tagungspräsident Klaus Redeski stellt den Antrag AP 20/6 
(Neu) mit der redaktionellen Änderung, dass das Wor t „von“ 
vor den Wor ten „20 ct“ in das Wor t „auf“ geänder t werden 
muss, zur Abstimmung. – Das Altenparlament stimmt dem 
Antrag AP 20/6 (Neu) mit der redaktionellen Änderung bei ei-
ner Enthaltung zu.

Heinz Schönhoff berichtet zum Antrag AP 20/7, Qualität so-
zialer Arbeit, der den Mitgliedern des Arbeitskreises beson-
dere Kopfschmerzen bereitet habe. Es sei zwar allgemein die 
Notwendigkeit einer Veränderung gesehen worden, anderer-
seits könne und dür fe sich das Altenparlament nicht in ta-
rif liche Bereiche einmischen. Deshalb habe der Arbeitskreis 
nach langer Diskussion beschlossen, dem Altenparlament zu 
empfehlen, den Antrag im nächsten Jahr mit klaren Formu-
lierungen erneut einzubringen, aus denen die Abgrenzungen 
der tarif lichen Aspekte von den sozialen Notwendigkeiten, 
der Sicherstellung von qualif izier tem Pf legepersonal deut-
lich werden. Ein Antrag mit einer etwas spezif ischeren und 
klareren Vorgabe habe nach Ansicht des Arbeitskreises grö-
ßere Chancen, im Parlament weiter verarbeitet zu werden.
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Rüdiger Graff, Landesarbeitsgemeinschaf t der freien Wohl-
fahr tsverbände, zeigt Verständnis dafür, dass die Zeit im 
diesjährigen Altenparlament nicht ausreiche, um die mit dem 
Antrag zusammenhängenden of fenen Fragen zu klären. Sei-
ner Meinung nach werde inhaltlich mit dem Antrag jedoch 
nicht in die Tarifautonomie eingegrif fen. Er gibt zu bedenken, 
wenn man den Antrag jetzt nicht verabschiede, verliere man 
ein ganzes Jahr. Fraglich sei, ob es besser sei, den Antrag 
jetzt nicht zu verabschieden und damit ein Jahr zu verlieren 
oder einen nicht so gut formulier ten Antrag auf den Weg zu 
bringen. 

Heinz Schönhoff entgegnet, auch dieser Aspekt sei vom Ar-
beitskreis diskutier t worden. Wenn man den Antrag so, wie 
er formulier t sei, heute verabschiede, habe man im nächsten 
Jahr keine Chance, das Thema wirklich fundier t zu bearbei-
ten und durchzusetzen. Er sei deshalb nach wie vor dafür, 
den Antrag im nächsten Jahr erneut einzubringen und zu be-
raten.

Edwin Strehler, benannt von der CDU-Landtagsfraktion, 
spricht sich dafür aus, den Antrag doch in diesem Jahr zu 
verabschieden. Es wäre schade, wenn man ein Jahr verlieren 
würde, außerdem könne man den Antrag durch die einfache 
Ergänzung: „ohne dass das Altenparlament in die Tarifhoheit 
eingreifen will“ umformulieren und so den Bedenken Rech-
nung tragen.

Heinz Schönhoff er wider t, selbst wenn man diesen Satz vo-
rausschicke, enthalte der Antrag Forderungen zu Löhnen und 
Gehältern, die aus dem Plenum des Altenparlaments nicht er-
hoben werden könnten.

Helga Raasch, Landesarbeitsgemeinschaf t der freien Wohl-
fahr tsverbände, spricht sich ebenfalls dafür aus, den Antrag 
noch in dieser Tagung des Altenparlaments weiter zu beför-
dern. Es sei für die Träger sozialer Arbeit, nicht nur für die 
Wohlfahr tsverbände, sondern auch für die privaten Träger, 
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wichtig, dass traif ver tragliche Lohn- und Gehaltserhöhungen 
und die sonstigen Kosten sozialversicherungspf lichtiger Mit-
arbeiter mit übernommen würden. Im Moment seien die Leis-
tungsentgelte allein an Tätigkeitsmerkmalen festgemacht. 
Die Folge sei, dass immer mehr billige Pf lege geleistet werde, 
das heißt, ungelernte und nicht fest angestellte Mitarbeiter 
eingesetzt würden. In dem Antrag gehe es nicht um Gehalts-
forderungen, sondern allein um die Festlegung und Berech-
nung der Leistungsentgelte.

Tagungspräsident Klaus Redeski stellt den Vorschlag des Ar-
beitskreises, den Antrag AP 20/7, Qualität sozialer Arbeit, 
auf das nächste Jahr zu verschieben, zur Abstimmung. – Das 
Altenparlament stimmt dem Vorschlag des Arbeitskreises mit 
Mehrheit zu.

Abschließend bringt Heinz Schönhoff noch sein Bedauern 
darüber zum Ausdruck, dass an der diesjährigen Tagung des 
Altenparlaments kein Ver treter der Landesspitze teilnehme.
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Arbeitskreis 2: Senioren, Gesundheit, Men-
schen mit Behinderung, barrierefreies 
Wohnen 

Dr. Ekkehard Krüger, Sprecher des Arbeitskreises 2, erklär t 
im Zusammenhang mit dem Antrag AP 20/10 (Neu), Barriere-
freiheit/Inklusion, der neue Begrif f Inklusion bedeute, dass 
man Menschen mit Behinderung nicht wegschließen wol-
le, sondern sie in die Gesellschaf t einschließen müsse. Das 
bedeute, dass sich die Institutionen so verändern müssten, 
dass sie von allen Menschen genutzt werden könnten. 

Der Arbeitskreis 2 habe den ersten Teil des Antrags unverän-
der t gelassen. Im Zusammenhang mit dem Satz 2 sei über die 
Vermittlung des Lehrinhalts der Barrierefreiheit diskutier t 
worden. Der weitestgehende Antrag sei gewesen, ihn schon 
in der Schule mit aufzunehmen. Dieser Vorschlag sei ver wor-
fen worden, und man habe sich auf den in dem Antrag AP 
20/10 (Neu) formulier ten Satz 2 geeinigt. Der Schwerpunkt 
liege dabei darauf, dass der Lehrinhalt der Barrierefreiheit 
auch verbindlich in den Lehrplänen vorgesehen werden müs-
se, denn entsprechende Angebote an den Hochschulen gebe 
es bereits; diese würden jedoch of t nicht wahrgenommen.

Antje-Marie Steen, Landesseniorenrat Schleswig-Holstein, 
regt an, zusätzlich auch die Aufnahme des Lehrinhalts Bar- 
rierefreiheit in die verbindlichen Lehrpläne des Handwerks 
mit aufzunehmen, da viele Umbauten gar nicht von Architek-
ten und Ingenieuren, sondern allein vom Bauhandwerk durch-
geführ t würden. 

Tagungspräsident Klaus Redeski stellt den Antrag AP 20/10 
(Neu) mit der vorgeschlagenen Ergänzung, in Satz 2 statt den 
Wor ten „Bauingenieuren und Architekten“ die Wor te „Bauin-
genieuren, Architekten und Bauhandwerkern“ einzusetzen, 
zur Abstimmung. – Bei einer Enthaltung stimmt das Altenpar-
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lament dem Antrag AP 20/10 (Neu) mit der vorgeschlagenen 
Änderung zu. 

Ohne weitere Aussprache wird der Antrag AP 20/11, Wohn-
Riester, vom Plenum des Altenparlaments in der Abstimmung 
einstimmig angenommen.

Dr. Ekkehard Krüger weist zum Antrag AP 20/12 (Neu), be-
fristete Freistellung für pf legende Familienmitglieder, darauf 
hin, dass gegenüber dem Ursprungsantrag das Wor t „kurz-
zeitig“ durch die Formulierung „mindestens zehn Tage pro 
Jahr“ ersetzt worden sei. Der Arbeitskreis habe also den An-
trag etwas präzisier t. 

Einstimmig nimmt das Altenparlament in der Abstimmung 
den Antrag AP 20/12 (Neu), befristete Freistellung für pf le-
gende Familienmitglieder, an.

Zum Antrag AP 20/13, Krankenhäuser in Not, berichtet Dr. 
Ekkehard Krüger der Antrag sei durch den Arbeitskreis nicht 
veränder t worden. Es sei auch nicht verkannt worden, dass 
das Land in diesen Bereichen Anstrengungen unternehme. 
Aber auch von den an der Arbeitskreissitzung teilnehmenden 
Abgeordneten sei bestätigt worden, dass es gut sei, noch 
einmal zu bekräf tigen, dass das Land sich in diesem Bereich 
weiter engagiere.

Der Antrag AP 20/13, Krankenhäuser in Not, wird in der Ab-
stimmung vom Altenparlament bei einer Enthaltung ange-
nommen.

Dr. Ekkehard Krüger führ t zum Antrag AP 20/14 (Neu), Nie-
derlassung von Ärzten auf dem Lande, aus, der Arbeitskreis 
habe lediglich das Wor t „junge“ vor den Wor ten „Ärztinnen 
und Ärzte“ gestrichen. Man sei sich darüber einig gewesen, 
dass man diese Generationsbarriere aus dem Antrag heraus-
nehmen wolle, da auch älteren Ärzten die Möglichkeit gege-
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ben werden solle, wenn sie ihre Praxis von der Stadt auf das 
Land verlegten, dabei Unterstützung zu bekommen. 

Bernhard Bröer, Landesarbeitsgemeinschaf t der freien Wohl-
fahr tsverbände, schlägt vor, das Wor t „Zinsverbilligungs-
mittel“, das eine Wor tneuschöpfung darstelle und in der 
Finanzwelt nicht bekannt sei, zu streichen und Satz 2 des 
Antrages wie folgt neu zu formulieren: „Als Star thilfe sollen 
durch das Land Schleswig-Holstein Bürgschaf ten für Exis-
tenzgründungsdarlehen gewähr t werden.“

Dr. Ekkehard Krüger stellt fest, mit dieser Formulierung kön-
ne es Probleme für die Ärzte geben, die schon eine eigene 
Praxis in der Stadt unterhielten und diese dann aufs Land ver-
legen wollten, es sei jedoch klar, was mit dem Antrag gemeint 
sei, deshalb begrüße er diesen Änderungsvorschlag. Die Ein-
zelheiten könnten dann der Ausführung überlassen werden. 
– Das Altenparlament nimmt den Antrag AP 20/14 (Neu), Nie-
derlassung von Ärzten auf dem Land, mit den vorgeschlage-
nen Änderungen in der Abstimmung einstimmig an.

Dr. Ekkehard Krüger führ t zum Antrag AP 20/15, f lächen- 
deckende Versorgung Schleswig-Holsteins mit Def ibrillato-
ren, aus, der Arbeitskreis habe ausführlich über den Antrag 
diskutier t und sich bei zwei Enthaltungen dazu entschlossen, 
den Antrag unveränder t vorzulegen. Dabei sei klar, dass eine 
Umsetzung der f lächendeckenden Versorgung in ganz Schles-
wig-Holstein nicht von heute auf morgen stattf inden könne, 
da die Anschaffung der Geräte ziemlich teuer sei.

Gernot von der Weppen vom Landesseniorenrat Schleswig-
Holstein berichtet über seine Er fahrungen und Informationen 
unter anderem durch das Deutsche Rote Kreuz, dass Def ibril-
latoren selten oder gar nicht zum Einsatz kämen. Vor diesem 
Hintergrund solle überlegt werden, ob eine f lächendeckende 
Ausstattung mit den Geräten wirklich notwenig sei. 
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Jürgen Oldenburg, Landesseniorenrat Schleswig-Holstein, 
erklär t, auch der Landesseniorenbeirat der Hansestadt Lü-
beck habe vor dem Hintergrund ihres seltenen Einsatzes ei-
nen gleichlautenden Antrag abgelehnt. Die Geräte seien zum 
einen nicht einfach zu handhaben und zum anderen entstün-
den durch ihre Anschaffung erhebliche Kosten.

Mit Mehrheit lehnt das Altenparlament in der Abstimmung 
den Antrag AP 20/15, f lächendeckende Versorgung Schles-
wig-Holsteins mit Def ibrillatoren, ab.

Dr. Ekkehard Krüger berichtet, der Arbeitskreis habe beim 
Antrag AP 20/16 (Neu), trägerunabhängige Beratungsstellen 
und Lotsendienste, noch die Wor te „und zu fördern“ ange-
fügt. Dadurch solle verdeutlicht werden, dass nicht nur das 
vorhandene Netz erhalten werden müsse, sondern dass es 
auch die Möglichkeit geben müsse, die Netze an neue Anfor-
derungen anzupassen und für Verbesserungen of fen zu hal-
ten.

Rüdiger Graff, Landesarbeitsgemeinschaf t der freien Wohl-
fahr tsverbände, weist darauf hin, dass in dem Antrag der Hin-
weis darauf fehle, um welche Beratungsstellen es sich han-
dele. – Anknüpfend an Vorschläge aus dem Altenparlament 
stellt Tagungspräsident Klaus Redeski fest, dass der Antrag 
dahingehend ergänzt werden müsse, dass es sich um Pf lege- 
und Lebensberatung handele.

Horst Langniß, Landesseniorenrat Schleswig-Holstein, spricht 
das Vorhaben der Sozialministerin zur Errichtung der Pf lege-
stützpunkte an und fragt, ob man hierzu in den Antrag nicht 
noch einen Hinweis aufnehmen sollte. 

Dr. Ekkehard Krüger erklär t, seiner Wahrnehmung nach solle 
der Schwerpunkt des Antrags auf der Trägerunabhängigkeit 
der Beratung liegen, deshalb sei auf die Pf legestützpunkte 
nicht eingegangen worden.
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Jürgen Oldenburg vom Landesseniorenrat Schleswig-Hol-
stein berichtet über die trägerunabhängige Beratungsstelle 
in Lübeck mit drei Mitarbeiterinnen. Wichtig sei, dass die Fi-
nanzierung dieser Stellen auch über den 31. Dezember 2008 
hinaus sichergestellt werde, damit diese wichtige Arbeit for t-
geführ t werden könne.

Horst Langniß, Landesseniorenrat Schleswig-Holstein, be-
merkt, wenn in dem Antrag ein f lächendeckendes Netz in 
ganz Schleswig-Holstein geforder t werde, müsse man auch 
auf die Trägerstruktur vor Or t eingehen, deshalb sei der Be-
grif f „trägerübergreifende“ Beratungsstellen hier sinnvoller. 
Auf das Angebot der Wohlfahr tsverbände oder anderer Träger 
könne man nicht verzichten.

Dr. Ekkehard Krüger schlägt anknüpfend daran vor, im Antrag 
„trägerunabhängige und trägerübergreifende Beratungsstel-
len“ zu formulieren.

Helga Raasch, Landesarbeitsgemeinschaf t der freien Wohl-
fahr tsverbände, stimmt dem zu und erklär t, das Know-how 
der Träger der jetzigen Sozialstationen und Beratungsstel-
len sei sehr wichtig. Die Angebote und der Bedarf seien sehr 
vielfältig. Deshalb sei eine Verzahnung unabhängiger und ab-
hängiger Beratungsstellen notwendig. Für die Beratung brau-
che man schon Berufser fahrung oder Insider wissen.

Antje-Marie Steen vom Landesseniorenrat Schleswig-Hol-
stein ver weist auf die Ausführungen von Herrn Rahn bei der 
Tagung des Altenparlaments im letzten Jahr zum Thema trä-
gerübergreifende und trägerunabhängige Beratung. Vor die-
sem Hintergrund plädiere sie dafür, den Antrag auf die trä- 
gerunabhängigen Beratungsstellen zu begrenzen. Nur mit ei-
ner trägerunabhängigen Beratung werde sichergestellt, dass 
sich der Ratsuchende auch frei für einen Träger und eine Ein-
richtung entscheiden könne. Sie gehe davon aus, dass der 
Landesseniorenrat von dem Antragstext nicht abweichen 
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wolle. – Dieter Sell vom Landesseniorenrat Schleswig-Hol-
stein bestätigt das.

Auch Gernot von der Weppen vom Landesseniorenrat Schles-
wig-Holstein spricht sich dafür aus, den Antrag auf die träge-
runabhängigen Beratungsstellen zu begrenzen.

Helmuth Schmidt, Landesseniorenrat Schleswig-Holstein, er-
klär t dagegen, so lange keine Vollf inanzierung unabhängi-
ger Pf legeberatungsstellen garantier t werden könne, sei man 
darauf angewiesen, dass sich auch Privatpersonen oder So-
zialverbände an der Finanzierung der Beratungsstellen betei-
lig ten und Angebote mitf inanzier ten. 

Tagungspräsident Klaus Redeski stellt zunächst das Einver-
nehmen darüber fest, dass der Antrag AP 20/16 (Neu) durch 
die Wor te „Pf lege- und Lebensberatungsstellen“ ergänzt 
werden soll. Er stellt sodann den Vorschlag zur Abstimmung, 
die Wor te „trägerunabhängigen Beratungsstellen“ durch die 
Wor te „trägerunabhängigen und trägerübergreifenden Bera-
tungsstellen“ zu ersetzen. – Das Altenparlament stimmt die-
sem Vorschlag und dem so geänder ten Antrag AP 20/16 (Neu), 
trägerunabhängige Beratungsstellen und Lotsendienste, mit 
knapper Mehrheit zu.

Dr. Ekkehard Krüger schlägt vor, beim Antrag AP 20/17 den 
letzten Satz zu streichen. 

In der anschließenden Abstimmung wird der Antrag AP 20/17 
in der so geänder ten Fassung mehrheitlich angenommen.
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Arbeitskreis 3: Bildung, Kultur, Informa- 
tions- und Kommunikationsinfrastruktur 

Herbert Cordsen, Sprecher des Arbeitskreises 3, Bildung, 
Kultur, Informations- und Kommunikationsinfrastruktur, be-
tont, es sei die Verpf lichtung der älteren Generation, sich zu 
engagieren, da der Austrit t aus dem Berufsleben nicht einen 
Austrit t aus der Gesellschaf t bedeute. Er fühle sich durch die 
Teilnahme am Altenparlament bereicher t. 

Zum Antrag AP 20/18 (Neu), Abendveranstaltungen, führ t er 
aus, dies werde in den einzelnen Kommunen unterschiedlich 
gehandhabt.

Horst Lessing vom Landesseniorenrat Schleswig-Holstein 
merkt an, seiner Ansicht nach tref fe der Antrag nicht den Kern 
des Problems, das sehr viel mehr in der persönlichen Sicher-
heit auf dem Heimweg liege. 

Jürgen Wallbaum, benannt von der SPD-Landtagsfraktion, 
betont, dass die verstärkte Nutzung des öf fentlichen Per-
sonennahverkehrs Sicherheit gewährleiste. Darüber hinaus 
gebe es auch die Möglichkeit, Sammeltaxis zu organisieren. 

Horst Lessing vom Landesseniorenrat Schleswig-Holstein, 
schlägt vor, den Antrag um den Zusatz „und die Personensi-
cherheit gewährleistet wird“ zu er weitern.

Der Änderungsantrag wird in der Abstimmung mit großer 
Mehrheit abgelehnt. Der unveränder te Antrag AP 20/18 (Neu), 
Abendveranstaltungen, wird bei drei Gegenstimmen und  
13 Enthaltungen mit großer Mehrheit angenommen.

Zum Antrag AP 20/19 (Neu), Ämterlotsen, betont Herbert 
Cordsen, dass es hier Unterschiede in der Handhabung durch 
die Gemeinden gebe. Der Antrag wird in der Abstimmung bei 



107

Protokoll  2

sieben Gegenstimmen und sechs Enthaltungen mit großer 
Mehrheit angenommen.

Zum Antrag AP 20/20 (Neu), kostenfreie Anrufe, führ t Her-
bert Cordsen aus, der Arbeitskreis wolle sicherstellen, dass 
Dienststellen, die zwingend erreichbar sein müssten, keine 
teure War teschleifenfunktion besäßen und kostenfrei seien.

Helmuth Schmidt vom Landesseniorenrat Schleswig-Holstein 
hält den Antrag für problematisch, da aus ihm nicht her vorge-
he, um welche Institutionen es sich handeln solle. 

Helga Raasch von der Landesarbeitsgemeinschaf t der freien 
Wohlfahr tsverbände kritisier t ebenfalls, dass die Institutio-
nen nicht konkret genannt würden. Sie plädier t aber dafür, 
für die Gebührenfreiheit bestimmter Institutionen, zum Bei-
spiel Sozialberatungsstellen, zu sorgen.

Antje-Marie Steen vom Landesseniorenrat Schleswig-Hol-
stein betont, dass jeder, der ein Telefon benutze, wisse, dass 
Gebühren anf ielen. 

Gernot von der Weppen merkt an, er f inde den Antrag im 
Grundsatz gut, ältere Leute müssten vor teuren Ser vicenum-
mern geschützt werden; er müsse aber anders formulier t wer-
den.

Der Antragsteller zieht den Antrag zurück.

Zum Antrag AP 20/21, Ver wendung von Anglizismen unterbin-
den, führ t Herbert Cordsen aus, er glaube nicht, dass man 
die Ver wendung von Anglizismen unterbinden könne.

Jürgen Oldenburg vom Landesseniorenrat Schleswig-Holstein 
führ t aus, der Kreisseniorenrat Ostholstein habe bereits vor 
drei Jahren und jetzt wieder einen entsprechenden Antrag 
einstimmig verabschiedet. Dennoch sei nichts Entsprechen-
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des geschehen. Ältere Leute hätten aber Schwierigkeiten, An-
glizismen zu verstehen.

Jürgen Wallbaum gibt zu bedenken, dass sich Anglizismen in 
der Sprache nicht aufhalten ließen, besonders nicht im Hin-
blick auf die for tschreitende Globalisierung. 

Der Antrag wird in der Abstimmung mit großer Mehrheit ab-
gelehnt. 

Zum Antrag auf Einbindung ör tlicher Seniorenräte in innerör t-
liche Entscheidungen, AP 20/22 (Neu), führ t Herbert Cordsen 
aus, Seniorenräte sollten bei ör tlichen Entscheidungen ein 
Mitbestimmungsrecht haben.

Bernhard Bröer von der Landesarbeitsgemeinschaf t der frei-
en Wohlfahr tsverbände hält den Antrag für über f lüssig, da 
die Einbindung vielfach schon ver wirklicht sei.

Helmuth Schmidt ist der Ansicht, dass das Mitspracherecht 
der Bürgerinnen und Bürger durch gewählte Ver treter gewähr-
leistet sei. Er empfiehlt, nur eine beratende Funktion der Se-
niorenbeiräte sicherzustellen, die Entscheidung solle bei den 
gewählten Politikern liegen.

Jürgen Wallbaum betont, in Elmshorn habe der Seniorenbei-
rat Sitz und Antragsrecht in jedem Ausschuss. Es gehe da-
rum, die Seniorenräte einzubinden und bei Entscheidungen 
zu hören.

Helmuth Schmidt pf lichtet bei, dass bei seniorenspezif i-
schen Themen Seniorenräte die Möglichkeit haben sollten, 
sich zu äußern. Die Entscheidung solle aber bei den Politi-
kern liegen.

Jürgen Oldenburg geht auf den Unterschied in der Beteili-
gung zwischen öf fentlichen und nicht öf fentlichen Sitzungs-
teilen ein. Er plädier t dafür, dass Seniorenver treter auch bei 
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nicht öf fentlichen Sitzungsteilen dabei sein könnten und 
sämtliche Unterlagen zur Ver fügung gestellt bekämen. Ein 
Stimmrecht könne und dür fe es seiner Ansicht nach nicht ge-
ben, da dies eine par teipolitische Tätigkeit bedeuten würde. 
Er wünscht sich, dass es nun zu einer Umsetzung dieses Be-
schlusses komme, der vor drei Jahren bereits ähnlich gefasst 
worden sei.

Dieter Sell vom Landesseniorenrat Schleswig-Holstein geht 
es um eine einheitliche Lösung für das Land. Die bisher be-
stehende Kann-Regelung solle in eine Muss-Bestimmung um-
gewandelt werden. Jede Kommune müsse einen Seniorenrat 
erstellen.

Der Antrag AP 20/22 (Neu) wird mit der Ergänzung „einheitli-
che“ in folgender Form mit großer Mehrheit angenommen:

„Der Landtag möge die Voraussetzungen für eine einheitliche 
rechtliche Einbindung der Seniorenräte in ör tliche Entschei-
dungen schaffen.“

Zum Antrag AP 20/23 (Neu), Schule, führ t Hilbert Cordsen 
aus, es gehe darum, an Schulen Räumlichkeiten für das ge-
nerationsübergreifende Lernen zur Ver fügung zu stellen. Es 
gehe nicht darum, dass Lehrkräf te durch ehrenamtliche Seni-
orinnen und Senioren ersetzt werden sollten.

Der Antrag wird mit großer Mehrheit angenommen.

Der Antrag AP 20/24 (Neu), or tsnahe Geldgeschäf te, wird von 
Bernhard Bröer negativ bewer tet. Dieser Antrag sei wieder-
holt eingebracht worden; er werde aber keine große Chance 
haben, da Banken Geschäf tsunternehmen seien, die sich an 
Rentabilitätsgesichtspunkten orientier ten.

Helmuth Schmidt ergänzt, dass zwischenzeitlich ver folg-
te Projekt, Omnibusse als mobile Bankf ilialen einzusetzen, 
habe nur Kosten verursacht.
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Dr.Ekkehard Krüger betont, dass es der Postbank gelänge, in 
Supermärkten Poststellen einzurichten. 
Es wird eingewendet, dass man bei der Postbank eine Abhe-
bung zuvor ankündigen müsse, was unpraktisch sei.

Auf die Frage, welche Möglichkeiten es von politischer Sei-
te gebe, auf die Banken einzuwirken, führ t Abg. Wolfgang 
Baasch aus, die Sparkassen seien kommunale Sparkassen 
und gehör ten zum Teil den Kreisen, die ihrerseits Plätze im 
Aufsichtsrat innehätten. Auf diese Weise sollte man versu-
chen, Einf luss zu nehmen.

Wilfried Lühr, benannt von der CDU-Landtagsfraktion, äu-
ßer t, im Kreis Ostholstein habe es ein Beispiel gegeben, bei 
dem Kreisver waltung und Landrat im Aufsichtsrat der Spar-
kasse die Schließung einer Filiale nicht hätten verhindern 
können. Er sehe wenig Einf lussmöglichkeiten und befürchte 
Zeitverschwendung.

Abg. Dr. Heiner Garg merkt an, dass Politik in diesem Fall re-
lativ wenig bis gar keinen Einf luss habe. In dieser Hinsicht 
wolle er auch keine falschen Versprechungen machen, die 
man vonseiten der Politik nicht werde halten können. – Mehr-
heitlich wird dieser Antrag abgelehnt.

Zum Antrag AP 20/25, Verbraucherinformationssystem,  
„Sterne für gute Pf lege“, führ t Michael Rode, benannt vom 
Deutschen Gewerkschaf tsbund, aus, grundsätzlich könne 
dies eine gute Idee sein. Er befürchtet aber, dass alle Seni-
oren bei Einführung der Regelung Heime mit vielen Sternen 
wollten. Stattdessen plädier t er dafür, die Heimaufsicht zu 
stärken und die Heime zu schließen, die die Auf lagen nicht 
er füllten.

Helga Raasch von der Landesarbeitsgemeinschaf t der frei-
en Wohlfahr tsverbände unterstützt die Aussage von Michael 
Rode. Wichtig bei der Bewer tung seien auch weiche Faktoren, 
die sich schnell ändern könnten und großen Schwankungen 
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unter worfen seien. Eine sehr of t wiederholte Überprüfung sei 
notwendig.

Horst Langniß vom Landesseniorenrat Schleswig-Holstein 
widerspricht den Ausführungen von Michael Rode, ein Ster-
nesystem ist seiner Ansicht nach sinnvoll; man könne anhand 
eines festen Katalogs durchaus Bewer tungen vornehmen.

Olaf Windgassen, benannt vom Sozialverband Deutschland, 
betont die Wichtigkeit einheitlicher Richtlinien.

Dieter Sell führt aus, dass der sogenannte Michelin eine Er-
findung des Landesseniorenrats sei. Dabei würden harte und 
weiche Faktoren berücksichtigt. Kosten allein könnten kein 
ausreichender Bewertungsfaktor sein. Eine Schwierigkeit sei, 
tatsächlich alle Heime in der entsprechenden Weise zu bewer-
ten. Man wolle verhindern, dass Patienten aufgrund von Kran-
kenhausempfehlungen in ein Heim kämen, unabhängige Be-
ratung sei notwendig. Deshalb müsse der Träger unabhängig 
sein. Zudem solle die Bewertung für jeden verständlich sein.

Der Antrag AP 20/25 wird mehrheitlich angenommen.

Den Antrag AP 20/26 auf Verlängerung der Veranstaltung, um 
für die Nachbereitung einen ganzen Tag zur Verfügung zu ha-
ben, begründet Jürgen Oldenburg mit der Zeitknappheit, die 
im Moment bei der Vor- und Nachbereitung auftrete. Damit 
solle auch eine Kommission verbunden werden, die vom Al-
tenparlament eingesetzt werde; deren Aufgabe soll es sein, zu 
überprüfen, inwieweit die beschlossenen Anträge auch umge-
setzt worden seien. Eine Verlängerung der Nachbereitungszeit 
sei im Interesse aller Teilnehmer.

Der Antrag wird mit großer Mehrheit angenommen.

Tagungspräsident Redeski dankt allen Teilnehmerinnen und 
Teilnehmern für die Mitarbeit im 20. Altenparlament.
Schluss: 16:50 Uhr
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1. Generationenübergreifendes Wohnen            AP 20/1 NEU
Die Landesregierung wird aufgeforder t, Kommunen zu ver-
pf lichten, in innerör tlichen Bebauungsplänen generations-
übergreifende barrierefreie Wohnformen zu fördern. Wir t-
schaf tliche und soziale Aspekte sind zu berücksichtigen.
(in der vom Arbeitskreis veränderten Fassung angenommen)

2. Wohnquartiere             AP 20/2 NEU
Die Landesregierung möge darauf hinwirken, dass sich in den 
Kommunen eine quar tiersbezogene Ausrichtung auf das ge-
nerationenübergreifende Miteinander ergibt. Hiermit müssen 
Einrichtungen der Bildung, insbesondere die Volkshochschu-
len, Kultur, Informations- und Kommunikationsinfrastruktur 
besonders geförder t werden. Im übrigen wird auf den Landes-
entwicklungsplan 8.6 G (2) ver wiesen.
(in der vom Arbeitskreis veränderten Fassung angenommen)

3. Stärkung für Verbraucherschutz           AP 20/3 NEU
Landtag und Landesregierung werden aufgeforder t, sicherzu-
stellen, dass in den Verbraucherzentralen in Schleswig-Hol-
stein in Or ten von Kreisver waltungen und kreisfreien Städten 
eine umfassende Verbraucherberatung regelmäßig möglich 
ist.
(in der vom Arbeitskreis veränderten Fassung angenommen)

         AP 20/4
(Nichtbefassung)
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         AP 20/5
(Nichtbefassung)

4. Antrag auf Erhöhung der Kilometerpauschale   
               AP 20/6 NEU
Die Landesregierung wird aufgeforder t, Ehrenamtler nicht 
weiter mit der Kürzung auf 20 Cent abzuspeisen, sondern den 
steuerlichen Satz von 30 Cent einzusetzen.
(in der vom Arbeitskreis veränderten Fassung angenommen)

          AP 20/7
(Nichtbefassung) 

      AP 20/8 und 20/9
(zugunsten von Dringlichkeitsantrag 1 zurückgezogen)

5. Novellierung der Landesbauordnung  
              AP 20 Dringlichkeitsantrag 1
Landtag und Landesregierung werden aufgeforder t, sich bei 
der Novellierung der Landesbauordnung (LBO) ef fektiv für 
Barrierefreiheit einzusetzen.
a) Die Abgeordneten des Landtags Schleswig-Holstein wer-
den gebeten, die im Umdruck 16/3336 des Schleswig-Hol-
steinischen Landtags aufgelisteten Vorschläge des Landes-
seniorenrates Schleswig-Holstein und die Vorschläge des 
Landesbeauf tragten für Menschen mit Behinderung bei der 
Neufassung der Landesbauordnung besonders zu beachten 
und entsprechende Regelungen zu tref fen. 
b) Sollten bei einigen Vorschlägen Bestimmungen des Bun-
des-Baugesetzbuches (BauGB) entgegenstehen, werden 
Landtag und Landesregierung aufgeforder t, auf eine Ände-
rung der entsprechenden Regelungen im BauGB hinzuwir-
ken.
(angenommen)
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6. Barrierefreiheit/Inklusion  AP 20/10 NEU NEU
Die Landesregierung und die zuständigen Ministerien mögen 
darauf hinwirken, dass alle Mitarbeiter und Mitarbeiterinnen 
von Baubehörden in Fragen der Planung und Umsetzung bar-
rierefreier öf fentlicher Flächen und Gebäude im Sinne der DIN 
18024-1 und-2, 18025-1 und-2 und ihrer weiteren Entwicklun-
gen geschult werden.
Angesichts des demographischen Wandels forder t das 20. Al-
tenparlament die Landesregierung und den Landtag auf, sich 
für die Aufnahme des Lehrinhalts „Barrierefreiheit“ in die 
verbindlichen Lehrpläne der Ausbildung von Bauingenieuren, 
Architekten und Bauhandwerkern einzusetzen.
(in der vom Plenum veränderten Fassung angenommen)

7. „Wohn-Riester“      AP 20/11
Die Landesregierung wird aufgeforder t, sich im Rahmen ihrer 
bundespolitischen Möglichkeiten dafür einzusetzen, dass die 
Ver wendung der so genannten Riesterrente zum Er werb von 
Wohneigentum (Wohn-Riester) nur dann er folgen soll, wenn 
die zukünf tigen Bauherren bei Erstellung eines Neubaues die 
Grundsätze der Barrierefreiheit berücksichtigen. 
(angenommen)

8. Befristete Freistellung für pflegende Familienmitglieder 
             AP 20/12 NEU
Die Landesregierung wird aufgeforder t, sich über den Bun-
desrat dafür einzusetzen, dass für pf legende Familienmit-
glieder arbeitsrechtlich ein Anspruch auf mindestens 10 Tage 
pro Jahr bezahlte und darüber hinaus auf unbezahlte Freistel-
lung und Arbeitszeitreduzierung (Teilzeit) gesetzlich veran-
ker t wird.
(in der vom Arbeitskreis veränderten Fassung angenommen)
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9. Krankenhäuser in Not      AP 20/13
Landesregierung und Landtag mögen Regelungen für die me-
dizinische Versorgung beschließen, die ermöglichen, dass 
die Krankenhäuser in Schleswig-Holstein ihrer Aufgabe zur 
medizinischen Versorgung der Bürger mit hohem fachlichem 
und pf legerischem Standard auch in Zukunf t gerecht werden 
können.
(angenommen)

10. Niederlassung von Ärzten auf dem Lande   
      AP 20/14 NEU NEU
Die Landesregierung möge für Ärztinnen und Ärzte Anreize 
schaf fen, damit sie eine ländliche Arztpraxis übernehmen. 
Als Star thilfe sollen durch das Land Schleswig-Holstein Bürg-
schaf ten für Existenzgründungsdarlehen gewähr t werden.
(in der vom Plenum veränderten Fassung angenommen)

        AP 20/15
(abgelehnt)

11. Trägerunabhängige Beratungsstellen und Lotsendienste 
      AP 20/16 NEU NEU 
Die Landesregierung und die Fraktionen des Schleswig-Hol-
steinischen Landtages werden aufgeforder t, die existieren-
den trägerunabhängigen und trägerübergeifenden Pf lege- 
und Lebensberatungsstellen sowie Lotsendienste zu erhalten 
und zu einem f lächendeckenden Netz in ganz Schleswig-Hol-
stein auszubauen und zu fördern.
(in der vom Plenum veränderten Fassung angenommen)

12. Einheitliche medizinische Versorgungsstrukturen für den 
ländlichen Raum            AP 20/17 NEU
Die Landesregierung soll dafür Sorge tragen, dass sich alle 
Beteilig ten, also die niedergelassenen Ärzte, die Kassen-
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ärztliche Vereinigung, die Kliniken, die Rettungsdienste und 
die Kostenträger baldmöglichst gemeinsam an einen runden 
Tisch setzen, um konzeptionell aufeinander abgestimmte 
Strukturen zu entwickeln, die auch für die Zukunf t eine an-
gemessene ärztliche Versorgung im ländlichen Raum gewähr-
leisten.
(in der vom Plenum veränderten Fassung angenommen)

13. Abendveranstaltungen           AP 20/18 NEU
Der Schleswig-Holsteinische Landtag möge sich dafür einset-
zen, dass ältere Menschen und Menschen mit Behinderung 
an kulturellen Abendveranstaltungen unbesorgt teilnehmen 
können (z. B. durch Vorhaltung öf fentlicher Verkehrsmittel, 
durch Ampelschaltungen an Fußgängerüber wegen auch in 
den Abendstunden).
(in der vom Arbeitskreis veränderten Fassung angenommen)

14. Ämterlotsen            AP 20/19 NEU
Der Schleswig-Holsteinische Landtag möge sich über die 
kommunalen Landsverbände dafür einsetzen, dass alle Bür-
ger in den Gemeinden ausführlich und verständlich darüber 
Kenntnis erhalten, wo, wie und durch wen sie Hilfen beim Um-
gang und bei Kontakten mit Ämtern und öf fentlichen Einrich-
tungen erhalten (z. B. durch Ämterlotsen, per Flyer oder Hin-
weise in den Medien).
(in der vom Arbeitskreis veränderten Fassung angenommen)

       AP 20/20
(vom Antragsteller zurückgezogen)

        AP 20/21
(abgelehnt)
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15. Einbindung örtlicher Seniorenräte in innerörtliche Ent-
scheidungen                 AP 20/22 NEU NEU
Der Landtag möge die Voraussetzungen für eine einheitliche 
rechtliche Einbindung der Seniorenräte in ör tliche Entschei-
dungen schaffen.
(in der vom Plenum veränderten Fassung angenommen)

16. Schule            AP 20/23 NEU
Der Landtag möge sich über die kommunalen Landesverbän-
de dafür einsetzen, dass in Schulen Räumlichkeiten für gene-
rationenübergreifendes Lernen zur Ver fügung stehen. 
(in der vom Arbeitskreis veränderten Fassung angenommen)

      AP 20/24 
(abgelehnt)

17. Verbraucherinformationssystem, „Sterne für gute Pfle-
ge“        AP 20/25
Die Landesregierung und die Fraktionen des Landtages 
Schleswig-Holstein werden aufgeforder t, dafür zu sorgen, 
dass in Umsetzung des Pf WG ein Verbraucherinformations-
system für die stationäre, teilstationäre und ambulante Al-
tenpf lege eingeführ t wird. Das System soll vorhandene Qua-
litätsinformationen (aus den Prüfberichten des MDK und 
der Heimaufsicht sowie aus dem internen QM) in einer für  
Laien schnell verständlichen Form zusammenfassen und ver-
gleichbar darstellen. Neben Basisinformationen (z. B. zu den 
Kosten) sollen dabei fachlich belastbare Informationen zur 
Ergebnisqualität und zur Lebensqualität (sog. "weiche Fak-
toren") im Mittelpunkt stehen. Sie sind für ältere Menschen 
und ihre Angehörigen von besonderer Bedeutung. Um zu ver-
hindern, dass sich Leistungsanbieter ihre Qualität selbst 
bescheinigen, ist es unerlässlich, dass das Verbraucherin-
formationssystem unabhängig von den Interessen der Leis-
tungsanbieter entwickelt und betrieben wird, wie es z. B. der 
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Vorschlag eines Pf lege-Michelins ("Sterne für gute Pf lege") 
vorsieht.
(angenommen)

18. Abschlussdiskussion zu den Altenparlamenten  
       AP 20/26
Landtagspräsident und Landtagsver waltung mögen dafür 
Sorge tragen, dass für die Nachfolgesitzungen zum Altenpar-
lament genügend Zeit (vormittags und nachmittags) einge-
plant wird, um mit den seniorenpolitischen Sprecherinnen 
und Sprechern der Par teien ausreichend diskutieren zu kön-
nen.
(angenommen)

19. „Bedien-Zuschlag“ bei Bahnfahrkartenkauf
     AP 20/ Dringlichkeitsantrag (2 und 3 gemeinsam)
Der Schleswig-Holsteinische Landtag, die Landesregierung, 
der Bundestag und die Bundesregierung werden aufgefor-
der t, sich dafür einzusetzen, dass die Deutsche Bahn AG auf 
die Einführung eines sog. „Bedien-Zuschlags“ beim Kauf ei-
ner Fahrkar te am Schalter verzichtet. 
(in der vom Plenum veränderten Fassung angenommen)*

*Auf die vom Plenum beschlossene Weiterleitung des Be-
schlusses an die Bahn wurde verzichtet, da die Bahn bereits 
reagier t hat.
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1. Generationenübergreifendes Wohnen          AP 20/1 NEU
Die Landesregierung wird aufgefordert, Kommunen zu ver-
pflichten, in innerörtlichen Bebauungsplänen generations-
übergreifende barrierefreie Wohnformen zu fördern. Wirt-
schaftliche und soziale Aspekte sind zu berücksichtigen.
(in der vom Arbeitskreis veränderten Fassung angenommen)

CDU-Fraktion im Schleswig-Holsteinischen Landtag
Generationenübergreifenden Wohnformen ist ein hoher Wer t 
beizumessen, denn sie fördern ef fektiv den Austausch zwi-
schen Jung und Alt, ermöglichen eine selbstbestimmte Le-
bensgestaltung bis ins hohe Alter und schaffen Begegnungs-
möglichkeiten oder gar soziale Netzwerke.
Im Rahmen der Diskussion darüber, mit welchen Mitteln ge-
nerationenübergreifendes Wohnen am sachgerechtesten 
zu fördern ist, dar f nicht vergessen werden, dass nach dem 
ver fassungsrechtlich gewährleisteten Selbstver waltungs-
recht der Gemeinden die Planungshoheit in den Händen der 
Gemeinden liegt. Diese können zur Steuerung ihrer städte-
baulichen Entwicklung rechtsverbindliche Bebauungspläne 
erlassen. Dabei gibt § 1 Absatz 6 des Baugesetzbuches vor, 
dass bei der Aufstellung von Bauleitplänen insbesondere die 
Wohnbedürfnisse der Bevölkerung, die Schaffung und Erhal-
tung sozial stabiler Bewohnerstrukturen, die Bevölkerungs-
entwicklung, die Bedürfnisse der Familien, der jungen, alten 
und behinder ten Menschen zu berücksichtigen sind.

SPD-Fraktion im Schleswig-Holsteinischen Landtag
Die Förderung generationenübergreifender barrierefreier 
Wohnformen ist ein Anliegen, das von der SPD-Landtagsfrak-
tion uneingeschränkt unterstützt wird. Einer Verpf lichtung 
der Kommunen durch die Landesregierung oder den Landes-
gesetzgeber steht jedoch die Planungshoheit und Eigenver-
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antwor tlichkeit für die Bauleitplanung der Gemeinden ent-
gegen, die bundesrechtlich in §§ 1 Abs. 3, 2 Abs. 1 BauGB 
geregelt ist. Zudem stellt die Planungshoheit der Gemein-
den einen Kernbestand des in Ar t. 28 Abs. 2 GG ver fassungs-
rechtlich garantier ten Selbstver waltungsrechts dar, so dass 
dieser Bereich dem unmittelbaren staatlichen Eingrif f entzo-
gen ist. Zudem wird die Bauleitplanung auch wesentlich über 
die Nachfrage nach entsprechend geeigneten Gebäuden und 
Grundstücken gesteuer t. Daher ist es nach unserer Ansicht 
sinnvoller, generationsübergreifende Wohnformen durch 
staatliche Förderung im Rahmen der Wohnungsbauförderung 
sowie günstiger Finanzierungsmöglichkeiten über die Förder-
banken des Bundes und des Landes (I-Bank) attraktiver zu 
gestalten. Hier für wird sich die SPD-Landtagsfraktion weiter 
einsetzen.

Gemeinsame Stellungnahme der FDP-Fraktion im Schleswig-
Holsteinischen Landtag und der FDP-Landesgruppe Schles-
wig-Holstein im Deutschen Bundestag
Die FDP-Landtagsfraktion stimmt der Zielsetzung dieses An-
trages zu, barrierefreies und generationenübergreifendes 
Wohnen in den Kommunen zu fördern. 
Eine Verpf lichtung der Kommunen durch die Landesregierung 
lehnt die FDP ab, da sie einen ver fassungsrechtlich unzuläs-
sigen Eingrif f des Landes in die in Ar t. 28 Abs. 2 GG veranker-
te Planungshoheit der Kommunen darstellen würde. 
Angesichts der demograf ischen Entwicklung ist es für die 
Kommunen eine wichtige Herausforderung ein generationen-
übergreifendes Wohnumfeld zu schaf fen. Faktoren  wie Nach-
barschaf t, Zusammentref fen von Generationen und soziale 
Dienstleistungen sind für die Wohnqualität vor Or t von enor-
mer Bedeutung. Davon prof itieren die Bürgerinnen und Bür-
ger jeden Alters. Eine Kommune, die ihre Planungsmöglich-
keiten rechtzeitig nutzt, wird künf tig einen Standor tvor teil 
gegenüber anderen Kommunen haben.
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Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN im Schleswig-Holsteini-
schen Landtag
1. Generationsübergreifendes Wohnen
2. Wohnquar tiere
Angesichts der demographischen Entwicklung und der zuneh-
menden Individualisierung der Gesellschaf t halten wir eine 
Förderung des generationsübergreifenden Wohnens für im-
mer wichtiger. Eine entsprechende Berücksichtigung im Rah-
men der qualif izier ten Bauleitplanung ist schon heute – auf 
konkrete Vorhaben bezogenen – möglich. Wir werden die An-
regungen zu einer Verpf lichtung sowie zur verstärkten Quar-
tiersausrichtung und Förderung von sozialen und kulturellen 
Infrastrukturangeboten in unsere Arbeit zur Landesentwick-
lungsplanung einbinden.

SSW im Landtag
Das Thema Wohnen im Alter ist ein sehr zentrales Thema zu-
kunf tsorientier ter Altenpolitik. Angesichts der schnelllebigen 
Zeit, mit ihrem technischen For tschrit t und der demographi-
schen Entwicklung müssen wir uns die Frage stellen, welche 
baulichen und sozialen Konzepte heute und für die Zukunf t 
wichtig sind, um den Bedürfnissen von älteren Menschen ge-
recht zu werden. Der SSW unterstützt daher die Forderung 
des Altenparlaments, dass die Landesregierung generatio-
nen-übergreifendes Wohnen und barrierefreie Wohnformen 
stärker in den Focus rücken muss. Dieser Aspekt muss dann 
auch in der Bauleitplanung auf kommunaler Ebene umgesetzt 
und geförder t werden.

Innenministerium des Landes Schleswig-Holstein
Für die Errichtung generationsübergreifender barrierefrei-
er Wohnungen reicht regelmäßig ein Bebauungsplan (Ange- 
botsplan) aus, der ein Wohngebiet mit Gebäuden in ausrei-
chenden Größendimensionen festsetzt. Ein potenzieller Woh-
nungsbauträger erhält damit bereits die zur Realisierung von 
generationsübergreifenden Wohnprojekten er forderlichen 
Baurechte. Über eine frühzeitige Abstimmung der Gebäude-
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größe mit der Gemeinde können auch diese Anforderungen in 
der Planung berücksichtigt werden. 
Bestandteil der Schleswig-Holsteinischen Wohnungspolitik 
ist die Förderung generationsübergreifender und in dem ge-
botenen Umfang auch barrierefreier Wohnformen. Dazu ge-
hör t auch der Erhalt der sozialen Integration, der gewählten 
Lebensgemeinschaf ten und des bekannten Wohnumfeldes 
für Senioren. Über die Förderung und damit verbundene Sub-
ventionierung der Herstellungskosten f inden die wir tschaf tli-
chen Aspekte der künf tigen Bewohner Berücksichtigung.
Es bedarf daher keiner Verpf lichtungen der Kommunen zum 
Erlass von Bebauungsplänen durch die Landesregierung. 
Eine solche Verpf lichtung wäre zudem mit der ver fassungs-
rechtlich garantier ten Planungshoheit der Gemeinden (Ar t. 
28 Abs. 2 GG) nicht zu vereinbaren. Dementsprechend sind 
auch zwingende Vorgaben für bestimmte Inhalte unzulässig. 
Zudem bietet der abschließende Festsetzungskatalog des  
§ 9 BauGB der planenden Gemeinde keine hinreichenden Op-
tionen, generationsübergreifende barrierefreie Wohnformen 
festzusetzen. Im Rahmen üblicher Angebotsplanungen ist 
es dem Vorhabenträger überlassen, welchen Wohnformen er 
den Vorrang gibt. Eine Einf lussnahme ist der Gemeinde im 
Einzelfall nur im Wege eines vorhabenbezogenen Bebauungs-
planes möglich, wenn ein Wohnungsbauträger oder anderer 
Investor bereit ist, ein derar tiges Vorhaben konkret zu pla-
nen und umzusetzen.

SPD-Landesgruppe Schleswig-Holstein im Deutschen 
Bundestag
Das generationenübergreifende Wohnen ist ein wichtiges 
Thema, es geht um seniorengerechtes Wohnen, aber auch um 
alternative Wohnangebote für Senioren und Familien. 
Die Wohnform „generationenübergreifendes Wohnen“ in ei-
nem Bebauungsplan festzulegen ist rechtlich nicht möglich. 
Denn ein Bebauungsplan bestimmt die Ar t und das Maß der 
baulichen Nutzung des Grundstücks. Es wird zum Beispiel 
festgelegt, ob eine Wohnbebauung, eine Mischbebauung 
oder eine Gewerbebebauung er folgt. Außerdem wird die Ge-
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schossf lächenzahl etc. festgelegt. Eine Festlegung auf eine 
bestimmte Wohnform kann nicht er folgen. Daher sind Bebau-
ungspläne nicht die geeigneten Instrumente, um „generati-
onsübergreifendes Wohnen“ zu fördern.
Ein beliebtes Instrument zur Förderung sind die sogenannten 
Baugruppen: Unter den Begrif f der Baugruppe fallen unter-
schiedliche Formen der Betreuung, Finanzierung und Durch-
führung von Bauvorhaben, in der Regel im Neubau, aber auch 
im Umbau von Altbauten. Allen gemeinsam ist das Ziel einer 
individuellen und kostengünstigen Realisierung von Wohnei-
gentum. Darüber hinaus können auch besondere Zielvor-
stellungen wie neue Wohnformen (Alt und Jung, etc.), Nut-
zungsmischungen (Wohnen und Kinder tagesstätte) oder 
umweltfreundliches Bauen als Grundlagen zur Bildung einer 
Baugruppe dienen. 
(Sönke Rix , MdB, für die Landesgruppe Schleswig-Holstein in 
der SPD-Bundestagsfraktion)

Rainder Steenblock, MdB, Sprecher der Bündnis 90/Die Grü-
nen-Landesgruppe Schleswig-Holstein im Deutschen Bun-
destag
Neue Formen des generationsübergreifenden Wohnens soll-
ten heutzutage Standard einer modernen Stadtentwicklungs-
politik und damit auch von Bebauungsplänen sein. Wir unter-
stützen daher die Landtagsfraktion bei ihren Bemühungen, 
dieses Thema stärker in der Landesentwicklungsplanung zu 
verankern.

2. Wohnquartiere             AP 20/2 NEU
Die Landesregierung möge darauf hinwirken, dass sich in 
den Kommunen eine quartiersbezogene Ausrichtung auf 
das generationenübergreifende Miteinander ergibt. Hiermit 
müssen Einrichtungen der Bildung, insbesondere die Volks-
hochschulen, Kultur, Informations- und Kommunikationsin-
frastruktur besonders gefördert werden. Im übrigen wird auf 
den Landesentwicklungsplan 8.6 G (2) verwiesen.
(in der vom Arbeitskreis veränderten Fassung angenommen)
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CDU-Fraktion im Schleswig-Holsteinischen Landtag
Zu den künf tigen Herausforderungen für unsere Wohnquar-
tiere zählen zweifelsohne der demograf ische Wandel und 
seine Folgen. Nicht zuletzt vor diesem Hintergrund sind die 
Erhaltung und Schaffung stabiler Wohn- und Nachbarschaf ts-
verhältnisse sowie zukunf tsfähiger Bewohner- und Quar tiers-
strukturen anzustreben. Dies beinhaltet auch Maßnahmen 
zugunsten einer quar tiersbezogenen Ausrichtung auf das ge-
nerationenübergreifende Miteinander.

SPD-Fraktion im Schleswig-Holsteinischen Landtag
Hinsichtlich verbindlicher Planungsvorgaben gelten die zu 
Nr. 1 dargelegten Beschränkungen der staatlichen Einf luss-
nahme auf die kommunale Planungshoheit. Unterstützt wird 
das Verlangen des Altenparlaments durch die Intention des 
Entwurfes der Landesregierung zum Landesentwicklungs-
plan, der eine stärkere Verdichtung und Konzentration der 
Siedlungsprozesse in den zentralen Or ten vorsieht. Nur leis-
tungsfähige Zentren werden dauerhaf t in der Lage sein, kom-
munale Einrichtungen der Daseinsvorsorge, der Bildung und 
Kultur vorzuhalten und nach Möglichkeit auch in zusammen-
hängenden Standor ten anzubieten. 
Die SPD-Landtagsfraktion unterstützt diese Bestrebung der 
Landesregierung, die zentralen Or te zu stärken, um vor dem 
Hintergrund des demographischen Wandels den For tbestand 
eines breiten Angebotes von Einrichtungen der Kultur, Bil-
dung, Information und sozialer Dienstleistungen für alle Ge-
nerationen zu sichern.

Gemeinsame Stellungnahme der FDP-Fraktion im Schleswig-
Holsteinischen Landtag und der FDP-Landesgruppe Schles-
wig-Holstein im Deutschen Bundestag
Die FDP-Landtagsfraktion stimmt dem Antrag zu. 
Dabei ist es im eigenen Interesse der Kommunen im Rahmen 
ihrer Leistungsfähigkeit ein attraktives Umfeld für die Bürge-
rinnen und Bürger zu schaf fen. Allerdings können nicht alle 
Kommunen alles leisten. Insoweit wäre im Antrag eine Dif fe-
renzierung nach der Größe der Kommune sinnvoll gewesen. 
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Umso wichtiger ist deshalb aus Sicht der FDP, dass kleine 
Kommunen miteinander kooperieren, um ein gemeinsames 
Angebot für ihre Bürgerinnen und Bürger vorzuhalten. 

Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN im Schleswig-Holsteini-
schen Landtag
Siehe Punkt 1 – Generationenübergreifendes Wohnen.

SSW im Landtag
Der SSW unterstützt die Forderung, dass in den Kommu-
nen Möglichkeiten für Seniorinnen und Senioren geschaf-
fen werden, die es ihnen erlauben, am gesellschaf tlichen 
Leben teilzunehmen. Hierzu gehören auch die Einrichtungen 
der Bildung, wie bzw. die Volkshochschulen, kulturelle Ein-
richtungen und die Informations- und Kommunikationsinfra-
struktur. Zuallererst ist dies eine kommunale Aufgabe, die 
aber mit entsprechenden Programmen von Bund und Land 
geförder t werden kann.

Innenministerium des Landes Schleswig-Holstein
Im Zusammenhang mit der Städtebau- und Wohnraumförde-
rung ist es Ziel der Landesregierung die Kommunen bei der 
zukunf tsfähigen Anpassung der Städte und dem Umgang mit 
den aus dem demograf ischen, sozialen und wir tschaf tlichen 
Struktur wandel resultierenden Herausforderungen zu unter-
stützen. Damit dies auch vor dem Hintergrund der knappen 
f inanziellen Ressourcen gelingen kann, ist die Bereitstellung 
von Mitteln der Städtebauförderung an die Erstellung ge-
samtstädtischer oder Stadtteil bezogener Entwicklungskon-
zepte geknüpf t. 
Für die Wohnraumförderung gilt dies ebenso für größere Bau-
vorhaben, die sich in ihrer Ausrichtung an den kommunalen 
Wohnungsmarktkonzepten orientieren müssen.
Bei der Erstellung und Umsetzung von Stadtentwicklungs- 
und Wohnungsmarktkonzepten spielen die zum Teil unter-
schiedlichen Bedarfe und Bedürfnisse der verschiedenen 
Bevölkerungs- bzw. Haushaltsgruppen eine wesentliche Rol-
le. Vor dem Hintergrund des demograf ischen Wandels liegt 



128

Altenparlament 2008

Stellungnahmen

das Augenmerk konsequenter weise gleichermaßen stark auf 
den Anforderungen, die ältere Menschen und Familien an ihr 
Wohnumfeld und ihre Wohnung haben. Er fahrungsgemäß ist 
es immer Ziel der Kommunen, das generationsübergreifende 
Miteinander in den Städten, Stadtteilen und Wohnquar tieren 
zu fordern, in ihren Entwicklungskonzepten zu verankern und 
durch geeignete Maßnahmen zu unterstützen. 
Die Städtebau- und Wohnraumförderung steht in erster Linen 
den Ober- und Mittelzentren zur Finanzierung eines bedarf-
gerechten Umbaus von Wohnquar tieren und zur Schaffung 
guter Rahmenbedingungen für ein generationsübergreifen-
des Miteinander zur Ver fügung.

SPD-Landesgruppe Schleswig-Holstein im Deutschen 
Bundestag
Die Landesregierung Schleswig Holstein wird bis Ende 2009 
eine endgültige Fassung eines Landesentwicklungsplans vor-
legen. Darin ist ein Extra-Kapitel „Demographische Entwick-
lung“ vorgesehen. Wir halten die Inhalte dieses Kapitels für 
durchaus begrüßenswer t:
„Da die zukünf tige demographische Entwicklung in vielen 
Städten und Gemeinden des Landes anders verlaufen wird 
als in den vergangenen Jahren/Jahrzehnten, ist es er forder-
lich, dass die Kommunen ihre Infrastruktur im Hinblick auf 
den veränder ten Bedarf überprüfen und anpassen. Dies wird 
sowohl bei der Bildungsinfrastruktur (Schulen und Kinder ta-
geseinrichtungen, Einrichtungen der For t- und Weiterbildung) 
er forderlich werden als auch bei Angeboten für Senioren, Ein-
richtungen für unterstützungs- und pf legebedürf tige ältere 
Menschen und Menschen mit Behinderung, beim öf fentlichen 
Personennahverkehr sowie bei der technischen Infrastruktur 
im Bereich Ver- und Entsorgung. Insbesondere bei Gebäuden 
sollte auf multifunktionale Nutzungsmöglichkeiten und Bar-
rierefreiheit geachtet werden. 
Im Rahmen von Anpassungsstrategien bei der Daseinsvorsor-
ge ist es sinnvoll, dass die kommunalen Akteure regionale 
und sozialver trägliche Standards festlegen und Instrumen-
te der regionalen und interkommunalen Kooperation nutzen. 
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Auch die Akteure im Gesundheitswesen müssen ihre Planun-
gen ständig quantitativ und qualitativ an sich verändernde 
Bevölkerungsstrukturen anpassen.“
(Sönke Rix , MdB, für die Landesgruppe Schleswig-Holstein in 
der SPD-Bundestagsfraktion)

Rainder Steenblock, MdB, Sprecher der Bündnis 90/Die Grü-
nen-Landesgruppe Schleswig-Holstein im Deutschen Bun-
destag
Siehe Punkt 2 – Generationsübergreifendes Wohnen.

3. Stärkung für Verbraucherschutz           AP 20/3 NEU
Landtag und Landesregierung werden aufgefordert, sicher-
zustellen, dass in den Verbraucherzentralen in Schleswig-
Holstein in Orten von Kreisverwaltungen und kreisfreien 
Städten eine umfassende Verbraucherberatung regelmäßig 
möglich ist.
(in der vom Arbeitskreis veränderten Fassung angenommen)

CDU-Fraktion im Schleswig-Holsteinischen Landtag
Die Verbraucherzentrale Schleswig-Holstein leistet sehr gute 
und notwendige Arbeit in den verschiedenen Fachbereichen. 
So kann die Verbraucherbildung gestärkt werden. Um den 
derzeitig erhöhten Personalbedarf zu decken und um eine 
noch grundlegendere Beratung gewährleisten zu können, 
haben wir uns mit der SPD darauf verständigt, eine weitere 
Personalstelle zu f inanzieren. Darüber hinaus werden in ver-
schieden Städten im Land Beratungen angeboten. Da eine 
f lächendeckende Versorgung nicht möglich ist, ist die Ver-
braucherzentrale telefonisch erreichbar.

SPD-Fraktion im Schleswig-Holsteinischen Landtag
Eine unabhängige Aufklärung, Beratung und Information so-
wie die Interessenver tretung der Verbraucherinnen und Ver-
braucher sind von großer Wichtigkeit. Viele Verbraucherin-
nen und Verbraucher setzen jährlich auf den qualif izier ten 
Rat der Fachleute, der in Beratungsstellen, über Ser vice-Te-
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lefone oder im Internet erhältlich ist. In Zeiten der modernen 
Kommunikationsmittel sehen wir, dass viele Menschen diese 
im Rahmen der Verbraucherberatung nutzen. Gerade im Be-
reich der Finanzdienstleistungen ist der Ausbau der moder-
nen Kommunikationsmittel besonders hilfreich. 
Die SPD-Landtagsfraktion setzt sich für eine ef fektive und 
umfassende Verbraucherberatung in Schleswig-Holstein ein 
und vor diesem Hintergrund wollen wir die Verbraucherzen- 
trale Schleswig-Holstein personell stärken. 

Gemeinsame Stellungnahme der FDP-Fraktion im Schleswig-
Holsteinischen Landtag und der FDP-Landesgruppe Schles-
wig-Holstein im Deutschen Bundestag
Die FDP-Landtagsfraktion stimmt der Zielrichtung des Antra-
ges für mehr Verbraucherschutz zu. 
Verbraucherzentralen bieten anbieterunabhängige und über-
par teiliche Informationen und Beratung. Verbraucherzentra-
len leisten damit einen wichtigen Beitrag dazu, dass Märk-
te zwischen Anbietern und Verbrauchern bzw. Konsumenten 
funktionieren: Erst der informier te Verbraucher ist in der 
Lage, Angebote richtig einzuschätzen und Entscheidungen 
aufgrund neutraler Informationen über ein Produkt oder eine 
Dienstleistung zu tref fen. 
In Schleswig-Holstein kann die Verbraucherzentrale allein 
aufgrund der bisher praktizier ten Finanzierungsstruktur eine 
f lächendeckende Beratung nicht mehr leisten. Neben einer 
institutionellen Förderung im geringen Umfang erhält die Ver-
braucherzentrale vor allem eine projektorientier te Finanzie-
rung. So werden von der EU, dem Bund und dem Land einzel-
ne Projekte, wie z. B. „Starke Verbraucher für ein gesundes 
Klima“ geförder t – die Institution als solche wird bei dieser 
Form der Finanzierung zu wenig berücksichtigt. Dies hat ent-
sprechende Auswirkungen auf ein f lächendeckendes Bera-
tungsangebot. 
Die FDP will sich deshalb mittelfristig für eine neue Form der 
Finanzierung einsetzen, bei der im Rahmen einer Zielverein-
barung ein fester Betrag für die Verbraucherzentrale zur Ver-
fügung gestellt wird. Darüber hinaus soll geprüf t werden, ob 
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derzeit bestehende Beratungsangebote in den Ministerien,  
z. B. bei der Energieberatung, zugunsten einer Beratung 
durch die Verbraucherzentrale umstrukturier t werden kön-
nen. 

Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN im Schleswig-Holsteini-
schen Landtag
Verbraucherrechte und Verbraucherschutz müssen gestärkt 
werden. Sie können nur dann in der Praxis umgesetzt werden, 
wenn BürgerInnen ausreichend informier t werden und ihnen 
eine qualif izier te Beratung leicht zugänglich ist. Einen Aus-
bau der Verbraucherberatung in der Fläche halten wir unter 
diesen Gesichtspunkten für notwendig. Er könnte durch eine 
Ausweitung der auswär tigen Sprechstunden, von den beste-
henden Verbraucherberatungsstellen aus, durchgeführ t und 
durch eine verstärkte Nutzung von Förderprogrammen des 
Bundes, ergänzt durch Landesmittel, f inanzier t werden. Ins-
besondere im Bereich des Schutzes von Adress- und Konto-
daten muss es klare (Schutz)Regelungen geben: Hierzu ha-
ben wir entsprechende Anträge in den Landtag eingebracht

SSW im Landtag
Die Verunsicherung in der Bevölkerung in Bezug auf Lebens-
mittelskandale, Liberalisierung in den verschiedensten Be-
reichen oder die Preisentwicklungen auf dem Energiemarkt 
wird weiter wachsen. Daher ist die Verbraucherberatung wei-
terhin eine wichtige Anlaufstelle für ratsuchende Bürger. Die 
Arbeit der Beratungsstellen vor Or t wird angenommen und 
geschätzt, denn diese festen Anlaufstellen schaf fen Ver trau-
en. Der SSW teilt daher die Auf fassung, dass das Angebot 
der Verbraucherzentralen auszubauen ist. Auch wenn das In-
ternet im Zusammenhang mit der Verbraucherberatung aus-
gebaut und vom Verbraucher stärker in Anspruch genommen 
wird, wird der persönliche Kontakt bei Ver trauensfragen und 
Beratung immer noch notwendig sein.
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Ministerium für Soziales, Gesundheit, Familie, Jugend und 
Senioren des Landes Schleswig-Holstein
Die Verbraucherzentrale Schleswig-Holstein ist landesweit 
an den Standor ten Kiel, Flensburg, Heide, Norderstedt und 
Lübeck ver treten. Der Erhalt dieser fünf regionalen Zentren 
ist erklär tes Ziel der Landesregierung. Eine Ausweitung ei-
ner umfassenden regelmäßigen Verbraucherberatung in 
Or ten von Kreisver waltung und kreisfreien Städten ist ein 
wünschenswer tes Anliegen, aber angesichts der Haushalts-
situation des Landes nicht realisierbar. Absehbar ist eine der 
engen Hauhaltslage angepasste Aufstockung der Personal-
kostenförderung durch das Land ab 2009 durch den Land-
tag.
Im Rahmen von Aktionen der Verbraucherzentrale Schleswig-
Holstein für eine aufsuchende Beratung förder t die Landes-
regierung seit 2005 für die Zielgruppe der älteren Menschen 
das Landesprojekt „Verbraucherschutz in einer älter werden-
den Gesellschaf t“. Diese Vor tragsreihe mit den Themenblö-
cken „Alltag gestalten“, „Vorsorge tref fen“, „Die alltägliche 
Abzocke“ und „Ungewollte Risiken/sichere Geldanlage“ ist 
sehr er folgreich. 2008 wurden an über 60 Standor ten im Lan-
de Vor träge gehalten. Eine For tsetzung ist 2009 und 2010 ge-
plant.

SPD-Landesgruppe Schleswig-Holstein im Deutschen 
Bundestag
Wir sind dafür. Den Verbraucherzentralen fehlt es an Geld, 
um die früher gewohnte Dichte an Beratungsstellen im Land 
aufrecht zu erhalten. Von ehemals 23 Beratungsstellen sind 
nur fünf im vollen Umfang erhalten geblieben, die Regional-
beratungen kümmern sich schwerpunktmäßig um spezielle 
Fragestellungen wie Energieberatung. 
Wir sind für eine Verstärkung der Verbraucherzentralen in der 
Fläche, haben aber als Bundespolitiker keinen Einf luss auf 
die Finanzierung der Landesverbraucherzentrale Schleswig-
Holstein, die übrigens mit Problemen wie dem Ausfall von Di-
videnden der HSH-Nordbank zu kämpfen hat. Hof fnung auf 
Besserung gibt es aber vereinzelt: So versucht der Arbeits-
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kreis Soziales der SPD-Landtagsfraktion in den Haushalts-
beratungen durchzusetzen, dass eine zusätzliche Planstelle 
geschaffen wird, die Beratung in Fragen der Finanzkrise leis-
ten soll. In jedem Fall ist aber weiterhin für eine telefonische 
Beratung zu allen Fragestellungen in der gewohnten Dichte 
gesorgt.
( Jörn Thießen, MdB, für die Landesgruppe Schleswig-Holstein 
in der SPD-Bundestagsfraktion)

Rainder Steenblock, MdB, Sprecher der Bündnis 90/Die Grü-
nen-Landesgruppe Schleswig-Holstein im Deutschen Bun-
destag
Verbraucherrechte und Verbraucherschutz ist eines der 
Schwerpunkte grüner Politik, auch in Berlin. Dazu gehören 
aber natürlich auch gute Beratungsmöglichkeiten vor Or t. 
Daher ist diese Forderung sinnvoll und die Landesregierung 
sollte sie umgehend in Zusammenarbeit mit den Kreisen um-
setzen.

4. Antrag auf Erhöhung der Kilometerpauschale   
               AP 20/6 NEU
Die Landesregierung wird aufgefordert, Ehrenamtler nicht 
weiter mit der Kürzung auf 20 Cent abzuspeisen, sondern den 
steuerlichen Satz von 30 Cent einzusetzen.
(in der vom Arbeitskreis veränderten Fassung angenommen)

CDU-Fraktion im Schleswig-Holsteinischen Landtag
Die vom Altenparlament vorgeschlagene Maßnahme ist ange-
sichts der derzeitigen Haushaltssituation des Landes nicht 
umsetzbar. Eine verantwor tungsvolle Politik, der wir uns ver-
pf lichtet wissen, setzt auf einen Gleichklang von Sparen und 
Investieren. Dies bedeutet für uns einerseits die konsequen-
te Begrenzung der Verschuldung, andererseits die Vornahme 
zielgerichteter Investitionen. 
Dabei beschränken wir uns nicht nur auf den Investitionsbe-
grif f der Landeshaushaltsordnung, sondern beziehen auch 
„Zukunf tsinvestitionen“ in Bildung und Erziehung mit ein. 
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Eine Erhöhung der Kilometerpauschale für Ehrenamtliche 
wäre zwar wünschenswer t, lässt sich jedoch unter der Beach-
tung der vorgenannten Entscheidungskriterien derzeit nicht 
umsetzen.

SPD-Fraktion im Schleswig-Holsteinischen Landtag
Die gezahlte Kilometerpauschale richtet sich nach dem Bun-
desreisekostengesetz. Die Entschädigung beträgt danach 20 
Cent je Kilometer zurückgelegter Strecke. Eine Änderung ist 
derzeit nicht geplant. 

Gemeinsame Stellungnahme der FDP-Fraktion im Schleswig-
Holsteinischen Landtag und der FDP-Landesgruppe Schles-
wig-Holstein im Deutschen Bundestag
Die FDP-Landtagsfraktion stimmt der Zielrichtung des Antra-
ges für eine verbesser te Förderung des Ehrenamtes zu. Aller-
dings wird bezweifelt, ob die Landesregierung Einf luss dar-
auf nehmen kann, wie Fahr ten für ehrenamtliche Tätigkeiten, 
z. B. für einen Verein, abgerechnet werden können. 

Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN im Schleswig-Holsteini-
schen Landtag
Das Bundesreisekostengesetz ermöglicht einen Auf wandser-
satz für Fahr tkosten bei Nutzung eines PKW von bis zu 30 
Eurocent pro gefahrenen Kilometer. Die bisherige Praxis der 
Gewährung einer Fahr tkostenerstattung für ehrenamtliche 
Delegier te des Altenparlamentes durch den Landtag in Höhe 
von 20 Eurocent ist eine freiwillige Leistung, die sich an den 
Regelungen des Bundesreisekostengesetzes orientier t. 
Wir halten eine Überprüfung der bestehenden Regelung ange-
sichts der gestiegenen Bezinkosten für angemessen. Eine An-
reise mit öf fentlichen Verkehrsmitteln – soweit dies möglich 
ist –  ist grundsätzlich zu bevorzugen, da sie in voller Höhe 
erstattet wird und die Umwelt weniger belastet.

SSW im Landtag
Der SSW ist der Auf fassung, dass bei allen ehrenamtlichen 
Tätigkeiten – egal ob auf Landesebene oder auf regionaler 
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Ebene – der steuerliche Kilometersatz angewendet werden 
sollte.

SPD-Landesgruppe Schleswig-Holstein im Deutschen 
Bundestag
Bürgerschaf tliches Engagement ist für das Funktionieren und 
den Zusammenhalt unserer Gesellschaf t von großer Bedeu-
tung. Ohne die rund 23 Millionen Engagier ten – sei es nun 
als Jugendtrainer, Chorleiter oder ehrenamtlicher Kommunal-
politiker – wären viele Aktivitäten nicht möglich. Vor diesem 
Hintergrund setzt sich die SPD für die Förderung des bürger-
schaf tlichen Engagements ein. Die große Koalition hat im Juli 
2007 das „Gesetz zur weiteren Stärkung des bürgerschaf tli-
chen Engagements“ verabschiedet. 
Ein wichtiger Punkt darin ist die Einführung eines allgemei-
nen Freibetrages von 500 Euro pro Jahr. Dieser Freibetrag be-
wirkt, dass jeder ehrenamtlich Tätige von seinem Verein oder 
seiner Einrichtung eine steuer freie Auf wandspauschale bis 
zu 500 Euro jährlich erhalten kann, ohne die entstandenen 
Auf wendungen beim Finanzamt durch Einzelnachweise bele-
gen zu müssen. Dieser Freibetrag betrif f t die im Beschluss 
des Altenparlaments angesprochene Kilometerpauschale in-
sofern, als auch diese Auf wendungen für Fahr ten pauschal 
und ohne Belege geltend gemacht werden können. 
Angesichts der hohen Bedeutung des bürgerschaf tlichen En-
gagements hält die SPD-Landesgruppe Schleswig Holstein 
eine Erhöhung der Entfernungspauschale für Engagier te von 
20 auf 30 Cent für wünschenswer t. Angesichts der Beschrän-
kungen durch den Haushalt in Schleswig-Holstein ist jedoch 
fraglich, ob eine Erhöhung kurzfristig möglich ist. 
(Dr. Michael Bürsch, MdB, für die Landesgruppe Schleswig-
Holstein in der SPD-Bundestagsfraktion)

Rainder Steenblock, MdB, Sprecher der Bündnis 90/Die Grü-
nen-Landesgruppe Schleswig-Holstein im Deutschen Bun-
destagg
Hier ver weise ich auf die Antwor t der GRÜNEN-Landtagsfrak-
tion, die ich voll unterstütze.
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5. Novellierung der Landesbauordnung  
               AP 20 Dringlichkeitsantrag 1
Landtag und Landesregierung werden aufgefordert, sich bei 
der Novellierung der Landesbauordnung (LBO) effektiv für 
Barrierefreiheit einzusetzen.
a) Die Abgeordneten des Landtags Schleswig-Holstein wer-
den gebeten, die im Umdruck 16/3336 des Schleswig-Hol-
steinischen Landtags aufgelisteten Vorschläge des Landes-
seniorenrates Schleswig-Holstein und die Vorschläge des 
Landesbeauftragten für Menschen mit Behinderung bei der 
Neufassung der Landesbauordnung besonders zu beachten 
und entsprechende Regelungen zu treffen. 
b) Sollten bei einigen Vorschlägen Bestimmungen des Bau-
gesetzbuches (BauGB) entgegenstehen, werden Landtag und 
Landesregierung aufgefordert, auf eine Änderung der ent-
sprechenden Regelungen im BauGB hinzuwirken.
(angenommen)

CDU-Fraktion im Schleswig-Holsteinischen Landtag
Auch in Schleswig-Holstein macht der durch Gebur tenrück-
gang, Abwanderung und eine stetig steigende Lebenser war-
tung bedingte demograf ische Wandel eine Anpassung der 
Verhältnisse an die sich wandelnden Bedürfnisse notwendig. 
Daher müssen wir der zunehmenden Zahl älterer und pf lege-
bedürf tiger Menschen und der damit einhergehenden Nach-
frage nach Barrierefreiheit Rechnung tragen. Nur so können 
wir ein angemessenes Wohn- und Lebensumfeld für Seniorin-
nen und Senioren gewährleisten.
Im Rahmen der Novellierung der Landesbauordnung werden 
neben dem Grundsatz des barrierefreien Bauens in § 3 kon-
krete Regelungen über das barrierefreie Bauen in § 52 zusam-
mengefasst.
§ 9 sieht beispielsweise vor, dass die Fuß- und Radwege auf 
den Grundstücken zwischen öf fentlicher Verkehrsf läche, Ge-
meinschaf tsanlagen und Eingängen von Gebäuden mit mehr 
als zwei Wohnungen überschaubar und barrierefrei gestaltet 
und beleuchtet sein müssen.
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Über die bereits im Gesetzentwurf enthaltenen Anforderun-
gen an das barrierefreie Bauen hinaus haben die Koalitions-
fraktionen in einem Änderungsantrag weitere Änderungen 
vorgeschlagen, etwa hinsichtlich der barrierefreien Erreich-
barkeit neu errichteter Stellplätze und Garagen (vgl. Um-
druck 16/3670).

SPD-Fraktion im Schleswig-Holsteinischen Landtag
Die SPD-Landtagsfraktion hat die Stellungnahme des Lan-
desseniorenrates zur Novellierung der Landesbauordnung 
(LBO) (Umdr. 16/3336) eingehend geprüf t und beraten. Im 
Ergebnis konnten jedoch nur die Vorschläge hinsichtlich der 
Verpf lichtung zur barrierefreien Ausführung eines Bad-/To-
ilettenraums je Wohnung, der barrierefreien Erreichbarkeit 
von neu zu errichtenden Garagen und Stellplätzen sowie  die 
Aufnahme von Verpf lichtungen zur barrierefreien Herstellung 
von Verkehrswegen, Stellplätzen und Garagen in Or tsgestal-
tungssatzungen in unserem Änderungsvorschlag zur LBO be-
rücksichtigt werden. 
Der Vorschlag zur Einrichtung eines rollstuhlgerechten Bad-/
Toilettenraums in jeder Wohnung wurde von unserem Koaliti-
onspar tner nicht mitgetragen, so dass diese letztlich keinen 
Eingang in das Gesetzgebungsver fahren f inden konnte.
Den übrigen Vorschlägen konnte dagegen von uns nicht ge-
folgt werden, da diese in Form einer verpf lichtenden Vorga-
be zu unverhältnismäßigen Belastungen der Bauherren oder 
massiven Einschränkungen der Gestaltungsfreiheit geführ t 
hätten, bereits durch bautechnische Standards er füllt wer-
den oder aus ver fassungsrechtlichen Gründen nicht umsetz-
bar sind.
Es ist einerseits verständlich, wenn kritisier t wird, dass die 
Situation für Menschen mit Behinderungen in der Landes-
bauordnung nicht umfassend geregelt ist und entsprechen-
de bauliche Standards nicht für alle Gebäude vorgeschrieben 
werden. Andererseits muss bei der Festlegung der notwen-
digen Regeln, Vorgaben und Beschränkungen der Bauherren 
auch eine Abwägung unterschiedlicher Interessen er folgen 
und auch tatsächliche Gegebenheiten berücksichtigt wer-
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den. Für Gebäude mit mehr als zwei Wohnungen bestehen be-
reits umfangreiche Vorgaben. 
Bei Ein- und Zweifamilienhäusern wissen wir, dass gera-
de ältere Menschen zunehmend ihre Häuser verkaufen, um 
in altengerechte Wohnungen zu ziehen, damit sie die Pf lege 
und Unterhaltung von Gebäude und Grundstück nicht mehr 
belastet. 
Einfamilienhäuser werden vor wiegend von jungen Familien 
errichtet, deren f inanzielle Situation es i.d.R. nicht ohne wei-
teres zulässt, die z. T. erheblichen Mehrkosten zu tragen, die 
z. B. durch einen größeren Flächenbedarf entstehen, wenn 
die Vorschläge für behinder tengerechte Treppen und größere 
Verkehrsf lächen im Haus umgesetzt würden. 
Staatlichen Fördermittel, die es ermöglichen sollen, mehr Fa-
milien Wohneigentum zu ermöglichen, müssten zu einem gro-
ßen Teil dafür ver wendet werden, Mehrkosten für Maßnahmen 
abzufedern, welche die Betrof fenen gar nicht benötigen.
Wir meinen, dass bei den Ein- und Zweifamilienhäusern die 
Bauherren selbst bestimmen sollten, wie sie ihr Haus und 
Grundstück gestalten. Im öf fentlichen Raum dagegen sind 
Verbesserungen z. B. bei Zuwegungen und Stellplätzen er for-
derlich, die von uns auch unterstützt werden.

Gemeinsame Stellungnahme der FDP-Fraktion im Schleswig-
Holsteinischen Landtag und der FDP-Landesgruppe Schles-
wig-Holstein im Deutschen Bundestag
Die FDP-Landtagsfraktion stimmt dem Antrag zu, soweit Trä-
ger der öf fentlichen Ver waltung dazu verpf lichtet werden, 
Barrierefreiheit herzustellen. Er er füllt eine alte Forderung 
der FDP. Für die FDP-Landtagsfraktion muss der Leitfaden al-
len Handelns lauten: Nicht der Mensch hat sich seinem Um-
feld anzupassen – sondern das Umfeld an den Menschen. 
Zwar ist nach § 3 Abs. 1 Landesbauordnung (LBO) beim Bau-
en auf die besonderen Belange von Menschen mit Behinde-
rungen durch den Grundsatz barrierefreies Bauen Rücksicht 
zu nehmen und entsprechende Regelungen sind dazu in § 59 
Abs. 1 Landesbauordnung veranker t, doch sieht die Reali-
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tät aufgrund vielfältiger Ausnahmeregelungen bisher anders 
aus. 
Wer es mit der Barrierefreiheit wirklich ernst meint, dar f ge-
setzliche Anforderungen nicht so weit einschränken, dass 
das Ziel der Gleichstellung faktisch in Leere läuf t. Von den 
Trägern der öf fentlichen Ver waltung ist deshalb zu er war ten, 
dass sie mit gutem Beispiel vorangehen und bestehende Bar-
rieren beseitigen. 
Davon prof itieren im Übrigen nicht nur Frauen und Männer 
mit Behinderungen, sondern auch ältere Menschen. Es ist är-
gerlich und vollkommen inakzeptabel, dass beispielsweise 
bei den wenigen öf fentlichen Neubauten die Maßgaben zur 
verpf lichtenden barrierefreien Gestaltung nicht oder nur un-
zureichend eingehalten werden. Erschreckend dabei ist, dass 
auf unterschiedlichen Ebenen angesiedelte Fachaufsichten 
nicht immer in der Lage sind, Verstöße gegen das Landesbe-
hinder tengleichstellungsgesetz zu kontrollieren – geschwei-
ge denn, die aufgedeckten Verstöße zu sanktionieren.
Die FDP-Landtagsfraktion hatte deshalb bereits im Zuge der 
Beratungen zum Landesbehinder tengleichstellungsgesetz 
einen Antrag eingebracht, der vorsah, dass die Barrierefrei-
heit nach einer Übergangsfrist von 15 Jahren nach Inkraf ttre-
ten des Gesetzes auch in bestehenden Gebäuden herzustel-
len ist. 
Dieser Antrag, der auch die Möglichkeit von Zielvereinbarun-
gen mit den Interessenver tretungen vorsah, und somit den 
Trägern der öf fentlichen Ver waltung eine Er weiterung der 
Übergangsfrist eröf fnet hätte, wurde damals abgelehnt. Die 
Begründung lautete, dass aufgrund des Konnexitätsprinzips 
eine solche Regelung nicht gewollt sei. 
Wer die Durchsetzung von Bürgerrechten – die Herstellung 
von Barrierefreiheit – mit der Begründung ver weiger t, man 
könnte durch eine entsprechende Regelung das in Ar t. 49 
Abs. 2 der Landesver fassung veranker te Konnexitätsprinzip 
auslösen, zeigt, dass Barrierefreiheit hier in Schleswig-Hol-
stein nur auf dem Papier existier t und an rein f iskalischen 
Überlegungen scheiter t. 



140

Altenparlament 2008

Stellungnahmen

Eine Ausdehnung der Anforderungen an die Barrierefreiheit 
auf den privaten Hausbau und die damit verbundene Veran-
kerung in die Landesbauordnung lehnt die FDP-Landtags-
fraktion ab. Es muss jedem Eigenheimbesitzer möglich sein, 
nach eigenen Wünschen zu gestalten – ohne zwingend die 
Vorschrif ten nach Barrierefreiheit einhalten zu müssen. 
Angesichts der demograf ischen Entwicklung ist es für den 
privaten Hausbesitzer sicherlich sinnvoll, seine Immobilie 
barrierefrei zu planen – allein im Hinblick auf den Wieder ver-
kaufswer t der Immobilie. 

Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN im Schleswig-Holsteini-
schen Landtag
5. Novellierung der Landesbauordnung (LBO)
6. Barrierefreiheit/Inklusion
Barrierefreiheit ist eine Grundvoraussetzung für „Inklusion“. 
Vom Ziel der Inklusion, d. h. davon, alle Menschen von vorn-
eherein einzuschließen und nicht einige Zielgruppen nach-
träglich zu integrieren, sind wir weit entfernt. Gleichstellung, 
Selbstbestimmung und Bürgerrechte gehören zu den Schwer-
punkten Grüner Politik. Deshalb unterstützen wir die Forde-
rungen des Altenparlamentes zu Barrierefreiheit nachdrück-
lich. 
Wir haben uns bei der Novellierung der Landesbauordnung 
hier für eingesetzt, leider vergeblich. Immerhin enthält die 
LBO jetzt eine Ermächtigung für die Kommunen, freiwillig vor 
Or t mehr Anforderungen an die Barrierefreiheit vorzuschrei-
ben, als dies landesweit üblich ist. Auch die Vorschläge der 
Schulung von MitarbeiterInnen der Baubehörden, die Ergän-
zung der Ausbildung von Bauingenieuren, Bauhandwerkern 
und Architekten zum Thema Barrierefreiheit werden wir wei-
ter ver folgen.

SSW im Landtag
In öf fentlichen Gebäuden ist die barrierefreie Planung für 
Gäste und zunehmend auch für Beschäf tigte mit Behinderung 
selbstverständlich. Es wäre eine wünschenswer te Entwick-
lung gewesen, wenn die Barrierefreiheit im Eigenheim-Neu-
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bau Einzug gehalten hätte. Hier ist noch jede Menge Über-
zeugungsarbeit zu leisten, damit auch die jungen Familien 
eine potenziell im Alter auf tretende Behinderung berücksich-
tigen.  

Innenministerium des Landes Schleswig-Holstein
Bereits die bisher noch geltende Landesbauordnung Schles-
wig-Holstein (LBO) geht über die im Behinder tengleichstel-
lungsgesetz enthaltenen Vorschrif ten hinaus. 
Im Gesetzentwurf zur Landesbauordnung sind neben dem 
Grundsatz des barrierefreien Bauens in § 3 über die allge-
meinen Anforderungen die Regelungen über das barrierefreie 
Bauen in § 52 zusammengefasst worden. 
Entsprechend den Beschlüssen der Unabhängigen Sachver-
ständigenkommission ist das Niveau barrierefreien Bauens 
nach den bisherigen §§ 43, 58 und 59 LBO grundsätzlich bei-
behalten worden; teilweise gehen die Regelungen des Ge-
setzentwurfs auch über die bisherigen Regelungen hinaus. 
So sind z. B. nach § 52 Abs. 5 Abweichungen von den Anforde-
rungen des barrierefreien Bauens regelmäßig von einer Ent-
scheidung der unteren Bauaufsichtsbehörde abhängig. 
Bisher sind sie bei Gebäuden mit mehr als zwei Wohnungen 
aus sich heraus zulässig, wenn die gesetzlichen Vorausset-
zungen hier für vorliegen. Weiter gehende Regelungen, als sie 
im Gesetzentwurf enthalten sind, konnten im Hinblick auf 
den zu beachtenden Grundsatz der Verhältnismäßigkeit nicht 
aufgenommen werden. 

Ministerium für Soziales, Gesundheit, Familie, Jugend und 
Senioren des Landes Schleswig-Holstein
Die in dem Beschluss benannten Anliegen des Altenparla-
mentes werden vom Landesbeauf tragten für Menschen mit 
Behinderung in vollem Umfange inhaltlich unterstützt. 
Der Landesbeauf tragte setzt sich seit längerer Zeit für die 
Umsetzung der benannten Punkte in vielfacher Form ein. 
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SPD-Landesgruppe Schleswig-Holstein im Deutschen 
Bundestag
Die alltäglich er fahrbare Seite von Teilhabe und Nicht-Dis-
kriminierung ist umfassende Barrierefreiheit. Die SPD-Bun-
destagsfraktion hat auf Bundesebene bereits entsprechende 
Grundsätze im Gesetz zur Gleichstellung behinder ter Men-
schen (im Jahr 2002) und im Allgemeinen Gleichbehandlungs-
gesetz (im Jahr 2006) durchgesetzt und wir werden uns wei-
terhin für Verbesserungen in diesem Bereich einsetzen. 
Im neuen Grundsatzprogramm der SPD aus dem Jahr 2007 
steht ein prägnanter Absatz: „Eine solidarische Bürgergesell-
schaf t zeichnet sich dadurch aus, dass sie Menschen mit Be-
hinderungen Chancengleichheit und gleichberechtigte Teil-
habe ermöglicht. 
Auf dem Weg dahin ist noch viel zu tun, damit Barrierefrei-
heit erreicht wird, also Menschen mit Behinderungen Zugang 
zu bestmöglicher Bildung, existenzsichernder Er werbsarbeit 
und ungehinder ter Teilhabe am politischen, kulturellen und 
gesellschaf tlichen Leben ermöglicht werden. Wir wollen den 
Belangen von Menschen mit Behinderungen gerecht werden 
und ihnen eine umfassende gesellschaf tliche Teilhabe er-
möglichen. Dieser Grundsatz verpf lichtet sozialdemokrati-
sche Politiker in Kommunen, Ländern wie im Bund.
(Dr. Ernst Dieter Rossmann, MdB, für die Landesgruppe 
Schleswig-Holstein in der SPD-Bundestagsfraktion)

Rainder Steenblock, MdB, Sprecher der Bündnis 90/Die Grü-
nen-Landesgruppe Schleswig-Holstein im Deutschen Bun-
destagg
5. Novellierung der Landesbauordnung (LBO)
6. Barrierefreiheit/Inklusion
Das Thema Barrierefreiheit/Inklusion ist im Besonderen ein 
Thema für den Landtag. Die GRÜNE-Landtagsfraktion ist im 
Sinne Ihrer Initiative aktiv und wird das Thema entsprechend 
weiter ver folgen. Persönlich halte ich Ihre Vorschläge für sinn-
voll und werde sie auch entsprechend ver treten.
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6. Barrierefreiheit/Inklusion  AP 20/10 NEU NEU
Die Landesregierung und die zuständigen Ministerien mögen 
darauf hinwirken, dass alle Mitarbeiter und Mitarbeiterin-
nen von Baubehörden in Fragen der Planung und Umsetzung 
barrierefreier öffentlicher Flächen und Gebäude im Sinne der 
DIN 18024-1 und-2, 18025-1 und-2 und ihrer weiteren Ent-
wicklungen geschult werden.
Angesichts des demographischen Wandels fordert das 20. 
Altenparlament die Landesregierung und den Landtag auf, 
sich für die Aufnahme des Lehrinhalts „Barrierefreiheit“ in 
die verbindlichen Lehrpläne der Ausbildung von Bauingeni-
euren, Architekten und Bauhandwerkern einzusetzen.
(in der vom Plenum veränderten Fassung angenommen)

CDU-Fraktion im Schleswig-Holsteinischen Landtag
Der altengerechte, barrierefreie Zugang zu öf fentlichen Flä-
chen und Gebäuden wird angesichts der zunehmenden Zahl 
alter Menschen ein immer wichtigeres Thema. Es ist daher 
notwendig, dass öf fentlich zugängliche bauliche Anlagen in 
den dem allgemeinen Besucher verkehr dienenden Teilen von 
diesem Personenkreis barrierefrei erreicht und ohne fremde 
Hilfe zweckentsprechend genutzt werden können. Diese An-
forderung wird auch in der novellier ten Landesbauordnung 
veranker t sein.
Vor diesem Hintergrund ist es von Bedeutung, dass bei den 
Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern von Baubehörden, aber 
auch im Bereich des Bauingenieurs-, Architekten- und Bau-
handwerker wesens entsprechende Kenntnisse vorhanden 
sind. Auf diesem Wege können ef fektiv die Voraussetzungen 
dafür geschaffen werden, alten und Menschen mit Behinde-
rungen eine ungehinder te Teilnahme am gesellschaf tlichen 
Leben zu ermöglichen.

SPD-Fraktion im Schleswig-Holsteinischen Landtag
Diese Forderung wird von der SPD-Landtagsfraktion unter-
stützt. Wir werden uns dafür einsetzen, dass entsprechende 
For tbildungsangebote eingerichtet werden. Zudem f indet die 
SPD-Landtagsfraktion es richtig, dass „barrierefreies Bauen“ 
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in der Ausbildung von Bauingenieuren, Architekten und Bau-
handwerkern eine stärkere Gewichtung erhält. Nach Gesprä-
chen mit dem Fachbereich Bauwesen der Fachhochschule 
Lübeck haben wir gezielt Mittel eingeworben, um den Lehrin-
halt „Barrierefreiheit“ zu verstärken. 

Gemeinsame Stellungnahme der FDP-Fraktion im Schleswig-
Holsteinischen Landtag und der FDP-Landesgruppe Schles-
wig-Holstein im Deutschen Bundestag
Der Antrag wird von der FDP-Landtagsfraktion unterstützt. 
So wurde beispielsweise aufgrund zweier Kleiner Anfragen 
der FDP-Ratsfraktion Kiel (Drs.: 0836/2008, 0837/2008) 
deutlich, dass die derzeit im Bau bef indliche Gablenzbrücke 
in Kiel nicht vollständig barrierefrei ist. Begründet wurde die-
ser Umstand von der Stadt Kiel, damit dass die bautechni-
sche Prüfung vor Inkraf ttreten des Landesbehinder tengleich-
stellungsgesetzes (LBGG) abgeschlossen worden sei. 
Die Stadt Kiel würde seit Inkraf ttreten des LBGG die Einhal-
tung prüfen und bei abweichender Planung die Beteiligung 
der Behinder tenverbände sicher stellen. Aus Sicht der FDP 
können die Einhaltung der Landesbauordnung und der DIN 
nicht abhängig von weiteren Gesetzen gemacht werden, son-
dern sind von vornherein durch die Träger der öf fentlichen 
Ver waltung zu beachten. Im Fall der Gablenzbrücke müssen 
jetzt für Nachbesserungsarbeiten zur Herstellung der Barrie-
refreiheit weitere 250.000 Euro aufgewendet werden.

Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN im Schleswig-Holsteini-
schen Landtag
Siehe Punkt 5 – Novellierung der Landesbauordnung (LBO).

SSW im Landtag
Der SSW unterstützt die Forderung des Altenparlaments, die 
Barrierefreiheit stärker in den Vordergrund von Aus- und Wei-
terbildung zu rücken und sie in die Lehrpläne der Ausbildung 
von Bauingenieuren, Architekten und Bauhandwerkern einzu-
fügen.
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Ministerium für Wissenschaft, Wirtschaft und Verkehr des 
Landes Schleswig-Holstein
Da in den Lehrplänen der Studiengänge Bauingenieur wesen 
und Architektur auch die gesetzlichen Rahmenbedingungen 
enthalten sind, ist das Thema „Barrier freiheit“ selbstver-
ständlich Gegenstand des Studiums. Ein Handlungsbedarf 
des Ministeriums ist daher nicht gegeben.

Ministerium für Soziales, Gesundheit, Familie, Jugend und 
Senioren des Landes Schleswig-Holstein
Die in dem Beschluss benannten Anliegen des Altenparla-
mentes werden vom Landesbeauf tragten für Menschen mit 
Behinderung in vollem Umfange inhaltlich unterstützt. 
Der Landesbeauf tragte setzt sich seit längerer Zeit für die 
Umsetzung der benannten Punkte in vielfacher Form ein. 

SPD-Landesgruppe Schleswig-Holstein im Deutschen 
Bundestag
Als Landesgruppe der SPD-Bundestagsabgeordneten aus 
Schleswig-Holstein begrüßen wir die verstärkte Umsetzung 
von Barrierefreiheit im Bauwesen. So können behinder te 
Menschen weiter in die Gesellschaf t und in die Arbeitswelt 
integrier t werden. Fachkompetenz ist dafür zwingend not-
wendig. Wir begrüßen es deshalb, wenn in den fachlich pas-
senden Studiengängen hierzu auch ausgebildet wird, und 
werden uns auch dafür einsetzen, dass dies künf tig ausge-
weitet wird. Konkret muss für die einzelnen Studiengänge von 
den Hochschulen jedoch selbst geprüf t werden, in welchem 
Umfang die besonderen Anforderungen von Barrierefreiheit 
Lehrinhalte werden können. Nur gemacht werden muss es!
(Dr. Ernst Dieter Rossmann, MdB, für die Landesgruppe 
Schleswig-Holstein in der SPD-Bundestagsfraktion)

Rainder Steenblock, MdB, Sprecher der Bündnis 90/Die Grü-
nen-Landesgruppe Schleswig-Holstein im Deutschen Bun-
destag
Siehe Punkt 5 – Novellierung der Landesbauordnung (LBO).
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7. „Wohn-Riester“      AP 20/11
Die Landesregierung wird aufgefordert, sich im Rahmen ihrer 
bundespolitischen Möglichkeiten dafür einzusetzen, dass die 
Verwendung der so genannten Riesterrente zum Erwerb von 
Wohneigentum (Wohn-Riester) nur dann erfolgen soll, wenn 
die zukünftigen Bauherren bei Erstellung eines Neubaues die 
Grundsätze der Barrierefreiheit berücksichtigen. 
(angenommen)

CDU-Fraktion im Schleswig-Holsteinischen Landtag
Mit der Umsetzung des Vorschlages wäre eine Minderung 
der individuellen Entscheidungsfreiheit der Bürgerinnen und 
Bürger verbunden, der wir nicht Vorschub leisten möchten. 
Älteren Menschen sollte es freigestellt sein, beim Er werb ei-
ner Immobilie auf die formale Einhaltung von Barrierefrei-
heitskriterien zu achten oder darauf zu verzichten. Auch der 
Er werb einer Eigentumswohnung, die nicht im engeren Sin-
ne der Forderung nach Barrierefreiheit gerecht wird, kann für 
Angehörige der älteren Generation sinnvoll sein. 
Eine Bevormundung der älteren Menschen durch eine Ver-
schär fung der Kriterien für die Anwendbarkeit von „Wohn-
Riester“ lehnen wir insofern ab.

SPD-Fraktion im Schleswig-Holsteinischen Landtag
Die SPD-Landtagsfraktion wird die Umsetzbarkeit dieser For-
derung prüfen. Problematisch dür f te hier jedoch sein, was 
unter den „Grundsätzen der Barrierefreiheit“ zu verstehen 
ist. Wenn hierdurch nur solche Immobilien förderungsfähig 
sein sollen, die in vollem Umfang behinder tengerecht ausge-
stattet sind, könnte die Gefahr bestehen, dass aufgrund der 
höheren Baukosten der Förderungszweck des „Wohn-Ries-
ter“ gefährdet würde.

Gemeinsame Stellungnahme der FDP-Fraktion im Schleswig-
Holsteinischen Landtag und der FDP-Landesgruppe Schles-
wig-Holstein im Deutschen Bundestag
Die FDP-Landtagsfraktion stimmt der Zielrichtung des Antra-
ges zu, Barrierefreiheit auch im privaten Wohnbereich mög-
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lichst bereits im Vor feld zu berücksichtigen. Eine zwingende 
Verknüpfung einer Immobilienförderung mit der Barrierefrei-
heit wird aber kritisch eingestuf t. Auf die Antwor t zu Antrag 
Nr. 5 wird ver wiesen.

Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN im Schleswig-Holsteini-
schen Landtag
Barrierefreiheit auch im privaten Wohnungs- und Eigenheim-
bau zu unterstützen, ist sinnvoll. Die Gewährung von Riester-
Fördermitteln aber ausschließlich für den Bau von barriere-
freiem Eigentum zu ermöglichen, halten wir für problematisch. 
Da es sich hier um eine rein private (Alters)Vorsorge handelt, 
ist aus Grüner Sicht eine  „Zwangsverpf lichtung“ zur Barrie-
refreiheit nicht angemessen –  auch wenn das Ziel richtig und 
für den jeweiligen „Häuslebauer“ von Nutzen ist. 
Denkbar wäre aber eine Staf felung des „Wohn-Riester“, so 
dass diejenigen die barrierefrei bauen, eine höhere Förde-
rung erhalten, als diejenigen, die darauf verzichten.

SSW im Landtag
Der SSW unterstützt die Forderung, Barrierefreiheit bei Bau-
vorhaben stärker zu berücksichtigen. Solange dies jedoch 
nicht in den geltenden Baugesetzen entsprechend geregelt 
ist, muss davon abgesehen werden, die so genannte Riester-
rente zum Er werb von Wohneigentum an die Grundsätze der 
Barrierefreiheit zu koppeln. 

Innenministerium des Landes Schleswig-Holstein
Die Forderung wird nicht befür wor tet.
Das Anliegen, Immobilien, die der Altersvorsorge dienen, 
barrierefrei zu bauen, ist zwar inhaltlich verständlich. Die 
Barrierefreiheit sollte aber nicht zur zwingenden Vorausset-
zung für den Erhalt der Eigenheimrente gemacht werden. Fol-
ge wäre eine Ungleichbehandlung zwischen den Bauherren 
und den Käufern einer Gebrauchtimmobilie. Bauherren wür-
den die Vorgaben der Barrierefreiheit, die zu höheren Bau-
kosten und Einschränkungen in der Gestaltung führen, zu er-
füllen haben, Käufer jedoch nicht. 
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Zugleich würden die höheren Baukosten, die sich z. B. aus 
dem höheren Flächenbedarf nach DIN 18025-2 (Barrierefreie 
Wohnungen) ergeben, die staatliche Förderung teilweise wie-
der aufzehren und damit dem vorrangigen Ziel der Riesterren-
te, eine f inanzielle Absicherung im Alter zu erreichen, entge-
genstehen. 

CDU-Landesgruppe Schleswig-Holstein im Deutschen 
Bundestag
Die CDU-Landesgruppe Schleswig-Holstein ist grundsätzlich 
der Auf fassung, dass eine Diskriminierung des Wohneigen-
tums gegenüber anderen Formen der Altersvorsorge im Inter-
esse einer echten Wahlfreiheit für die Bürger nicht ver tretbar 
ist. Die eigene Immobilie stellt eine wichtige und wirksame 
Absicherung im Alter dar. 
Vor diesem Hintergrund hat sich die CDU-Landesgruppe 
Schleswig-Holstein dafür eingesetzt, dass die selbstgenutz-
te Wohnimmobilie in die staatlich geförder te private Alter vor-
sorge integrier t wird – unabhängig von der Berücksichtung 
der Grundsätze der Barrierefreiheit durch zukünf tige Bauher-
ren. Sparleistungen der Riester-Renten können dadurch auch 
zur Finanzierung eines eigenen Hauses oder einer eigenen 
Wohnung ver wendet werden.

SPD-Landesgruppe Schleswig-Holstein im Deutschen 
Bundestag
Mit dem Eigenheimrentengesetz vom 29. Juli 2008 wurden 
mehrere Fördermöglichkeiten für die Anschaffung von selbst-
genutztem Wohneigentum ins Leben gerufen (sogenannte 
„Wohn-Riester-Förderung“):
a) Förderung der Tilgungsleistungen über einen zer tif izier ten 
Darlehensver trag (sowohl reiner Darlehensver trag als auch 
Kombination Spar ver trag mit Darlehensoption und Vor f inan-
zierungsdarlehen),
b) Entnahme des bereits angespar ten geförder ten Altersvor-
sorgekapitals während der Ansparphase unmittelbar für die 
Anschaffung oder Herstellung von selbst genutztem Wohnei-
gentum, 
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c) Entnahme des bereits angespar ten geförder ten Altersvor-
sorgekapitals zu Beginn der Auszahlungsphase für die Ent-
schuldung von selbstgenutztem Wohneigentum.
Die ersten beiden Neuregelungen gelten nach dem Gesetzes-
wor tlaut für eine nach dem 31.12.2007 vorgenommene wohn-
wir tschaf tliche Ver wendung. 
Die drit te Variante ist auch auf selbstgenutzte Objekte an-
wendbar, die vor 2008 angeschaff t oder hergestellt wurden. 
Diese kurze Übersicht möglicher Förderungen für die Anschaf-
fung selbstgenutzten Wohneigentums lässt bereits deutlich 
die Intention des Eigenheimrentengesetzes erkennen. Dieses 
zielt nämlich ausschließlich auf den Er werb selbstgenutzter 
Objekte ab. 
Es ist daher zu er war ten bzw. entspricht der Lebensrealität, 
dass diejenigen, die die staatliche Förderung selbstgenutz-
ten Wohneigentums in Anspruch nehmen, ihre individuellen 
Bedürfnisse beim Bau bzw. Er werb „ihres“ Wohneigentums 
zur Berücksichtigung bringen.
(Franz Thönnes, MdB und Parlamentarischer Staatssekretär 
beim Bundesminister für Arbeit und Soziales, für die Landes-
gruppe Schleswig-Holstein in der SPD-Bundestagsfraktion)

Rainder Steenblock, MdB, Sprecher der Bündnis 90/Die Grü-
nen-Landesgruppe Schleswig-Holstein im Deutschen Bun-
destag
Wir halten es für sinnvoll, den umgekehr ten Weg zu gehen. 
Nicht eine gesetzliche Regulierung, sondern eine verstärk-
te Information und Öffentlichkeitsarbeit kann der Weg sein. 
Barrierefreiheit auch im privaten Wohnungs- und Eigenheim-
bau ist zum Vor teil des Eigentümers und zahlt sich als Qua-
litätsmerkmal langfristig aus. Über eine zusätzliche Förde-
rung könnte natürlich hier für ein verstärktes Bewusstsein 
geweckt werden.
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8. Befristete Freistellung für pflegende Familienmitglieder 
             AP 20/12 NEU
Die Landesregierung wird aufgefordert, sich über den Bun-
desrat dafür einzusetzen, dass für pflegende Familienmit-
glieder arbeitsrechtlich ein Anspruch auf mindestens 10 Tage 
pro Jahr bezahlte und darüber hinaus auf unbezahlte Frei-
stellung und Arbeitszeitreduzierung (Teilzeit) gesetzlich ver-
ankert wird.
(in der vom Arbeitskreis veränderten Fassung angenommen)

CDU-Fraktion im Schleswig-Holsteinischen Landtag
Die CDU unterstützt Angehörige, die sich um pf legebedürf-
tige Personen kümmern. Die Pf legereform auf Bundesebene 
hat zu einer erheblichen Verbesserung der familiären Pf lege 
geführ t. So haben pf legende Angehörige Anspruch auf eine 
Pf legezeit von bis zu sechs Monaten, in der sie kein Gehalt 
erhalten, aber sozialversicher t bleiben. Wird ein Angehöriger 
uner war tet pf legebedürf tig, gibt es die Möglichkeit der kurz-
fristigen Freistellung für bis zu zehn Tage. Eine darüber hin-
aus gehende Regelung mit Lohnfor tzahlung halten wir derzeit 
für nicht f inanzierbar.

SPD-Fraktion im Schleswig-Holsteinischen Landtag
Mit dem Pf legeweiterentwicklungsgesetz wurden Maßnah-
men umgesetzt, von denen die pf legebedürf tigen Menschen, 
ihre Angehörigen, Pf legekräf te und Einrichtungen prof itie-
ren. 
Für die pf legenden Angehörigen wurde neu geregelt, dass sie 
im Rahmen der sogenannten Pf legezeit in Betrieben mit mehr 
als 15 Beschäf tigten bis zu sechs Monate unbezahlt von der 
Arbeit freigestellt werden können. In dieser Zeit werden Sozi-
alversicherungsbeiträge bezahlt. Zudem ist ein unbezahlter 
kurzfristiger Freistellungsanspruch für bis zu zehn Arbeitsta-
ge geschaffen worden, um die Pf lege für einen nahen Ange-
hörigen zu organisieren. 
Leider konnte sich in den Verhandlungen zum Gesetz der 
SPD-Vorschlag nicht durchsetzen, dass für die kurzzeitige 
Freistellung von Angehörigen pf legebedürf tiger Menschen 
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von bis zu zehn Tagen eine Lohnersatzleistung über die 
Pf legekassen vorzusehen ist. Trotzdem ist der Anspruch der 
SPD-Landtagsfraktion weiterhin, dass pf legende Angehörige 
bezahlten, zusätzlichen Urlaub erhalten, um Entlastung in ei-
ner solch schwierigen Situation zu schaf fen. Daher unterstüt-
zen wir die Forderung. 

Gemeinsame Stellungnahme der FDP-Fraktion im Schleswig-
Holsteinischen Landtag und der FDP-Landesgruppe Schles-
wig-Holstein im Deutschen Bundestag
Die Forderung des Altenparlamentes wurde mit Verabschie-
dung des Pf legezeitgesetzes bereits er füllt. 
In einem akuten Versorgungsfall eines Angehörigen gewähr t 
das Gesetz einem Arbeitnehmer eine kurzzeitige Freistellung 
von bis zehn Tagen, um die nötigsten Dinge in die Wege zu 
leiten. Das soll dazu dienen, entweder eine bedarfsgerechte 
Pf lege zu organisieren oder die Versorgung mit Pf lege ein-
fach nur selbst sicherzustellen. Darüber hinaus gewähr t das 
neue Gesetz pf legenden Angehörigen den Rechtsanspruch, 
für bis zu 6 Monaten von der Arbeit freigestellt zu werden, um 
selbst die Pf lege des Angehörigen zu übernehmen – in Unter-
nehmen mit mehr als 15 Mitarbeitern. Pf legt der Angehörige 
mehr als 14 Stunden wöchentlich, ist schon jetzt geltendes 
Recht, dass die Pf legekasse die Rentenversicherungsbeiträ-
ge zu übernehmen hat. Im Falle einer gesetzlichen Familien-
versicherung bleibt der Kranken- und Pf legeversicherungs-
schutz gewähr t. 
Allerdings muss in diesem Zusammenhang auch bedacht wer-
den, dass das Pf legezeitgesetz zu einem zusätzlichen Ein-
stellungs- bzw. Beschäf tigungshemmnis für die immer noch 
in der Mehrzahl pf legenden Frauen führen kann. Deshalb 
sind aus Sicht der FDP f lexible und individuelle Regelungen 
zwischen Arbeitgeber und Arbeitnehmer pauschalen gesetz-
lichen Ansprüchen vorzuziehen. 
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Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN im Schleswig-Holsteini-
schen Landtag
Durch das Pf legeweiterentwicklungsgesetz sind eine Pf lege-
zeit von 10 Werktagen und ein Pf legeurlaub von bis zu sechs 
Monaten möglich geworden – allerdings unbezahlt, ohne  
Lohnersatzleistung. Das ist zwar ein For tschrit t für die Pf le-
gebedürf tigen und ihre Angehörigen, aber es ist auch ein 
Sparmodell für Staat und Pf legekassen. In der Realität wer-
den sich eine Pf legeauszeit nur besser Verdienende leisten 
können. Grüne haben auf Bundesebene im Gesetzgebungs-
ver fahren einen Vorschlag gemacht, wie die Pf legezeit als 
steuer f inanzier te und einkommensbezogene Lohnersatzleis-
tung ausgestaltet werden könnte.

SSW im Landtag
Viele ältere Menschen wollen am liebsten zu Hause gepf legt 
werden, wenn sie sich nicht mehr um sich selbst kümmern 
können. Auch sind Alten- und Seniorenheime häuf ig für alte 
Menschen zu einer unbezahlbaren Hürde geworden. Dann 
bleibt nur der Weg, dass sie sich von Angehörigen versorgen 
und pf legen lassen. Daher unterstützen wir die Forderung, 
dass pf legende Familienmitglieder entsprechend arbeits-
rechtliche Ansprüche haben sollen.

Ministerium für Soziales, Gesundheit, Familie, Jugend und 
Senioren des Landes Schleswig-Holstein
Mit dem am 1. Juli 2008 in Kraf t getretenen Pf lege-Weiter-
entwicklungsgesetz ist ein Anspruch auf Pf legezeit für nahe 
Angehörige von pf legebedürf tigen Menschen eingeführ t wor-
den. Beschäf tigte in Betrieben mit mehr als 15 Arbeitnehmern 
können sich bei der Pf lege von Angehörigen für die Dauer von 
bis zu 6 Monaten von der Arbeit freistellen lassen. Diese un-
bezahlte Freistellung kann vollständig oder teilweise (in Form 
von Teilzeitarbeit) er folgen. 
Während der Dauer der Pf legezeit sind die Beschäf tigen sozi-
alversicher t. Das Pf legezeitgesetz sieht darüber hinaus vor, 
dass Angehörige eine kurzzeitige Arbeitsfreistellung von bis 
zu 10 Arbeitstagen in Anspruch nehmen können, wenn eine 
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akute Pf legesituation eintrit t. In dieser Zeit, in der die Ar-
beitnehmerinnen oder Arbeitnehmer ebenfalls sozialver-
sicher t sind, kann eine bedarfsgerechte Pf lege organisier t 
oder die pf legerische Versorgung sichergestellt werden. Über 
Pläne der für die Reform der Pf legeversicherung zuständigen 
Bundesministerin, eine Lohnfor tzahlung aus Sozialversiche-
rungsmitteln bei der kurzzeitigen Arbeitsfreistellung zu ge-
währen, konnte im Rahmen des Gesetzgebungsver fahrens im 
letzten Jahr wegen der Kostenfolgen keine Einigung auf der 
politischen Ebene erzielt werden.

CDU-Landesgruppe Schleswig-Holstein im Deutschen 
Bundestag
Die Mitglieder der CDU-Landesgruppe Schleswig-Holstein 
begrüßen eine befristete Freistellung für pf legende Famili-
enmitglieder. Die CDU/CSU-Bundestagsfraktion prüf t derzeit 
eine mögliche Umsetzung.

SPD-Landesgruppe Schleswig-Holstein im Deutschen Bun-
destag
Mit der Reform der Pf legeversicherung ist am 1. Juli 2008 
das Pf legezeitgesetz in Kraf t getreten. Ziel des Gesetzes ist 
es, die Vereinbarkeit von Beruf und familiärer Pf lege zu ver-
bessern und damit die häusliche Pf lege durch Angehörige zu 
stärken. 
Die Pf legezeitregelungen basieren auf zwei Säulen: Bei un-
er war tetem Eintrit t einer besonderen Pf legesituation haben 
Beschäf tigte das Recht, kurze Zeit der Arbeit fern zu bleiben, 
um die sofor tige Pf lege eines nahen Angehörigen sicherzu-
stellen (kurzzeitige Arbeitsverhinderung). Zu einer längeren 
Pf lege in häuslicher Umgebung können berufstätige Angehö-
rige von pf legebedürf tigen Personen durch eine vollständige 
oder teilweise Freistellung von der Arbeit bis zur Dauer von 
sechs Monaten den Umfang ihrer Er werbstätigkeit dem jewei-
ligen Pf legebedarf anpassen (Pf legezeit).
Kurzzeitige Arbeitsverhinderung:
Wenn nach Akutereignissen ein Pf legebedarf plötzlich auf-
trit t, müssen berufstätige Familienmitglieder zeitnah und zü-
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gig reagieren, um eine sofor tige pf legerische Versorgung des 
betrof fenen Angehörigen sicherzustellen. Das Pf legezeitge-
setz räumt Beschäf tigten daher das Recht ein, bei uner war te-
tem Eintrit t der besonderen Pf legesituation eines nahen An-
gehörigen bis zu zehn Arbeitstage der Arbeit fern zu bleiben. 
Der Arbeitgeber kann während der kurzzeitigen Arbeitsver-
hinderung des Beschäf tigten zur For tzahlung der Vergütung 
verpf lichtet werden, wenn sich eine solche Verpf lichtung aus 
arbeitsrechtlichen Vorschrif ten oder aufgrund individualver-
traglicher Absprachen, Betriebsvereinbarungen oder Tarif-
ver trägen ergibt. 
Pflegezeit:
Mit dem Pf legezeitgesetz wird ein besonderer Rechtsan-
spruch auf Freistellung von der Arbeitsleistung zur Pf lege 
eines nahen Angehörigen (Pf legezeit) gesetzlich veranker t. 
Beschäf tigte, die in häuslicher Umgebung einen pf legebe-
dürf tigen nahen Angehörigen pf legen oder in der letzten 
Phase des Lebens begleiten wollen, haben Anspruch auf Frei-
stellung von der Arbeitsleistung für längstens sechs Monate. 
Beschäf tigte können hierbei zwischen der vollständigen und 
teilweisen Freistellung wählen. Der Anspruch besteht nicht 
gegenüber Arbeitgebern mit in der Regel fünfzehn oder weni-
ger Beschäf tigten.
Mit dieser Reform wurden für pf legende Familienmitglieder 
wichtige Freiräume geschaffen, die ihnen eine bessere Ver-
einbarkeit von Beruf und familiärer Pf lege ermöglichen sol-
len.
(Franz Thönnes, MdB und Parlamentarischer Staatssekretär 
beim Bundesminister für Arbeit und Soziales, für die Landes-
gruppe Schleswig-Holstein in der SPD-Bundestagsfraktion)

Rainder Steenblock, MdB, Sprecher der Bündnis 90/Die Grü-
nen-Landesgruppe Schleswig-Holstein im Deutschen Bun-
destag
Wir haben uns bei diesem Thema für eine konsequente Nut-
zerorientierung eingesetzt und werden das weiterhin tun. 
Das bedeutet auch, diejenigen zu unterstützen und zu stär-
ken, die Verantwor tung für pf legebedürf tige Menschen über-
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nehmen. Die Anerkennung ihrer geleisteten Arbeit wie auch 
ihre Entlastung sind elementare Aspekte für den Erhalt ih-
rer Pf legebereitschaf t. Ohne diese Bereitschaf t ist unsere 
Gesellschaf t mit der Sorge um pf legebedürf tige Menschen 
materiell und immateriell über forder t. Gemessen am gesell-
schaf tlichen Wer t der Pf legebereitschaf t von Bezugsperso-
nen sind die geplanten Maßnahmen der Bundesregierung 
halbherzig. Zudem werfen sie die Gefahr der sozialen Un-
gleichheit in der Pf lege auf. 

9. Krankenhäuser in Not     AP 20/13
Landesregierung und Landtag mögen Regelungen für die me-
dizinische Versorgung beschließen, die ermöglichen, dass 
die Krankenhäuser in Schleswig-Holstein ihrer Aufgabe zur 
medizinischen Versorgung der Bürger mit hohem fachlichem 
und pflegerischem Standard auch in Zukunft gerecht werden 
können.
(angenommen)

CDU-Fraktion im Schleswig-Holsteinischen Landtag
Die Krankenhäuser in Schleswig-Holstein genießen über die 
Landesgrenzen hinaus einen her vorragenden Ruf. Ziel und 
Aufgabe unserer Gesundheitspolitik muss daher sein, die 
Krankenhauslandschaf t zu stabilisieren und mit den notwen-
digen f inanziellen und materiellen Mitteln auszustatten. Zu-
sätzlich zu den hohen Landesmitteln bescher t die Reform des 
Gesundheitswesens mit Einführung des Gesundheitsfonds 
und des einheitlichen Basisfallwer ts den Krankenhäusern in 
Schleswig-Holstein Mehreinnahmen von nahezu 100 Million 
Euro im Jahr. Ab 2010 führen weitere Entlastungen bis 2014 
zu weiteren 30 Million Euro jährlich.

SPD-Fraktion im Schleswig-Holsteinischen Landtag
Der Gesundheitsstandor t Schleswig-Holstein hat seine hohe 
fachliche Qualität auch der guten Arbeit und Qualität der 
Krankenhäuser zu verdanken. Daher ist es notwendig, die 
medizinische Versorgung auf hohem Niveau zu halten. 
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Mit dem Entwurf eines Gesetzes zum ordnungspolitischen 
Rahmen der Krankenhausf inanzierung ab dem Jahr 2009 
(Krankenhausf inanzierungsreformgesetz – KHRG) wird die f i-
nanzielle Lage der Kliniken und die Situation des Pf legeper-
sonals entscheidend verbesser t. 
Das Gesetz ist gut für die Patientinnen und Patienten und für 
alle Beschäf tigten in den Krankenhäusern. Die Kliniken wer-
den bundesweit ab 2009 insgesamt mehr als drei Milliarden 
Euro zusätzlich zur Ver fügung haben. Die Tarif lohnsteigerun-
gen der Jahre 2008 und 2009, die noch nicht durch höhere 
Zahlungen der Krankenkassen gedeckt sind, werden zur Hälf-
te von den Kassen übernommen. 
Mit einem Sonderprogramm werden in den nächsten drei Jah-
ren 21.000 zusätzliche Pf legestellen geschaffen. Der bisheri-
ge Sparbeitrag der Krankenhäuser wird ab dem 1. Januar 2009 
aufgehoben. Zusätzlich kommt den schleswig-holsteinischen 
Krankenhäusern die Angleichung der unterschiedlichen Lan-
desbasisfallwer te zu Gute. 
Die unterschiedlichen Landesbasisfallwer te werden in einem 
Zeitraum von 5 Jahren, beginnend im Jahr 2010, schrit tweise 
in Richtung auf einen einheitlichen Basisfallwer tkorridor an-
genäher t. Dabei gilt dann: Gleiche Preise für gleiche Leistun-
gen in den Krankenhäusern. 
Durch den bundeseinheitlichen Basisfallwer t wird die Finanz-
ausstattung der schleswig-holsteinischen Krankenhäuser 
weiter verbesser t, da die Kliniken dann eine höhere Vergü-
tung für ihre Leistungen erhalten. Mit dem Maßnahmenpaket 
wollen wir eine gute Versorgung der Patientinnen und Patien-
ten auch in Zukunf t sichern. 

Gemeinsame Stellungnahme der FDP-Fraktion im Schleswig-
Holsteinischen Landtag und der FDP-Landesgruppe Schles-
wig-Holstein im Deutschen Bundestag
Die FDP-Landtagsfraktion stimmt der Zielrichtung des Antra-
ges zu, die stationäre Versorgung in Schleswig-Holstein zu 
erhalten.
Das Thema Krankenhausf inanzierung ist bereits seit Jahren 
von der FDP-Landtagsfraktion regelmäßig auf die Tagesord-
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nung gesetzt worden. Denn es gibt derzeit noch zu wenig kon-
krete Aussagen darüber, wie die stationäre Versorgung in der 
Fläche künf tig aussehen soll. 
Dabei ist in der Finanzierung zu unterscheiden: Investitionen 
und der Krankenhausbau werden vom Land geförder t – die 
laufenden Kosten werden durch die Krankenkassen über ei-
nen (Fall-)Pauschalsatz für eine bestimmte Diagnose abge-
rechnet (duale Finanzierung). 
Der in diesem Jahr gefundene Kompromiss zur Krankenhaus-
f inanzierung kann nicht darüber hinwegtäuschen, dass kurz- 
bis mittelfristig etliche kleine Häuser in Schleswig-Holstein 
vor dem Aus stehen. Für diese kommt die Einführung eines 
bundeseinheitlichen Basisfallwer tes in 2015, der die Häuser 
in Schleswig-Holstein mit dem bundesweit niedrigsten Basis-
fallwer t besser stellen wird, zu spät. 
Der Wegfall des im Rahmen des GK V-Wettbewerbsstärkungs-
gesetzes beschlossenen Sanierungsbeitrages der Kranken-
häuser ab dem kommenden Jahr bedeutet ebenfalls keine 
echte Entlastung. Es wird den Krankenhäusern lediglich eine 
zusätzliche Belastung genommen. 
Der geplante Einstieg in die Monistik – der Finanzierung der 
Krankenhäuser aus einer Hand durch die Krankenkassen – 
bedeutet, dass das Land künf tig keine Investitionen mehr 
fördern und damit eine der letzten Steuerungsmöglichkeiten 
aus der Hand geben wird. Angesichts der drohenden Schlech-
terstellung der Krankenkassen Schleswig-Holsteins durch 
den Gesundheitsfonds ist eine Verschlechterung der statio-
nären Versorgung zu befürchten.

Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN im Schleswig-Holsteini-
schen Landtag
Die enorme Belastung der schleswig-holsteinischen Kranken-
häuser ist nicht neu. Nach wie vor erhalten schleswig-holstei-
nische Kliniken im Bundesvergleich am wenigsten Geld für 
eine Behandlung. 
Schon 2005 haben Grüne gemeinsam mit FDP und SSW im 
Landtag einen bundeseinheitlichen Basisfallwer t für die Be-
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rechnung der Fallpauschalen geforder t. Umgesetzt ist er bis 
heute nicht. 
Die bisher im Entwurf eines Krankenhausf inanzierungsgeset-
zes des Bundes vorgesehenen Maßnahmen einer anteiligen 
Finanzierung der Tariferhöhungen, das Sonderprogramm KH-
Pf lege sowie der Orientierungskorridor für die Basisfallwer te 
würden bundesweit zwar rund 4 Milliarden Euro Mehreinnah-
men für die Krankenhäuser schaf fen, sie bedeuten aber glei-
chermaßen 4 Milliarden Euro Mehrbelastung für die Kranken-
kassen und damit die Beitragszahler. 

SSW im Landtag
Für den SSW steht fest, dass es keine Herabsenkung der fach-
lichen und pf legerischen Standards an den Krankenhäusern 
im Land geben dar f. Jedoch müssen wir erkennen, dass die 
Krankenhäuser in Schleswig-Holstein aufgrund der der Rege-
lungen bezüglich der Basisfallwer te f inanziell schlechter ge-
stellt sind als Krankenhäuser in anderen Bundesländern. Hier 
muss es eine Änderung der Krankenhausf inanzierung geben, 
die sich dann an bundesweit einheitlichen Basisfallwer ten 
orientier t. 

Ministerium für Soziales, Gesundheit, Familie, Jugend und 
Senioren des Landes Schleswig-Holstein
Der Beschluss des Altenparlaments wird vom Ministerium für 
Soziales, Gesundheit, Familie, Jugend und Senioren des Lan-
des Schleswig-Holstein unterstützt. 
Die wir tschaf tlichen Rahmenbedingungen für die Kranken-
häuser – insbesondere auch in Schleswig-Holstein – werden 
sich durch das neue Krankenhausf inanzierungsreformgesetz 
deutlich verbessern. 
Schleswig-Holstein ist als Vorsitzland maßgeblich an der 
Durchsetzung dieses Gesetzes beteilig t. 
Unter Moderation von Schleswig-Holstein als Vorsitzland der 
Gesundheitsministerkonferenz 2008 haben sich die Bundes-
länder auf die Umsetzung der „Plöner Beschlüsse“ geeinigt. 
Diese Einigung zur Krankenhausf inanzierung enthält unter 
anderem die schrit tweise Einführung des so genannten bun-
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deseinheitlichen Basisfallwer tes ab 2010 bis 2014. Bundes-
rat und Bundesregierung haben dem zugestimmt, nun folgt 
die Befassung im Bundestag. 
Mit Hilfe der Basisfallwer te werden die Vergütungen der Be-
handlungen in Krankenhäusern festgelegt. Bisher waren 
die Basisfallwer te in den einzelnen Bundesländern unter-
schiedlich hoch. Die f inanzielle Lage der Krankenhäuser in 
Schleswig Holstein mit einem sehr niedrigen landesweiten 
Basisfallwer t wird durch die Einführung eines bundesweiten 
Basisfallwer tes wir tschaf tlich verbesser t. 
Das Fallpauschalensystem basier t auf dem Prinzip „Gleiches 
Geld für gleiche Leistung“. Der höchste Basisfallwer t liegt 
2008 um zehn Prozent über dem niedrigsten Basisfallwer t. 
Der vorgesehene einheitliche Basisfallwer tkorridor redu-
zier t diese Spanne auf vier Prozent und ist bereits ein großer 
Schrit t in die richtige Richtung. 
Dennoch hält das Land Schleswig-Holstein daran fest, dass 
der Basisfallwer t in allen Ländern gleich hoch sein muss. 
Zur Gesundheitsversorgung der Zukunf t hat das Land Schles-
wig-Holstein weitere Projekte initiier t:
Ambulante Geriatrische Versorgung
Es wurde ein Modell erarbeitet, das die demograf ischen Pro-
bleme in der Versorgung alter Menschen in Schleswig-Hol-
stein auf fangen soll. Das Drei-Stufen-Konzept ermöglicht 
eine sektorenübergreifende geriatrische Versorgung und 
läuf t  zurzeit als Modellversuch an 4 Standor ten für die Dau-
er von 2 Jahren.
Palliativ Care Teams
Mit einer Anschubf inanzierung von 200.000 €/Jahr förder t 
das Land Schleswig-Holstein 13 Projekte zum Aufbau der am-
bulanten palliativen Versorgung.
Gesundheit an der Westküste: s. dazu Punkte 10/12.

CDU-Landesgruppe Schleswig-Holstein im Deutschen Bun-
destag
Aufgrund des neuen Krankenhausf inanzierungsgesetzes, 
das am 1.1.2009 in Kraf t trit t, stehen den Krankenhäusern 
jährlich 3,5 Mrd. € zusätzlich zur Ver fügung. Diese Investi-
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tionen bedeuten sowohl eine Verbesserung der gesundheit-
lichen Versorgung und der Infrastruktur für die Bürgerinnen 
und Bürger in unserem Land als auch eine zukunf tsträchtige 
Stärkung des Gesundheitsstandor ts Deutschland und der Ge-
sundheitswir tschaf t.
Wichtig für die Kliniken in Schleswig-Holstein ist es vor al-
lem, dass sie aufgrund des neuen Gesetzes künf tig für die 
stationäre Behandlung der Patienten von den Krankenkassen 
gleich hohe „Fallpauschalen“ erhalten wie die Einrichtungen 
in den anderen Bundesländern. 
Dies ist eine deutliche Verbesserung, nachdem in Schleswig-
Holstein jahrelang nur die im bundesweiten Vergleich nied-
rigsten Fallpauschalen erstattet wurden. Darüber hinaus wird 
durch die zusätzlichen Mittel die Neueinstellung von Pf lege-
kräf ten f inanzier t.
In den Beratungen des Krankenhausf inanzierungsgesetzes 
im Gesundheitsausschuss des Deutschen Bundestages stand 
die CDU-Landesgruppe Schleswig-Holstein klar auf Seiten 
der Krankenhäuser, indem sie deren Forderungen nachdrück-
lich unterstützt hat. 

SPD-Landesgruppe Schleswig-Holstein im Deutschen Bun-
destag
Die aufgestellte Forderung ist berechtigt. Die Finanzsituati-
on der Krankenhäuser in Schleswig-Holstein muss verbesser t 
werden. Der Landesbasisfallwer t für Schleswig-Holstein ist 
seit Jahren einer der niedrigsten in der Bundesrepublik. Des-
halb hat sich die Landesgruppe auch auf Bundesebene für 
eine Verbesserung der Finanzausstattung der Krankenhäuser 
in Schleswig Holstein eingesetzt. 
In einem Kompromiss wurde nun festgelegt, dass die derzeit 
unterschiedlichen Landesbasisfallwer te in den nächsten fünf 
Jahren in gesetzlich vorgegebenen Konvergenzschrit ten in 
Richtung auf einen einheitlichen Basisfallwer tkorridor ange-
glichen werden. 
Dabei wird eine Bandbreite (Korridor) in Höhe von +2,5 % bis 
-1,5 % um einen rechnerisch ermittelten einheitlichen Ba-
sisfallwer t von der Konvergenz ausgenommen. Dies wird zu 
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einem erhöhten Finanzzuf luss für die Kliniken in Schleswig-
Holstein in den kommenden Jahren führen. 
Zudem sollen ab dem Jahr 2012 leistungsorientier te Investi-
tionspauschalen die Grundlage für die Investitionsf inanzie-
rung der Krankenhäuser durch die Länder sein können. 
Damit haben Bund und Länder bei der für die f inanzielle Si-
tuation der Krankenhäuser außerordentlich fundamentalen 
Frage der künf tigen Investitionsf inanzierung einen richtigen, 
einen gemeinsamen und vor allem tragfähigen Weg in die Zu-
kunf t ebnen können.
Nach intensiven Abstimmungsprozessen zwischen Bund und 
Ländern sowie auf der Grundlage eines mit den Ländern ab-
gestimmten Vorschlages wird ein gesetzlicher Entwicklungs-
auf trag für eine zukünf tige Investitionsf inanzierung durch 
leistungsorientier te Investitionspauschalen in für die Länder 
machbaren Zeiträumen gesetzlich veranker t. Dazu werden 
die Länder und der Bund Einzelheiten festlegen. Wichtig ist, 
dass das Recht der Länder, eigenständig über Umfang und 
Form der Investitionsf inanzierung zu entscheiden, auf jeden 
Fall erhalten bleibt.
(Dr. Wolfgang Wodarg, MdB, für die Landesgruppe Schleswig-
Holstein in der SPD-Bundestagsfraktion)

Rainder Steenblock, MdB, Sprecher der Bündnis 90/Die Grü-
nen-Landesgruppe Schleswig-Holstein im Deutschen Bun-
destag
Die Situation der schleswig-holsteinischen Krankenhäuser 
begleitet mich in meiner Arbeit in Schleswig-Holstein regel-
mäßig. Durch Gespräche mit Krankenhausleitungen und Per-
sonalräten ist mir auch die immer schwieriger werdende Fi-
nanzlage bewusst. Fehlentscheidungen der großen Koalition 
wie der Sanierungsbeitrag, die mangelnde Unterstützung der 
Krankenhäuser bei der Umsetzung der EU-Arbeitszeitricht-
linie und die Unfähigkeit der großen Koalition, das System 
der gesetzlichen Krankenkassen auf der Einnahmeseite etwa 
durch eine Bürger versicherung nachhaltig zu reformieren, 
haben an dieser Situation einen erheblichen Anteil. In einer 
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Reihe von Anträgen haben wir als Opposition versucht, diese 
Fehlentwicklungen zu verhindern.

10. Niederlassung von Ärzten auf dem Lande   
     AP 20/14 NEU NEU
Die Landesregierung möge für Ärztinnen und Ärzte Anreize 
schaffen, damit sie eine ländliche Arztpraxis übernehmen. 
Als Starthilfe sollen durch das Land Schleswig-Holstein 
Bürgschaften für Existenzgründungsdarlehen gewährt wer-
den.
(in der vom Plenum veränderten Fassung angenommen)

CDU-Fraktion im Schleswig-Holsteinischen Landtag
Zuständig für die ärztliche Versorgung im Land sind die Ärz-
tekammer und die kassenärztliche Vereinigung. Sie entschei-
den eigenständig über die zu tref fenden Maßnahmen und 
schaffen Anreize, damit sich Ärztinnen und Ärzte im ländli-
chen Raum ansiedeln. Der ländliche Raum dar f bei der Ent-
wicklung – auch von der Facharztversorgung – nicht abge-
schnitten werden! Daher kommen die CDU-Landtagsfraktion 
und die Spitzen der Kammer und Vereinigung regelmäßig 
zu Gesprächen zusammen. Derzeit gibt es keinen Anlass, 
die Versorgungssicherheit über staatliche Maßnahmen zu  
sichern.

SPD-Fraktion im Schleswig-Holsteinischen Landtag
Die Problematik einer schlechter werdenden ärztlichen Ver-
sorgung durch ein hohes Durchschnittsalter der Hausärzte in 
einigen Landesteilen hat auch die SPD-Landtagsfraktion in 
vielen Diskussionsrunden aufgenommen. Wir unterstützen 
die Intention des Antrages und setzen uns weiterhin für eine 
f lächendeckende ärztliche Versorgung in Schleswig-Holstein 
ein.
Die Politik hat jedoch einen geringen Einf luss auf die Be-
setzung von Kassenarztstellen, da diese Angelegenheit in 
Selbstver waltung der Kassenärztlichen Vereinigung Schles-
wig-Holstein er folgt. Wir fordern die Kassenärztliche Verei-
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nigung und die Krankenkassen auf, Konzepte zu entwickeln, 
wie die hausärztliche Versorgung im ländlichen Raum gesi-
cher t werden kann. Wir er war ten, dass in einem Ver fahren 
die medizinische Versorgung mit Hausärzten, Fachärzten, Kli-
niken und Rettungsdiensten zukunf tsfähig abgestimmt wird. 
Die SPD-Landtagsfraktion wird alle Schrit te unterstützen, die 
eine regional abgestimmte und angemessene medizinische 
Versorgung im ländlichen Raum sicher stellt. 

Gemeinsame Stellungnahme der FDP-Fraktion im Schleswig-
Holsteinischen Landtag und der FDP-Landesgruppe Schles-
wig-Holstein im Deutschen Bundestag
Die FDP-Landtagsfraktion stimmt der Zielrichtung des Antra-
ges zu, Anreize für Ärztinnen und Ärzte zu schaf fen, sich in 
der Fläche niederzulassen. 
Diese gibt es bereits schon: Neben Existenzgründungsbera-
tung und -unterstützung bietet die Kassenärztliche Vereini-
gung Schleswig-Holstein für Niederlassungswillige entspre-
chende Förderungen durch zinsgünstige Darlehen etc. an. Für 
die tatsächliche Sicherstellung einer f lächendeckenden ärzt-
liche Versorgung ist die Kassenärztliche Vereinigung zustän-
dig.
Aus Sicht der FDP sind allerdings hauptsächlich die politi-
schen Rahmenbedingungen Ursache dafür, dass sich immer 
weniger Ärzte in der Fläche niederlassen. 
Regelungen, wie die des Gesundheitsmodernisierungsgeset-
zes (GMG), des Arzneimittelversorgungswir tschaf tlichkeits-
gesetzes (AVWG), des Ver tragsarztrechtsänderungsgesetzes 
(VÄndG) und des Gesetzes zur Stärkung des Wettbewerbs in 
der Gesetzlichen Krankenversicherung (GK V-WSG), die u. a. 
eine Konzentration von Medizinern in sog. „Medizinischen 
Versorgungszentren“ oder „Polikliniken“ begünstigen, sind 
mittelfristig nicht geeignet, die ärztliche Versorgung in der 
Fläche sicher zu stellen. Im Gegenteil: Die derzeitigen Rah-
menbedingungen werden dafür sorgen, dass künf tig eine f lä-
chendeckende ärztliche Versorgung im ländlichen Raum im-
mer weniger möglich sein wird – zumindest nicht durch den 
„Hausarzt“ bzw. „Landarzt“ in eigener Praxis. 
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So wird im GK V-WSG mit der Hilfe des Instruments sog. „Son-
der ver träge“ mit einzelnen Leistungserbringern die bisher 
f lächendeckende, wohnor tnahe Versorgung, die jedem Ver-
sicher ten zur Ver fügung steht, weiter aufgebrochen. Künf-
tig werden von Krankenhäusern ausgegründete ambulante 
Spezialangebote und von Krankenkassen speziell für ihre 
Mitglieder betriebene Medizinische Versorgungszentren mit 
Teilgemeinschaf tspraxen, Filialen von Ärzteverbünden mit 
den Praxen von freiberuf lich tätigen Medizinern um ihre Pa-
tienten konkurrieren. 
Die Folge wird sein, dass gerade in Innenstadtbereichen der 
Ballungsgebiete ein umfassendes ambulantes Angebot be-
stehen wird. Auf dem Land, in strukturschwachen Gebieten 
und zu allen Feier tags- und Nachtzeiten wird hingegen eine 
umfassende Versorgung immer weniger gewährleistet werden 
können. Daran ändern auch f inanzielle Anreize nichts. Denn 
letztlich steigt nur das Behandlungsangebot – die Zahl der 
Mediziner nicht! 
Auch das Gesetz zur Verbesserung der Wir tschaf tlichkeit in 
der Arzneimittelversorgung wird dafür sorgen, dass immer 
weniger Mediziner in der Fläche praktizieren werden. Wenn 
nur einige schwer herzkranke Patienten mit höherem tägli-
chen Arzneimittelbedarf, als ihnen rechnerisch zusteht, ge-
nügen, um den behandelnden Mediziner in den Ruin zu trei-
ben, dann geraten gerade Praxen im ländlichen Raum in 
immer größere Schwierigkeiten.
Die vorherrschende Unter versorgung, wie sie sich schon jetzt 
in einigen Gebieten außerhalb Schleswig-Holsteins beobach-
ten lässt, wird dann auch im ländlichen Raum in Schleswig-
Holstein Einzug halten. Dafür sorgt allein schon die demogra-
f ische Entwicklung innerhalb der Ärzteschaf t. Schon jetzt ist 
nach aktuellen Hochrechnungen der Kassenärztlichen Verei-
nigung festzustellen, dass bis zum Jahr 2015 gut 1.000 Haus-
ärzte fehlen werden – gleich bleibende gesundheitspoliti-
sche Rahmenbedingungen unterstellt. 
Die FDP-Landtagsfraktion wird sich deshalb auch weiterhin 
für Rahmenbedingungen einsetzen, die eine Versorgung des 
ländlichen Raumes mit medizinischen Leistungen gewähr-
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leisten. Aus diesem Grund haben sowohl die FDP-Landtags-
fraktion als auch die FDP-Bundestagsfraktion das GK V-WSG 
abgelehnt.

Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN im Schleswig-Holsteini-
schen Landtag
10. Niederlassung von Ärzten auf dem Land
12. Einheitliche medizinische Versorgungsstrukturen für den 
ländlichen Raum
Eine f lächendeckende  ärztliche Versorgung muss auch in Zu-
kunf t in Schleswig-Holstein sicher gestellt werden. Versor-
gungslücken, insbesondere im ländlichen Bereich, dür fen 
nicht entstehen. Hier steht in erster Linie die Kassenärztliche 
Vereinigung in der Verantwor tung, ihren Versorgungsauf trag 
umzusetzen. 
Durch veränder te Zulassungsmodalitäten, f lexible Honorar-
systeme und zusätzliche Anreize kann die Niederlassung von 
Ärzten im ländlichen Raum im Rahmen der Selbstver waltung 
unterstützt werden. Eine gemeinsame Strategie von Ärzten, 
Kassenärztlicher Vereinigung,  Krankenkassen, Kliniken und 
Rettungsdiensten unter Moderation der Landesregierung be-
grüßen wir. Die Gewährung staatlicher Bürgschaf ten für Exis-
tenzgründungsdarlehen ist eine interessante Idee, die wir 
unterstützen.

SSW im Landtag
Die Sicherstellung der medizinischen Versorgung ist eine 
wichtige Daseinsvorsorge und somit eine wesentliche Auf-
gabe der öf fentlichen Hand. Die derzeitige Situation ist sehr 
besorgniserregend, denn der demograf ische Wandel macht 
auch vor der Ärzteschaf t nicht halt. Um die Versorgung im 
ländlichen Raum sicherzustellen, müssen Konzepte entwi-
ckelt werden, die Versorgungsengpässe verhindern. Anreize 
für die Ansiedlung von Ärzten im ländlichen Raum halten wir 
für sinnvoll, um diesen negativen Trend aufzufangen. 
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Ministerium für Wissenschaft, Wirtschaft und Verkehr des 
Landes Schleswig-Holstein
In erster Linie dür f te der (befürchtete) Mangel an Landärzten 
an der fehlenden Bereitschaf t der Mediziner liegen, sich auf 
dem Land anzusiedeln. Die vom Altenparlament geforder ten 
Anreize der Landesregierung zur Ansiedlung der Mediziner 
r ichten sich sicher nicht zuerst an das Ressor t des MW V. Die 
bei einer Landarztpraxis ggf. schlechteren Er tragsaussich-
ten erleichtern dann allerdings auch eine F inanzierung der 
Praxis nicht. Grundsätzlich stehen die für Existenzgründun-
gen wesentlichen Förderkreditprogramm der Kf W (Star tGeld, 
Kapital für Gründung, Unternehmerkredit) auch Freiberuf-
lern (und damit auch Ärzten) zur Ver fügung. Entsprechend 
können die Hausbanken entsprechende Kredite bei der Kf W 
für die F inanzierung von Landarztpraxen beantragen. 
Damit verbunden ist (teilweise) auch eine Haf tungsfreistel-
lung der Hausbank durch die Kf W, die der Hausbank eine 
Kreditvergabe deutlich erleichter t. Da bei kleineren Exis-
tenzgründungsvorhaben die Kreditbereitschaf t der Banken 
allerdings schon angesichts des unverhältnismäßigen Be-
arbeitungsauf wandes eingeschränkt sein könnte, kann auf 
Antrag die Investitionsbank Schleswig-Holstein im Rahmen 
des Programms „Star thilfe Schleswig-Holstein“ befristet die 
Hausbankenfunktion übernehmen und die entsprechenden 
Förderkredite für nachhaltig tragfähige Gründungsvorhaben 
bei der Kf W beantragen. 
Das Land unterstützt die Investitionsbank bei der Durchfüh-
rung der Aufgabe. Bei ansonsten fehlenden Besicherungs-
möglichkeiten durch die sich niederlassenden Ärzte sind 
weiter auch Bürgschaf ten der Bürgschaf tsbank Schleswig-
Holstein für Gründungskredite der Banken an die Ärzte mög-
lich. Bund und Land unterstützen die Bürgschaf tsbank bei 
der Wahrnehmung dieser Aufgabe. Aus Sicht des MWV stehen 
somit grundsätzlich ausreichende Fördermöglichkeiten auch 
für die Finanzierung von sich auf dem Land niederlassenden 
Ärzten zur Ver fügung. Soweit hier Probleme erkannt werden, 
dür f ten diese eher struktureller Natur sein.
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Ministerium für Soziales, Gesundheit, Familie, Jugend und 
Senioren des Landes Schleswig-Holstein
10. Niederlassung von Ärzten auf dem Lande und 
12. einheitliche medizinische Versorgungsstrukturen für den 
ländlichen Raum
Die Sicherstellung der ambulanten medizinischen Versorgung 
ist eine originäre Zuständigkeit der Kassenärztlichen Vereini-
gung (K VSH).
Die Kassenärztlichen Vereinigungen haben alle geeigneten 
f inanziellen und sonstigen Maßnahmen zu ergreifen, um die 
Sicherstellung der ver tragsärztlichen Versorgung zu gewähr-
leisten, zu verbessern oder zu fördern; zu den möglichen 
Maßnahmen gehör t auch die Zahlung von Sicherstellungszu-
schlägen an Ver tragsärzte in Gebieten oder in Teilen von Ge-
bieten, für die der Landesausschuss der Ärzte und Kranken-
kassen die Feststellung der Unter versorgung getrof fen hat. 
Denkbar wären u. a. Zuschüsse oder Darlehen zur Praxisgrün-
dung, Umsatzgarantien oder Zuschüsse für Ver tragsärzte in 
den entsprechenden Gebieten bis hin zur Anstellung eigener 
Ärzte.
Der Gesetzgeber hat den Kassenärztlichen Vereinigungen da-
mit einen großen Spielraum für Maßnahmen zur Vermeidung 
drohender Unter versorgung an die Hand gegeben.
Derzeit arbeitet die K VSH an einem neuen Versorgungskon-
zept. Ziel dieses Versorgungskonzeptes, das bis Herbst 2009 
erstellt werden soll, ist es, eine deutlich kleinräumigere Ana-
lyse innerhalb der Planungsbereiche vorzunehmen als bisher. 
Parallel zur Erhebung, Analyse und Bewer tung der er forder-
lichen Daten beabsichtigt die Kassenärztliche Vereinigung, 
Gespräche mit den Kreisen und kreisfreien Städten zu füh-
ren, um auch die kommunale Sicht der Versorgungsprobleme 
einzubeziehen und die kommunale Ebene von vornherein an 
den Lösungsansätzen zu beteiligen.
Auch auf Bundesebene werden derzeit Gespräche zwischen 
der Kassenärztlichen Bundesvereinigung und dem Deut-
schen Landkreistag geführ t, um gemeinsame Ziele zu def i-
nieren und Möglichkeiten der Kooperation zur Verbesserung 
und Weiterentwicklung der ambulanten medizinischen Ver-
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sorgung in den Kreisen zu sondieren. Hierbei werden jedoch 
primär Änderungen der Bedarfsplanungsrichtlinien und Ver-
fahrensfragen für eine mögliche kommunale Beteiligung an 
der Versorgungsplanung erör ter t.
Ziel der Landesregierung ist die Sicherung einer f lächende-
ckenden, wohnor tnahen medizinischen Versorgung in der 
Fläche auf hohem Niveau in allen Regionen des Landes. 
Das er forder t die Über windung von Grenzen zwischen dem 
ambulanten Bereich der niedergelassenen Ärzte und Heilbe-
rufe einerseits und der stationären Versorgung durch Kran-
kenhäuser und Reha-Einrichtungen anderseits. 
Die Landesregierung förder t Um- und Neustrukturierungen 
im Bereich der Krankenhäuser, schaf f t Anreize für Innovatio-
nen und entwickelt zusammen mit den Beteilig ten Modellpro-
jekte für die zukünf tige Versorgung. 
So wird die Planung und Umsetzung geeigneter Versorgungs-
modelle in den Kreisen Nordfriesland, Dithmarschen und 
Steinburg im Rahmen des Mitte 2008 gestar teten Pilotpro-
jektes „Gesundheit an der Westküste“ vorangetrieben. Das 
MSGF förder t im Rahmen dieses Projektes arztübergreifende 
Kooperationen aber auch Kooperationen mit anderen Heilbe-
rufen in ländlichen Regionen. Die drei Landkreise orientieren 
sich dabei auch am Leitbild einer Gesundheitsversorgung aus 
einer Hand. Die Projekte haben eine geplante Laufzeit von 2 
Jahren und werden vom Land Schleswig-Holstein geförder t.
Weitere Konzeptionen und Modellvorhaben, z. B. zu einer 
kleinräumigeren Bedarfsplanung im Primär versorgungsbe-
reich und ergänzenden Sicherstellungsmaßnahmen im ambu-
lanten Bereich bef inden sich in Vor ver fahren.

SPD-Landesgruppe Schleswig-Holstein im Deutschen 
Bundestag
Um die Situation von niedergelassenen Ärzten auf dem Lan-
de zu verbessern sind Geldmittel nicht das einzige Mittel der 
Wahl. Vielmehr müssen befriedigende Arbeitssituationen 
für ärztliches und pf legerisches Personal auf dem Lande ge-
schaffen werden. 
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Die ärztliche Versorgung auf dem Lande muss durch eine 
enge und gut koordinier te Zusammenarbeit von Ärzten und 
Pf legekräf ten, weiteren Gesundheitsfachkräf ten und Ehren-
amtlern – zum Beispiel in ländlichen Gesundheitszentren – 
möglichst bald gesicher t werden. Krankenhauskonzerne und 
prof itorientier te Dienstleistungsunternehmen dür fen keine 
f lächendeckenden Monopole bilden, denn sie handeln bisher 
nach dem Prinzip „viele Kranke = hohe Rendite“. Wir brau-
chen ör tliche, ver traute Akteure und müssen mit den Kas-
sen dafür sorgen, dass Heim- und Krankenhauseinweisungen 
möglichst vermieden werden. 
Weshalb sollen Ärzte, Pf legekräf te und andere wichtige Ge-
sundheitsberufe ambulant in den Gemeinden nicht genauso 
gut zusammenarbeiten und koordinier t werden, wie im Kran-
kenhaus. Diese Gemeindezentren würden auch bei der Aus- 
und Weiterbildung für alle beteilig ten Berufe eine wichtige 
Rolle spielen können und somit nachhaltig eine gute Gesund-
heitsversorgung in der Fläche sichern können.
(Dr. Wolfgang Wodarg, MdB, für die Landesgruppe Schleswig-
Holstein in der SPD-Bundestagsfraktion)

Rainder Steenblock, MdB, Sprecher der Bündnis 90/Die Grü-
nen-Landesgruppe Schleswig-Holstein im Deutschen Bun-
destag
10. Niederlassung von Ärzten auf dem Land
12. Einheitliche medizinische Versorgungsstrukturen für den 
ländlichen Raum
Siehe Antwor ten den GRÜNEN-Landtagsfraktion.
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11. Trägerunabhängige Beratungsstellen und Lotsendienste 
      AP 20/16 NEU NEU 
Die Landesregierung und die Fraktionen des Schleswig-Hol-
steinischen Landtages werden aufgefordert, die existieren-
den trägerunabhängigen und trägerübergeifenden Pflege- 
und Lebensberatungsstellen sowie Lotsendienste zu erhalten 
und zu einem flächendeckenden Netz in ganz Schleswig-Hol-
stein auszubauen und zu fördern.
(in der vom Plenum veränderten Fassung angenommen)

CDU-Fraktion im Schleswig-Holsteinischen Landtag
Der Informationsbedarf nimmt in der heutigen vielschichti-
gen Gesellschaf t stetig zu – bei jungen und alten Menschen 
gleichermaßen. Die CDU unterstützt Initiativen vor Or t, die 
unseren älteren Mitmenschen in ihren unterschiedlichen Le-
benslagen mit Rat und Tat zur Seite stehen. Die Bürgerbe-
auf tragte des Landes Schleswig-Holstein und zukünf tig auch 
die Pf legeberatungsstellen leisten zusätzlich wer tvolle Hilfe-
stellungen. Die bestehenden trägerunabhängigen Pf legebe-
ratungsstellen sowie die Lotsendienste sind in das Konzept 
zu integrieren.

SPD-Fraktion im Schleswig-Holsteinischen Landtag
Der SPD-Landtagsfraktion ist es wichtig, die kommunale In-
frastruktur auf eine älter werdende Gesellschaf t auszurich-
ten. Deshalb sollen künf tig Pf legestützpunkte sicherstellen, 
dass die Angebote für Pf legebedürf tige direkt vor Or t besser 
aufeinander abgestimmt und miteinander vernetzt werden. 
Wir haben die Vorleistung erbracht, dass in jedem Landkreis 
und in jeder kreisfreien Stadt ein Pf legestützpunkt entste-
hen kann. Es soll ein f lächendeckendes Netz von Pf legestütz-
punkten in Schleswig-Holstein geschaffen werden, an dem 
sich neben dem Land auch die Pf legekassen und die Kommu-
nalen Dienstkörperschaf ten beteiligen. Dabei ist es möglich, 
bestehende trägerunabhängige Pf legeberatungsstellen mit 
dieser Konzeption weiterzuentwickeln sowie Lotsendienste 
mit einzubeziehen. 
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Gemeinsame Stellungnahme der FDP-Fraktion im Schleswig-
Holsteinischen Landtag und der FDP-Landesgruppe Schles-
wig-Holstein im Deutschen Bundestag
Die FDP-Landtagsfraktion unterstützt die Zielrichtung des 
Antrages, alle Angebote im Sinne einer zentralen Anlaufstel-
le zu bündeln, so dass die Beratung aus einer Hand gewähr-
leistet werden kann. 
Denn bereits heute gibt es schon eine Vielzahl von Bera-
tungsangeboten in Schleswig-Holstein:
– §§ 13 f f. SGB I – Grundsätzliche Aufklärungs-, Beratungs- 

und Auskunf tspf lichten der Sozialleistungsträger (z. B. 
Kranken- und Pf legekassen, Träger der Sozialhilfe).

– § 7 SGB XI – Beratungspf licht der Pf legekassen gegenüber
 den Versicher ten und deren Angehörigen.

– § 37 Abs. 3 SGB XI n.F. – Beratung von Pf legegeldempfän-
gern für selbst beschaff te Pf legehilfen zur Sicherung der 
Qualität häuslicher Pf lege durch zugelassene Pf legeein-
richtungen oder durch die Landesverbände der Pf legekas-
sen anerkannten Beratungsstellen.

– § 45 SGB XI – Pf legekurse für Angehörige und ehrenamt-
liche Pf legepersonen durch die Pf legekassen.

–  § 11 SGB XII – Beratungspf licht der Kreise und kreisfrei-
en Städte zur allgemeinen sozialhilferechtlichen Beratung 
und Unterstützung.

–  § 71 SGB XII - Beratungspf licht der Kreise und kreisfreien 
Städte als Träger der Altenhilfe.

– § 4 HeimG – Beratungspf licht der Kreise und kreisfreien 
Städte als Heimaufsichtsbehörden

–  § 7 LPf legeG – Trägerunabhängige Beratungsstellen
– Weitere Beratungsangebote durch Institutionen, Vereine, 

Verbände und Aufgabenträger, wie z. B.:
 – Pf legeNotTelefon
 – Träger von Pf legeeinrichtungen 
 – Alzheimer Gesellschaf t Schleswig-Holstein e.V.
 – Landesseniorenrat
 – Seniorenbeiräte
 – Verbraucherzentrale Schleswig-Holstein 
 – Verein Patienten-Ombudsmann/-frau
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 – Sozialverbände
 – Ör tliche Beratungsangebote im Bereich der Selbst-

hilfegruppen
Die Aufstellung zeigt, dass eine intensive Zusammenarbeit 
der Pf lege- und Krankenkassen mit den weiteren Beteilig ten 
notwendig ist, um auf wändige Mehrfachkontakte mit ver-
schiedenen Stellen zu vermeiden – insbesondere zwischen 
den Trägern der Altenhilfe und Sozialhilfe, den Leistungser-
bringern und ehrenamtlich Tätigen. 
Der Aufbau eines landesweiten interdisziplinären Netzwer-
kes durch Kooperation und Zusammenarbeit der häuslichen 
Pf lege und der Pf lege in stationären Einrichtungen ist not-
wendig, um eine umfassende Pf legeberatung zu gewährleis-
ten. Diese Aufgabe könnten Pf legestützpunkte wahrneh-
men – allerdings nur dann, wenn darin die verschiedenen 
Pf legeberatungsangebote – die es heute schon gibt – darin 
aufgehen und weitergehende Beratungspf lichten Drit ter ge- 
strichen werden. 

Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN im Schleswig-Holsteini-
schen Landtag
Übergreifende Pf legeberatung und ein fallbezogenes Pf le-
gemanagement sind unverzichtbar für die Gestaltung einer 
individuellen und bedarfsgerechten Pf legversorgung. Für 
die Pf legebedürf tigen und ihre Angehörigen müssen ent-
sprechende Beratungsangebote f lächendeckend vorhanden, 
leicht zugänglich und trägerunabhängig sein. Die bewähr ten 
Angebote der trägerunabhängigen Beratungsstellen in den 
Kreisen und kreisfreien Städten müssen in den Aufbau der 
neuen Pf legestützpunkte eingebunden und regional mit An-
bietern und Kostenträgern vernetzt werden. Hier für setzten 
wir uns auf Landesebene und vor Or t ein.

SSW im Landtag
Der SSW unterstützt die Forderung des Altenparlamentes 
nach einem f lächendeckenden Netz von unabhängigen Pf le-
geberatungsstellen und einem f lächendeckenden Lotsen-
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dienst. Hier für müssen weiterhin Ressourcen zur Ver fügung 
gestellt werden.

Ministerium für Soziales, Gesundheit, Familie, Jugend und 
Senioren des Landes Schleswig-Holstein
Der Schleswig-Holsteinische Landtag hat sich in seiner 84. 
Sitzung am 25. April 2008 vor dem Hintergrund der Pf lege-
reform für die Weiterentwicklung des Konzepts der trägerun-
abhängigen Pf legeberatungsstellen ausgesprochen mit dem 
Ziel, ein f lächendeckendes Angebot der Pf legeberatung si-
cherzustellen (Landtags-Drucksache 16/2013). Das am 1. Juli 
2008 in Kraf t getretene Pf lege-Weiterentwicklungsgesetz 
sieht die Einrichtung von Pf legestützpunkten als sozialleis-
tungsträgerübergreifende Anlaufstellen vor. 
Die Pf legestützpunkte haben vor allem die Aufgabe, hilfe- 
sowie pf legebedürf tige Menschen und ihre Angehörigen um-
fassend und unabhängig zu informieren und zu beraten. Zur 
Vermeidung von Doppelstrukturen sollen die vorhandenen 
Trägerunabhängigen Beratungsstellen in Pf legestützpunk-
te nach dem Pf lege-Weiterentwicklungsgesetz über führ t 
werden. Ziel ist es, ein f lächendeckendes Angebot mit je ei-
nem Pf legestützpunkt in jedem Kreis und in jeder kreisfreien 
Stadt einzurichten. Die Arbeit der Pf legestützpunkte soll mit 
Landesmitteln unterstützt werden. 

SPD-Landesgruppe Schleswig-Holstein im Deutschen 
Bundestag
Dieser Auf forderung kann man nur zustimmen, da sie auch 
der Intention der jüngsten Pf legereform entspricht.
(Dr. Wolfgang Wodarg, MdB, für die Landesgruppe Schleswig-
Holstein in der SPD-Bundestagsfraktion)

Rainder Steenblock, MdB, Sprecher der Bündnis 90/Die Grü-
nen-Landesgruppe Schleswig-Holstein im Deutschen Bun-
destag
Eine gute übergreifende Pf legeberatung und ein fallbezoge-
nes Pf legemanagement sind die Vorraussetzung für eine gute 
Pf legeversorgung. Dabei sollten bestehende und gut funkti-
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onierende Einrichtungen bei einem Aufbau eines schleswig-
holsteinischen Netzes berücksichtigt werden.

12. Einheitliche medizinische Versorgungsstrukturen für den 
ländlichen Raum             AP 20/17 NEU
Die Landesregierung soll dafür Sorge tragen, dass sich alle 
Beteiligten, also die niedergelassenen Ärzte, die Kassen-
ärztliche Vereinigung, die Kliniken, die Rettungsdienste und 
die Kostenträger baldmöglichst gemeinsam an einen runden 
Tisch setzen, um konzeptionell aufeinander abgestimmte 
Strukturen zu entwickeln, die auch für die Zukunft eine ange-
messene ärztliche Versorgung im ländlichen Raum gewähr-
leisten.
(in der vom Plenum veränderten Fassung angenommen)

CDU-Fraktion im Schleswig-Holsteinischen Landtag
Zuständig für die ärztliche Versorgung im Land sind die Ärz-
tekammer und die kassenärztliche Vereinigung. Sie entschei-
den eigenständig über die zu tref fenden Maßnahmen und 
schaffen Anreize, damit sich Ärztinnen und Ärzte im ländli-
chen Raum ansiedeln. Der ländliche Raum dar f bei der Ent-
wicklung – auch von der Facharztversorgung – nicht abge-
schnitten werden! Daher kommen die CDU-Landtagsfraktion 
und die Spitzen der Kammer und Vereinigung regelmäßig 
zu Gesprächen zusammen. Derzeit gibt es keinen Anlass, 
die Versorgungssicherheit über staatliche Maßnahmen zu  
sichern.

SPD-Fraktion im Schleswig-Holsteinischen Landtag
Siehe Punkt 10 – Niederlassung von Ärzten auf dem Lande.

Gemeinsame Stellungnahme der FDP-Fraktion im Schleswig-
Holsteinischen Landtag und der FDP-Landesgruppe Schles-
wig-Holstein im Deutschen Bundestag
Die FDP-Landtagsfraktion unterstützt den Antrag, die f lä-
chendeckende ärztliche Versorgung im ländlichen Raum si-
cher zu stellen und die bestehenden Strukturen konzeptio-
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nell auf einander abzustimmen. Auf die Ausführungen in Zif f. 
10 wird ver wiesen.

Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN im Schleswig-Holsteini-
schen Landtag
Siehe Punkt 10 – Niederlassung von Ärzten auf dem Lande.

SSW im Landtag
Der SSW unterstützt das Anliegen des Altenparlaments zur 
ärztlichen Versorgung im ländlichen Raum. Dabei ist es be-
sonders wichtig, dass geographische Besonderheiten, z. B. 
die Inseln und Halligen in Nordfriesland, berücksichtigt wer-
den. Allerdings kann die Landesregierung nur im begrenzten 
Umfang auf die Beteilig ten einwirken, damit entsprechende 
Konzepte erstellt werden.

Ministerium für Soziales, Gesundheit, Familie, Jugend und 
Senioren des Landes Schleswig-Holstein
Siehe Punkt 10 – Niederlassung von Ärzten auf dem Land.

SPD-Landesgruppe Schleswig-Holstein im Deutschen 
Bundestag
In der Tat brauchen wir einheitliche Versorgungs- und Verant-
wor tungsstrukturen um eine angemessene ärztliche Versor-
gung im ländlichen Raum zu ermöglichen. Zusammenarbeit 
der Krankenkassen, Kassenärztlichen Vereinigung und den 
Leistungserbringern untereinander sollte im Vordergrund 
stehen, statt Wettbewerb unter ihnen. Gesundheitspf lege 
ist eine gesellschaf tliche Kernaufgabe, die ein liberalisier ter 
Versicherungsmarkt nicht leisten kann. Daher sollten lang-
fristig Länder als Versorgungsregionen def inier t werden und 
Landesgesundheitsfonds gebildet werden. Die GK V-Kassen 
könnten sich zu Landesarbeitsgemeinschaf ten zusammen-
schließen und so mit geballter Einkaufsmacht den Wettbe-
werb unter den Leistungserbringern für eine bessere und 
kostengünstige Versorgung gemeinsam nutzen. 
Auf Landesebene würde mit einer Landesarbeitsgemein-
schaf t aller Kassen endlich eine Institution geschaffen, die 
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Budget- und Struktur verantwor tung gleichermaßen trägt. 
Ein Risikostrukturausgleich zwischen den Kassen wäre dann 
über f lüssig.
(Dr. Wolfgang Wodarg, MdB, für die Landesgruppe Schleswig-
Holstein in der SPD-Bundestagsfraktion)

Rainder Steenblock, MdB, Sprecher der Bündnis 90/Die Grü-
nen-Landesgruppe Schleswig-Holstein im Deutschen Bun-
destag
Siehe Punkt 10 – Niederlassung von Ärzten auf dem Lande.

13. Abendveranstaltungen          AP 20/18 NEU
Der Schleswig-Holsteinische Landtag möge sich dafür einset-
zen, dass ältere Menschen und Menschen mit Behinderung 
an kulturellen Abendveranstaltungen unbesorgt teilnehmen 
können (z. B. durch Vorhaltung öffentlicher Verkehrsmittel, 
durch Ampelschaltungen an Fußgängerüberwegen auch in 
den Abendstunden).
(in der vom Arbeitskreis veränderten Fassung angenommen)

CDU-Fraktion im Schleswig-Holsteinischen Landtag
Die Teilhabe von älteren Menschen und Menschen mit Behin-
derung am sozialen und gesellschaf tlichen Leben ist Aufga-
be der Politik aber auch der Gesellschaf t insgesamt. Erhöhte 
Wachsamkeit im Straßenverkehr ist daher zu jeder Tages- 
und Nachtzeit er forderlich und nicht nur auf Zeiten kulturel-
ler Abendveranstaltungen beschränkt. Öf fentliche Verkehrs-
mittel sollten – gerade in größeren Städten mit entsprechend 
vorgehaltenen Veranstaltungen – bei Bedarf zur Ver fügung 
stehen.

SPD-Fraktion im Schleswig-Holsteinischen Landtag
Die Forderung nach einer besseren Erreichbarkeit von kultu-
rellen Abendveranstaltungen für ältere Menschen und Men-
schen mit Behinderung wird von der SPD-Landtagsfraktion 
unterstützt. Jedoch wendet sich diese Forderung im Wesent-
lichen an die kommunalen Gebietskörperschaf ten. 
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Gemeinsame Stellungnahme der FDP-Fraktion im Schleswig-
Holsteinischen Landtag und der FDP-Landesgruppe Schles-
wig-Holstein im Deutschen Bundestag
Die FDP-Landtagsfraktion unterstützt das Anliegen des Al-
tenparlaments nach besserer Teilhabe von älteren Menschen 
und Menschen mit Behinderungen. 
Die FDP geht allerdings davon aus, dass dieses Grundelement 
der Daseinsfürsorge von den dafür zuständigen Kommunen 
im Rahmen ihrer Selbstver waltung sicher gestellt wird.

Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN im Schleswig-Holsteini-
schen Landtag
Natürlich muss es auch für ältere und in ihrer Mobilität ein-
geschränkte Menschen möglich sein, Abendveranstaltungen 
zu besuchen. Geeignete Maßnahmen wie ausreichende Be-
leuchtung, barrierefreie Infrastruktur und ein nachfrageori-
entier ter öf fentlicher Personennahverkehr haben hierauf ei-
nen maßgeblichen Einf luss. Ihre Ausgestaltung liegt in der 
Verantwor tung der Kommunen. 
Ein weiterer wichtiger Faktor ist das persönliche Sicherheits-
empfinden. Dieses kann jedoch durch öf fentliche Maßnahmen 
nur zum Teil beeinf lusst werden kann. Eine wiederkehrende 
Aussage der Kriminalstatistik ist, dass älterer Menschen am 
meisten Angst haben, angegrif fen oder beraubt zu werden, 
gleichwohl aber zur am wenigsten gefährdeten Opfergruppe 
gehören. An dieser Stelle setzten spezielle Selbstbehaup-
tungs- und Selbstver teidigungskurse für SeniorInnnen an.

SSW im Landtag
Die Teilnahme an kulturellen Abendveranstaltungen muss 
eine Selbstverständlichkeit sein. Jedoch ist eine Vorhaltung 
öf fentlicher Verkehrsmittel oder Ampelschaltungen an Fuß-
gängerüber wegen in den Abendstunden eine kommunale 
Aufgabe. 
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Ministerium für Wissenschaft, Wirtschaft und Verkehr des 
Landes Schleswig-Holstein
Regelungen zur eventuellen Abschaltung von Ampelanlagen 
während bestimmter Tages-/Nachtzeiten bestehen in den 
Ver waltungsvorschrif ten zur Straßenverkehrs-Ordnung (VwV-
StVO) und in den Richtlinien für Lichtsignalanlagen (RiLSA), 
die zurzeit novellier t werden (vgl. Anlage). 
Unter Berücksichtigung dieser Bestimmungen können Am-
pelanlagen nur dann befristet abgeschaltet werden, wenn 
auch ohne Lichtzeichen ein sicherer Verkehrsablauf möglich 
ist. Die Beur teilung im Einzelfall ist Aufgabe der Straßenver-
kehrsbehörde, die hierüber in Abstimmung mit dem Straßen-
baulastträger (Betreiber der Lichtsignalanlage) und der Poli-
zei entscheidet.
Bei der Frage einer eventuellen Ampelschaltung ergibt sich 
– wie bei zahlreichen anderen straßenverkehrsrechtlichen 
Entscheidungen – ein Zielkonf likt unterschiedlicher Inter-
essen: Neben den – im Zweifelsfall stets vorrangigen – Si-
cherheitsbelangen der einzelnen Gruppen von Verkehrsteil-
nehmern sind auch Aspekte eines f lüssigen Verkehrsablaufs 
(Vermeidung unnötigen War tens bei „Rot“ und damit auch 
Verminderung des Risikos einer Rotlichtmissachtung), der 
Lärmminderung (durch Anfahr- und Bremsgeräusche), der 
Schadstof freduzierung (bei Beschleunigungsvorgängen) so-
wie des Energieverbrauchs der Kraf tfahrzeuge und auch der 
Ampelanlagen selbst in den behördlichen Abwägungspro-
zess einzubeziehen.
Die Bestimmungen der VwV-StVO und der RiLSA bieten eine 
sachgerechte Grundlage, um eine auf die ör tlichen Besonder-
heiten abgestimmte Ausgestaltung von Ampelkonzeptionen 
zu ermöglichen.
Ob und in welchem konkreten Zeitrahmen eine eventuelle 
Ampelschaltung insbesondere unter Verkehrssicherheitsa-
spekten als verantwor tbar angesehen werden kann, ist im 
Rahmen des pf lichtgemäßen Ermessens der jeweils zuständi-
gen Straßenverkehrsbehörde zu entscheiden.
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Anlage:
Ver waltungsvorschrif ten zu § 37 Abs. 2 Nr. 1 und 2 StVO:
VI.
Lichtzeichenanlagen sollten in der Regel auch nachts in Be-
trieb gehalten werden; ist die Verkehrsbelastung nachts 
schwächer, so empfiehlt es sich, für diese Zeit ein beson-
deres Lichtzeichenprogramm zu wählen, das alle Verkehrs-
teilnehmer möglichst nur kurz war ten lässt. Nächtliches 
Ausschalten ist nur dann zu verantwor ten, wenn eingehend 
geprüf t, ist, dass auch ohne Lichtzeichen ein sicherer Ver-
kehr möglich ist.
Entwurf der neuen Richtlinien für Lichtsignalanlagen:
7.3.1 Betriebszustände
Lichtsignalanlagen sollten ununterbrochen (Tag und Nacht) 
in Betrieb gehalten werden. Hier von kann abgewichen wer-
den, wenn der Grund, der zur Errichtung der Lichtsignalan-
lage führ te, während bestimmter Zeiten entfällt und wenn 
vorher eingehend geprüf t wurde, dass auch bei abgeschal-
teter Lichtsignalanlage ein sicherer Verkehrsablauf möglich 
ist bzw. durch das Abschalten keine anderen Gefahren ent-
stehen.
Das Abschalten kann die Unfallwahrscheinlichkeit erhöhen. 
Dies trif f t besonders zu für Einbiegen-/Kreuzen-Unfälle. Die 
entstehenden volkswir tschaf tlichen Verluste können da-
durch deutlich höher liegen als die bewer tbaren Einsparun-
gen und eventuelle Nutzen im Hinblick auf die Nachtruhe von 
Anwohnern und den Verkehrsablauf.
Im übrigen wird besonders darauf hingewiesen, dass Nach-
teile der Lichtsignalsteuerung bei schwachem Verkehr durch 
technische Maßnahmen auch ohne das Abschalten von Licht-
signalanlagen vermieden werden können, ohne dass die Si-
cherheitsvor teile der Signalisierung aufgegeben werden 
müssen. Hierzu zählen vor allem Nachtprogramme mit kurzen 
Umlaufzeiten oder verkehrsabhängige Steuerungen.
Die Organisation des öf fentlichen Verkehrs in Schleswig-Hol-
stein ist grundsätzlich so geregelt, dass die Kommunen als 
Aufgabeträger für den Busverkehr und das Land als Aufgabe-
träger für den Schienenpersonennahverkehr zuständig sind.
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Bei größeren außergewöhnlichen kulturellen Abendveran-
staltungen (z. B. in der Sparkassen-Arena oder MUK) wird 
i.d.R. zusammen mit dem ör tlichen Verkehrsunternehmen die 
Vorhaltung von öf fentlichen Verkehrsmitteln abgestimmt.
Bei regelmäßigen Abendveranstaltungen (Oper, Theater etc.) 
sind die Fahrpläne der Verkehrsunternehmen in Abstimmung 
mit dem Veranstalter i.d.R. abgestimmt.
Im Schienenverkehr ist das Land bestrebt, auch in den Abend-
stunden einen Taktverkehr einzurichten. Diese Verkehre müs-
sen aber bedarfsgerecht sein. 
Das Land hat mit dem „Landesweiten Nahverkehrsplan 
(LNVP)“ die Grundzüge der Abstimmung zwischen den Auf-
gabeträgern festgelegt. Darin wird besonders auf die zuneh-
mend steigende Nachfrage von älteren Menschen nach an-
gemessenen öf fentlichen Verkehrsangeboten eingegangen. 
Die Barrierefreiheit, d.h. die Zugangsmöglichkeiten für be-
hinder te Menschen zum öf fentlichen Verkehr wird stetig ver-
besser t.
Im konkreten Einzelfall sollten sich ältere Menschen aber 
auch an die Veranstalter wenden und das Vorhalten von öf-
fentlichen Verkehrsangeboten nachfragen.

SPD-Landesgruppe Schleswig-Holstein im Deutschen 
Bundestag
Die Teilhabe älterer Menschen und Menschen mit Behinde-
rung am gesellschaf tlichen und kulturellen Leben zu ermög-
lichen, ist ein wichtiges und grundsätzliches Ziel, das auch 
konkret durch das Gesetz zur Gleichstellung behinder ter Men-
schen und das Allgemeine Gleichbehandlungsgesetz beför-
der t wird. Politische Entscheidungsträger in Kommunen so-
wie auf Landes- und Bundesebene sind aufgerufen, in ihrem 
jeweiligen Verantwor tungsbereich die Teilhabemöglichkeiten 
von Senioren und behinder ten Menschen zu verbessern.
Die Hinweise des Altenparlaments sind hier sehr konkret 
und gut. Wir werden diese Hinweise in unsere Diskussion mit 
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Bürgermeistern und Kommunalpolitikern mitnehmen und 
dor t ver treten.
(Dr. Ernst Dieter Rossmann, MdB, für die Landesgruppe 
Schleswig-Holstein in der SPD-Bundestagsfraktion)

Rainder Steenblock, MdB, Sprecher der Bündnis 90/Die Grü-
nen-Landesgruppe Schleswig-Holstein im Deutschen Bun-
destag
Mobilität ist ein wichtiges Element, um in vielen Bereichen 
am gesellschaf tlichen Leben teilzunehmen. Dies trif f t nicht 
nur auf ältere Menschen und Menschen mit Behinderungen 
zu, auch junge Menschen und Menschen ohne Automobil sind 
im besonderen Maß auf einen sicheren und attraktiven Öf-
fentlichen Personennahverkehr (ÖPNV) angewiesen. Das gilt 
verstärkt in ländlichen Gebieten. GRÜNE Politik zeichnet sich 
immer auf allen Ebenen durch einen starken Einsatz für einen 
guten und umfassenden ÖPNV, der auch den Sicherheitsas-
pekt beinhaltet, aus.

14. Ämterlotsen            AP 20/19 NEU
Der Schleswig-Holsteinische Landtag möge sich über die 
kommunalen Landsverbände dafür einsetzen, dass alle Bür-
ger in den Gemeinden ausführlich und verständlich darüber 
Kenntnis erhalten, wo, wie und durch wen sie Hilfen beim 
Umgang und bei Kontakten mit Ämtern und öffentlichen Ein-
richtungen erhalten (z. B. durch Ämterlotsen, per Flyer oder 
Hinweise in den Medien).
(in der vom Arbeitskreis veränderten Fassung angenommen)

CDU-Fraktion im Schleswig-Holsteinischen Landtag
Der Wer t ehrenamtlicher Ämterlotsen kann gar nicht hoch ge-
nug eingeschätzt werden. Sie helfen im Behördendschungel 
weiter, begleiten Antragsteller zu Behörden und unterstützen 
sie beim Ausfüllen von Anträgen. Eine solche Hilfestellung ist 
von enormer Bedeutung, denn viele Menschen sind über for-
der t mit dem Ausfüllen seitenlanger Anträge oder trauen sich 
nicht, allein zum Amt zu gehen. Die Ratsuchenden er fahren in 
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diesen für sie of t schwierigen Situationen, dass sie nicht al-
lein sind. Vor diesem Hintergrund ist es natürlich besonders 
wichtig, dass Interessentinnen und Interessenten überhaupt 
wissen, an wen sie sich wenden können.
In direktem Zusammenhang mit den genannten Problemen 
steht das Thema Entbürokratisierung. Die CDU-Landtagsfrak-
tion trit t seit längerem für eine ef fektive Ver waltungsverein-
fachung in verschiedenen Bereichen ein. Konkrete Vorschlä-
ge hierzu von Seiten des Altenparlaments sind willkommen.

SPD-Fraktion im Schleswig-Holsteinischen Landtag
Der Informationsbedarf durch vielschichtige gesetzliche Re-
gelungen nimmt beständig zu. Daher ist es wichtig, dass kom-
petente Hilfen im Behördendschungel für jedermann zu erhal-
ten sind. Die SPD-Landtagsfraktion unterstützt die Forderung 
nach ausführlichen und verständlichen Informationen und 
Hilfen zu kommunalen Ämtern und öf fentlichen Einrichtun-
gen, z. B. durch Ämterlotsen, und wird dies auf Kommunaler 
Ebene in Gesprächen aufgreifen und sich dafür einsetzen. 

Gemeinsame Stellungnahme der FDP-Fraktion im Schleswig-
Holsteinischen Landtag und der FDP-Landesgruppe Schles-
wig-Holstein im Deutschen Bundestag
Die FDP-Landtagsfraktion unterstützt diesen Antrag. 
Die FDP geht davon aus, dass es im Interesse der Kommunen 
liegt, ihre Bürger ausführlich darüber zu informieren, wo, wie 
und durch wen sie Hilfen beim Umgang und bei Kontakten mit 
Ämtern und öf fentlichen Einrichtungen erhalten.

Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN im Schleswig-Holsteini-
schen Landtag
Eine lückenlose und verständliche Information über die Zu-
ständigkeiten und Sprechzeiten von Behörden ist die wich-
tigste Voraussetzung dafür, dass BürgerInnen diese Angebo-
te auch nutzen können. Zur kundenfreundlichen Kommune 
gehören aus Grüner Sicht deshalb selbstverständlich Aus-
hänge, Anzeigen, Broschüren und Informationsblätter so-
wie eine entsprechende Internetpräsenz dazu. Das Projekt 
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der „Ämterlotsen“ des Diakonischen Werkes in den Kirchen-
kreisen Rendsburg, Segeberg und Neumünster begrüßen wir 
nachdrücklich und hof fen, dass es sich f lächendeckend in 
Schleswig-Holstein etablieren wird.

SSW im Landtag
Ämter und andere öf fentliche Einrichtungen sollten verstärkt 
darauf hinarbeiten, sich als Ser vice- und Informationsorgane 
für die Bürgerinnen und Bürger des Landes zu sehen. Wenn 
dieser Gedanke dor t vermehr t Einzug hält, verbessern sich 
auch der Umgang und der Kontakt der Bürgerinnen und Bür-
ger mit öf fentlichen Einrichtungen. Nach Auffassung des SSW 
muss die Bürgernähe von Ver waltungen eine Selbstverständ-
lichkeit sein.

Ministerium für Justiz, Arbeit und Europa des Landes Schles-
wig-Holstein
Die schleswig-holsteinische Justiz ist bestrebt, auch den An-
forderungen älterer Mitmenschen gerecht zu werden. Bei ei-
nigen Gerichten sind bereits Zeugenberatungsstellen einge-
richtet, an die sich ältere Menschen wenden können. Ferner 
ver fügt die Justiz über einen umfassenden Internetauf trit t. 
So weit die räumlichen Gegebenheiten und die f inanziellen 
Mittel es zulassen, sind in großen Gerichten Ser vicepoints 
eingerichtet, an denen Bürgerinnen und Bürger bereits im 
Eingangsbereich umfassende Auskünf te und Hinweise für 
den Geschäf tsbetrieb eines Gerichtes erhalten. Daneben 
sind häuf ig frequentier te Abteilungen wie Rechtsantragsstel-
le, Nachlass- und Betreuungsabteilung möglichst im Erdge-
schoss oder in der Nähe des Eingangs eingerichtet. Beson-
dere Flyer oder Hinweise in den Medien werden deshalb aus 
Sicht der Justiz für entbehrlich gehalten.

SPD-Landesgruppe Schleswig-Holstein im Deutschen Bun-
destag
Viele Behörden sind in den vergangenen Jahren deutlich kun-
denfreundlicher geworden. Dennoch ist es für Bürgerinnen 
und Bürger mitunter schwierig, die Abläufe von und die ge-
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setzlichen Hintergründe für Behördenhandeln zu verstehen. 
Das gilt insbesondere, wenn Menschen sich in einer für sie 
schwierigen Situation wie dem Verlust des Arbeitsplatzes be-
f inden. 
Nach Ansicht der SPD-Landesgruppe Schleswig-Holstein soll-
ten Bürgerinnen und Bürger nicht auf ihnen zustehende Leis-
tungen verzichten müssen, weil sie von komplizier ten Ver fah-
ren oder unverständlichen Bescheiden abgeschreckt werden. 
Vor diesem Hintergrund unterstützen wir die Forderung des 
Altenparlaments nach besseren Informationen und Hilfen im 
Umgang mit Behörden. Insbesondere die ehrenamtlichen Äm-
terlotsen sind ein sinnvoller Ansatz, da die Betrof fenen sie 
als unabhängige und ver trauenswürdige Helfer wahrnehmen. 
Diese können die Landesregierung und die kommunalen Stel-
len durch umfassende Informationen und eine aktive Koope-
ration unterstützen.
(Dr. Michael Bürsch, MdB, für die Landesgruppe Schleswig-
Holstein in der SPD-Bundestagsfraktion)

Rainder Steenblock, MdB, Sprecher der Bündnis 90/Die Grü-
nen-Landesgruppe Schleswig-Holstein im Deutschen Bun-
destag
Eine Umorientierung von der klassischen Behörde hin zu ei-
nem dienstleistungsorientier ten BürgerInnenbüro ist eine 
wichtige Aufgabe, besonders in den Kommunen vor Or t. Hier-
zu gehör t natürlich auch die notwendige Transparenz, die 
durch vielfältige Maßnahmen zu gewährleisten ist. Daher un-
terstütze ich Ihren Vorschlag.

15. Einbindung örtlicher Seniorenräte in innerörtliche Ent-
scheidungen    AP 20/22 NEU NEU
Der Landtag möge die Voraussetzungen für eine einheitliche 
rechtliche Einbindung der Seniorenräte in örtliche Entschei-
dungen schaffen.
(in der vom Plenum veränderten Fassung angenommen)
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CDU-Fraktion im Schleswig-Holsteinischen Landtag
Seniorenräte haben eine wichtige Aufgabe, denn sie beraten 
die Ausschüsse in allen Angelegenheiten, die die Seniorin-
nen und Senioren betref fen. Die nähere Ausgestaltung liegt 
bei den Gemeinden, die nach § 4 der Gemeindeordnung ihre 
Angelegenheiten durch Satzungen regeln können, soweit die 
Gesetze nichts anderes bestimmen.
Gemäß § 47 d der Gemeindeordnung können die Gemeinden 
durch Satzung die Bildung von Beiräten für gesellschaf tlich 
bedeutsame Gruppen vorsehen, also auch Seniorenbeiräte. 
Deren Stellung wird in §47 e der Gemeindeordnung geregelt: 
Sie sind über alle wichtigen sie betref fenden Angelegenhei-
ten zu unterrichten. Die Geschäf tsordnung der Gemeindever-
tretung bestimmt die Ar t der Unterrichtung. 
Ferner kann der Beirat Anträge an die Gemeindever tretung 
und die Ausschüsse stellen. Die oder der Vorsitzende des 
Beirats oder ein von ihr oder ihm beauf tragtes Mitglied des 
Beirats kann nach dessen Beschlussfassung an den Sitzun-
gen der Gemeindever tretung und der Ausschüsse in Angele-
genheiten, die die von ihm ver tretene gesellschaf tlich be-
deutsame Gruppe betref fen, teilnehmen, das Wor t verlangen 
und Anträge stellen.

SPD-Fraktion im Schleswig-Holsteinischen Landtag
Die Rechtliche Grundlage für die Einrichtung und Arbeit der 
Seniorenbeiräte sind die Vorschrif ten über „Sonstige Beirä-
te“ der §§ 47 d, 47 e der Gemeindeordnung (GO). Darin ist 
bereits festgelegt, dass der Beirat durch Unterrichtung über 
alle wichtigen Angelegenheiten, die die von ihm ver tretene 
gesellschaf tlich bedeutsame Gruppe betref fen, zu beteiligen 
ist (§ 47 e Abs. 1 GO. Die nähere Ausgestaltung bestimmt die 
Geschäf tsordnung der Gemeindever tretung. 
Die Privilegierung der Beteiligung von Kindern und Jugend-
lichen i.S. § 47 f GO ist darin begründet, dass die Gruppe 
der unter 16-jährigen nicht wahlberechtigt ist und daher nicht 
durch Teilnahme an Wahlen Einf luss auf die Kommunalpolitik 
nehmen kann.
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Die SPD-Landtagsfraktion steht zurzeit im Er fahrungsaus-
tausch über die ör tliche Einbindung von Seniorenbeiräten. 
Die aus der Diskussion folgenden möglichen Schrit te, wie  
z. B. eine Änderung der Gemeindeordnung, werden wir einge-
hend prüfen. 

Gemeinsame Stellungnahme der FDP-Fraktion im Schleswig-
Holsteinischen Landtag und der FDP-Landesgruppe Schles-
wig-Holstein im Deutschen Bundestag
Die FDP-Landtagsfraktion unterstützt den Antrag, Bürgerin-
nen und Bürger vor Or t an Entscheidungen in den Kommunen 
mehr zu beteiligen.
Aus Sicht der FDP-Landtagsfraktion sind unabhängige Seni-
orenräte in den Kommunen eine geeignete Form, eigene poli-
tische Vorstellungen gegenüber den politischen Gremien und 
den Trägern der Wohlfahr tspf lege zu ver treten. Die FDP-Land-
tagsfraktion unterstützt deshalb die Einrichtung solcher Ver-
tretungen. 

Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN im Schleswig-Holsteini-
schen Landtag
Im Rahmen der Kommunalver fassung ist die Einrichtung von 
Seniorenbeiräten als Möglichkeit in § 47 d geregelt. Alle wei-
teren Regelungen bezüglich der Rechte und Arbeitsweisen 
der entsprechenden Beiräte sind durch Satzung zu regeln und 
liegen somit in der Verantwor tung der jeweiligen Kommune. 
Wir halten diese Regelung für angemessen und sachgerecht.

SSW im Landtag
Für den SSW ist klar, dass die Belange von älteren Menschen 
bei den Entscheidungsprozessen vor Or t zu berücksichtigen 
sind. Deshalb unterstützt der SSW die Seniorenräte in ihrer 
Arbeit. Die endgültige Entscheidung obliegt jedoch den ge-
wählten Ver tretern in den jeweiligen Gremien.

Innenministerium des Landes Schleswig-Holstein
Die Forderung wird nicht befür wor tet. 
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Die derzeit geltende Regelung (§ 47 d Abs. 1 der Gemeinde-
ordnung), wonach Gemeinden die Bildung von Beiräten für 
gesellschaf tlich bedeutsame Gruppen durch Satzung vorse-
hen können, wird für angemessen und sachgerecht angese-
hen. Das Prinzip der Freiwilligkeit verschaff t den Gemeinden 
im Rahmen der kommunalen Selbstver waltung Spielräume für 
die Einrichtung von Beiräten. Jede Gemeinde kann aufgrund 
ihrer Er fahrungen und der ör tlichen Besonderheiten am bes-
ten einschätzen, ob und für welche Gruppen Beiräte gebildet 
werden sollen. Eine verpf lichtende Regelung widerspräche 
diesen Grundsätzen. 
Ferner wäre eine verpf lichtende Regelung als neuer Standard 
hinsichtlich des Ziels der Landesregierung, kommunale Stan-
dards abzubauen, kontraproduktiv. Darüber hinaus würde 
die Regelung dazu führen, dass den Gemeinden ein f inanzi-
eller Ausgleich in Folge des Konnexitätsprinzips des Ar t. 49 
Abs. 2 der Ver fassung des Landes Schleswig-Holstein zu ge-
währen wäre. 

SPD-Landesgruppe Schleswig-Holstein im Deutschen 
Bundestag
Im Gegensatz zu anderen Bundesländern ver fügt Schleswig-
Holstein über eine einheitliche Regelung, Seniorenver tretun-
gen zu beteiligen. So sind sie über alle wichtigen Angelegen-
heiten, die die Senioren betref fen, zu unterrichten. Die Ar t 
der Unterrichtung bestimmt die Geschäf tsordnung der Ge-
meindever tretung. Die Seniorenver tretungen können Anträge 
an den Gemeinderat und die Ausschüsse stellen. Sie können 
ferner beschließen, dass ihr Vorsitzender oder ein von die-
sem beauf tragtes Mitglied bei seniorenrelevanten Angele-
genheiten an den Sitzungen der Gemeindever tretung und der 
Ausschüsse teilnimmt, das Wor t verlangt und Anträge stellt. 
Dieses Recht sollte in Anspruch genommen werden.
(Sönke Rix , MdB, für die Landesgruppe Schleswig-Holstein in 
der SPD-Bundestagsfraktion)
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Rainder Steenblock, MdB, Sprecher der Bündnis 90/Die Grü-
nen-Landesgruppe Schleswig-Holstein im Deutschen Bun-
destag
Über den jetzt geltenden Rahmen der Kommunalver fassung 
ist die Einrichtung von Seniorenbeiräten als Möglichkeit in  
§ 47 d geregelt. Soweit ist aus meiner Sicht damit eine aus-
reichende Grundlage geschaffen, um vor Or t eine individuelle 
Umsetzung zu ermöglichen und die Beteiligungsrechte über 
die normalen BürgerInnnenrechte hinaus zu gewährleisten.

16. Schule           AP 20/23 NEU
Der Landtag möge sich über die kommunalen Landesverbän-
de dafür einsetzen, dass in Schulen Räumlichkeiten für gene-
rationenübergreifendes Lernen zur Verfügung stehen. 
(in der vom Arbeitskreis veränderten Fassung angenommen)

CDU-Fraktion im Schleswig-Holsteinischen Landtag
Generationenübergreifendes Lernen schaff t Begegnungsmög-
lichkeiten. Alle Generationen nehmen im Idealfall die Rollen 
der Wissensvermittelnden wie der Lernenden ein. Die Alten 
mit ihrer Er fahrung und ihrem Engagement sind ein Reichtum 
unserer Gesellschaf t. Ihre Einstellung zu den Jungen ist posi-
tiv und begründet eine neue Generationengesellschaf t.
Lebenslanges, generationenübergreifendes Lernen ist die 
beste Versicherung gegen die Wechselfälle des Lebens und 
förder t die Innovationskraf t und Produktivität der gesamten 
Bevölkerung. 
Wenn sich das Wissen rascher als früher erneuer t und künf-
tige Berufe anspruchsvoller werden, dann sind optima-
le Bildung und Ausbildung sowie lebenslanges Lernen über 
Generationsgrenzen hinweg die sozialen Fragen des 21. Jahr-
hunder ts. Diese können nur durch die Union von jung und alt 
sowie eine bessere Verzahnung von Aus-, For t- und Weiterbil-
dung gelöst werden.
Generationenübergreifendes Lernen kann darüber hinaus die 
wir tschaf tliche Entwicklung und Wettbewerbsfähigkeit eben-
so wie die individuelle Beschäf tigungsfähigkeit verbessern. 
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Leistungs- und Generationengerechtigkeit gehören daher zu-
sammen. Dadurch ergeben sich mehr Freiheiten im Alter und 
der gesellschaf tliche Zusammenhalt wird gestärkt.
Die CDU Schleswig-Holstein förder t daher eine noch stärke-
re Begegnung und Kommunikation der Generationen unter-
einander. Die Unionsfraktion im Schleswig-Holsteinischen 
Landtag setzt sich dafür ein, er fahrende Generationen zu re-
habilitieren und ihnen Mitwirkung und Mitverantwor tung zu 
über tragen. 
Bislang ungenutzte Potenziale Älterer und deren Weisheit sind 
viel stärker als bisher zu nutzen, um Bildung als „Schlüssel 
zum persönlichen Aufstieg“ zu erreichen. Viel beschworene 
Interessengegensätze zwischen den Generationen müssen 
durch verantwor tungsbewusstes und zukunf tsorientier tes 
Planen und Handeln von Alt und Jung gemeinsam über wun-
den werden.
Dafür bieten Schulen, aber auch Nachbarschaf tszentren und 
Mehrgenerationenhäuser eine ideale Plattform. Sie sind of-
fene Tagestref fpunkte für Jung und Alt, in denen vielfältige 
Aktivitäten und Ser viceangebote möglich sind.
Wir unterstützen aus diesem Grund den Ausbau solcher Tref f-
punkte sowie den For tbestand bestehender Einrichtungen. 
Projekte, in denen sich generationsübergreifend Menschen 
freiwillig engagieren, ergänzen dieses Angebot.

SPD-Fraktion im Schleswig-Holsteinischen Landtag
Die SPD unterstützt das Anliegen, die Schule zu öf fnen. Der 
Übergang zur Of fenen und zur Gebundenen Ganztagsschule 
bedeutet, Angebote über den Unterricht hinaus zu schaf fen, 
bei denen gerade ältere Menschen einen Par t übernehmen. 
Die meisten Schulgebäude werden darüber hinaus schon für 
Weiterbildungsangebote (VHS-Veranstaltungen) genutzt. 
Die Schulentwicklungsplanung, also die Entscheidung über 
Regional- und Gemeinschaf tsschulen, ist zunächst Sache der 
Schulträger, ebenso die Bauplanung. Das Land kann dazu 
keine verbindlichen Vorgaben machen. Wir teilen aber das 
Anliegen des Altenparlaments, das Generationen übergrei-
fende Lernen bei den Planungen zu berücksichtigen, und wer-
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den uns auf kommunaler Ebene und in Gesprächen zwischen 
Land und Schulträgern dafür einsetzen.

Gemeinsame Stellungnahme der FDP-Fraktion im Schleswig-
Holsteinischen Landtag und der FDP-Landesgruppe Schles-
wig-Holstein im Deutschen Bundestag
Die FDP-Landtagsfraktion unterstützt das Anliegen des Al-
tenparlaments, Räumlichkeiten an Schulen für generatio-
nenübergreifendes Lernen zur Ver fügung zu stellen. Solche 
Formen der Zusammenarbeit und des Lernens förder t das 
Miteinander der Generationen. Allerdings muss dabei sicher 
gestellt sein, dass Schulgebäude vorrangig den Schülerinnen 
und Schülern für den Unterricht zur Ver fügung stehen muss.

Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN im Schleswig-Holsteini-
schen Landtag
Schule als Lern- und Lebensor t zu begreifen und in den Stadt-
teil zu öf fnen ist ein Ansatzpunkt Grüner Schulpolitik. Auch 
und gerade das Miteinander der Generationen ist für jung und 
alt bereichernd, förder t Verständnis und Zusammenhalt. Wir 
unterstützen ausdrücklich ein generationsübergreifendes 
Lernen als Bereicherung und Ergänzung des „normalen Un-
terrichts“ – nicht als Alternative.

SSW im Landtag
Grundsätzlich müssen sich die Ausstattungen der Schulen 
nach den Bedürfnissen der Schulen und damit nach den Er for-
dernissen des Schulunterrichtes richten. Der SSW befür wor-
tet, wenn darüber hinaus Angebote für generationsübergrei-
fendes Lernen in Zusammenarbeit mit den Schulen gemacht 
werden. Dieses ist dann aber ein Thema, das mit den Schulen 
und Schulträgern vor Or t beraten werden muss.

Ministerium für Bildung und Frauen des Landes Schleswig-
Holstein
Die Bereitstellung von Räumlichkeiten für außerschulische 
Bildungsarbeit ist Aufgabe der jeweiligen Träger. Unabhängig 
davon wirbt das Bildungsministerium dafür, dass eine räum-
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liche und ggf. auch inhaltliche Vernetzung von unterschiedli-
chen Bildungsangeboten er folgt. 
So wird in der Handreichung für Schulträger (v. 27.3.2007) 
empfohlen, die Verknüpfungen mit anderen kommunalen Kul-
tur-, Bildungs- und Jugendhilfeangeboten in die Schulent-
wicklungsplanung aufzunehmen. 
Im gleichen Dokument ist der Vorschlag enthalten: „In den 
Kreisen bilden sich ständige Konferenzen zur Gestaltung der 
Bildungsregion, in denen alle relevanten Kräf te ver treten 
sind.“

SPD-Landesgruppe Schleswig-Holstein im Deutschen 
Bundestag
Für eine zukunf tsgerichtete Bildungspolitik ist es wichtig, 
dass Kinder und Jugendliche von der Er fahrung der Älteren 
prof itieren können. Durch die Kommunikation mit den Er-
wachsenen lernen sie etwas für das Alltagsleben und die 
Berufsvorbereitung, während die Älteren merken, dass ihre 
Kompetenzen noch gefragt sind. 
Der lebendige Dialog verschaff t gegenseitige Einblicke und 
das Lehrangebot der Schulen wird durch die alltagserprobten 
Fachkenntnisse sowie die Lebens- und Berufser fahrung der 
Älteren bereicher t. Schon jetzt f indet im Rahmen der Volks-
hochschule an vielen Or ten in Deutschland auch in Schulen 
generationsübergreifendes Lernen statt. 
Die Landesgruppe der SPD-Bundestagsabgeordneten trit t 
daher für das generationenübergreifende Lernen ein. Räume 
und Zeit sollten dafür in den Schulen bereitgestellt werden. 
Detailregelungen hierzu müssen die jeweiligen Schulträger 
aufstellen.
(Dr. Ernst Dieter Rossmann, MdB, für die Landesgruppe 
Schleswig-Holstein in der SPD-Bundestagsfraktion)

Rainder Steenblock, MdB, Sprecher der Bündnis 90/Die Grü-
nen-Landesgruppe Schleswig-Holstein im Deutschen Bun-
destag
Mit den Begrif fen „Lebenslanges Lernen“ und „Schule als of-
fenes Haus“ sind zwei Merkmale für unsere Bildungspolitik 
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genannt. Schulen müssen Or te der Kommunikation und Bil-
dung für alle gesellschaf tlichen Gruppen und breit genutzte 
Einrichtungen in der Kommune werden.

17. Verbraucherinformationssystem, „Sterne für gute Pfle-
ge“        AP 20/25
Die Landesregierung und die Fraktionen des Landtages 
Schleswig-Holstein werden aufgefordert, dafür zu sorgen, 
dass in Umsetzung des Pf WG ein Verbraucherinformations-
system für die stationäre, teilstationäre und ambulante Al-
tenpflege eingeführt wird. Das System soll vorhandene Qua-
litätsinformationen (aus den Prüfberichten des MDK und 
der Heimaufsicht sowie aus dem internen QM) in einer für  
Laien schnell verständlichen Form zusammenfassen und ver-
gleichbar darstellen. Neben Basisinformationen (z. B. zu den 
Kosten) sollen dabei fachlich belastbare Informationen zur 
Ergebnisqualität und zur Lebensqualität (sog. "weiche Fak-
toren") im Mittelpunkt stehen. Sie sind für ältere Menschen 
und ihre Angehörigen von besonderer Bedeutung. Um zu ver-
hindern, dass sich Leistungsanbieter ihre Qualität selbst 
bescheinigen, ist es unerlässlich, dass das Verbraucherin-
formationssystem unabhängig von den Interessen der Leis-
tungsanbieter entwickelt und betrieben wird, wie es z. B. der 
Vorschlag eines Pflege-Michelins ( "Sterne für gute Pflege") 
vorsieht.
(angenommen)

CDU-Fraktion im Schleswig-Holsteinischen Landtag
Verbraucherbildung ist in der heutigen Gesellschaf t von  
herausragender Bedeutung. Ohne eine entsprechende Quali-
f izierung von pf legebedürf tigen Menschen und deren Ange-
hörigen ist es nicht möglich, eine für sich entsprechende und 
angemessene Pf legeeinrichtung auszuwählen. 
Darüber hinaus ist die tatsächliche hochwer tige und umfas-
sende Pf lege in den Einrichtungen sehr wichtig. So gehör t 
zu einem Pf lege-Gesamtkonzept auch die qualif izier te fach-
liche Aus- und Weiterbildung der Pf legerinnen und Pf leger. 
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Die CDU unterstützt die Forderung nach weiteren unange-
meldeten Kontrollen vor Or t, denn sie sind ein wirksames In-
strument der Heimaufsicht, um eine optimier te und qualita-
tiv hochwer tige Pf lege zu erreichen und sicherzustellen. Die 
CDU wird zudem prüfen, inwieweit ein unabhängiger Verbrau-
cherindex realisier t werden kann.

SPD-Fraktion im Schleswig-Holsteinischen Landtag
Der Landtag ist momentan im Beratungsprozess zum Ent-
wurf des Gesetzes zur Stärkung von Selbstbestimmung und 
Schutz von Menschen mit Pf legebedürf tigkeit oder Behinde-
rung (Pf legegesetzbuch Schleswig-Holstein – Zweites Buch). 
Die Beratungen sollen im Sommer 2009 abgeschlossen sein. 
Die Stärkung der Position von Menschen mit Pf legebedürf-
tigkeit oder Behinderung oder deren Angehörigen als Nutze-
rinnen und Nutzer von Einrichtungen und Dienstleistungen 
durch Auskunf t, Beratung, erhöhte Transparenz, Unterstüt-
zung durch Beschwerdemanagement sowie dem Recht der 
Mitwirkung für Bewohnerinnen und Bewohner sind die Ziele 
des Gesetzentwurfs. 
Ein wesentlicher Reformschrit t ist eine transparente nachvoll-
ziehbare Information über die stationäre Pf lege zu vermitteln. 
Deshalb ist die Qualitätssicherung ein wichtiger Baustein in 
diesem Gesetz. Träger stationärer Einrichtungen, aber auch 
die Anbieter von neuen Wohn-, Pf lege- und Betreuungsfor-
men sollen verpf lichtet werden, künf tig über ihre Leistungen, 
den Umfang und die Preise umfassend zu informieren.
Der Transparenz der Qualität in den Einrichtungen wird zu-
künf tig weiter durch die Verpf lichtung Rechnung getragen, 
dass Ergebnisse von Regelprüfungen der Aufsichtsbehörden 
zu veröf fentlichen sind. Zukünf tig müssen die Prüf instanzen 
MDK und Heimaufsicht intensiv zusammenarbeiten, wobei 
der Schwerpunkt der Prüfung dieser Behörden vor allem bei 
der Struktur und Prozessqualität liegt. Wohnkonzepte des 
Betreuten Wohnens sollen einer Zer tif izierungspf licht unter-
worfen werden. 
Die SPD-Landtagsfraktion begrüßt den Gesetzentwurf sehr 
und unterstützt die Forderung des Antrags. In den Beratun-
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gen zum Gesetzentwurf des Selbstbestimmungsstärkungsge-
setzes werden wir die Inhalte des Antrages aufnehmen. 

Gemeinsame Stellungnahme der FDP-Fraktion im Schleswig-
Holsteinischen Landtag und der FDP-Landesgruppe Schles-
wig-Holstein im Deutschen Bundestag
Die FDP-Landtagsfraktion unterstützt die Forderung des Al-
tenparlamentes nach einer verständlichen und übersichtlich 
gestalteten Information über die Qualität der ambulanten, 
teilstationären und stationären Pf legeangebote.
Grundlage eines solchen Qualitätsberichtes müssen aus 
Sicht der FDP die Ergebnisse der regelmäßigen angemelde-
ten und unangemeldeten Kontrollen eines von Kostenträgern 
unabhängigen „Pf lege-TÜVs“ sein. Bei diesen Kontrollen 
sind Haus- und Fachärzte, Heimbeiräte sowie Angehörigen- 
und Patientenorganisationen regelmäßig mit einzubeziehen. 
Gleichzeitig haben Pf legedienste und Einrichtungen mit dem 
„Pf lege-TÜV“ einen zentralen Ansprechpar tner, der landes-
weit eine einheitliche Anwendung des Heimrechtes sicher-
stellt. 

Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN im Schleswig-Holsteini-
schen Landtag
Ein „Michelin“ für die Pf lege – eine spannende Idee. Wich-
tig und unverzichtbar für VerbraucherInnen ist eine einfache, 
verständliche und nachvollziehbare Beschreibung und Be-
wer tung der Dienstleistungen in Pf legeeinrichtungen. Hierzu 
gehören sowohl die wohnlichen, hauswir tschaf tlichen, pf le-
gerischen und sozialen Gegebenheiten als auch Freizeit- und 
Zusatzangebote sowie die Kosten. 
Auch der Einbezug und die Veröf fentlichung von vorliegenden 
Prüfberichten in verständlicher, schrif tlicher Form und im In-
ternet sind sinnvoll. Ob ein rein symbolisches Bewer tungs-
system wie Sterne, Ampelfarben oder Schulnoten diesen An-
forderungen allein ausreichend Rechnung tragen kann, ist 
fraglich. Ein Symbol-System kann nur „on top“ – also zusätz-
lich – die notwendige, detaillier te Bewer tung ergänzen.
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SSW im Landtag
Der SSW unterstützt die Forderung des Altenparlaments nach 
einem transparenten, unabhängigen und verbraucherorien-
tier ten System zur Qualitätsdarstellung in der Altenpf lege, in 
dem auch so genannte weiche Faktoren berücksichtigt wer-
den. Nur wenn dies einheitlich umgesetzt wird, ist ein wirk-
licher Vergleich von Einrichtungen möglich. Darüber hinaus 
ist es aber wichtig, dass unabhängige Pf legeberatungsstel-
len und ein f lächendeckender Lotsendienst landesweit ein-
gerichtet werden.

Ministerium für Soziales, Gesundheit, Familie, Jugend und 
Senioren des Landes Schleswig-Holstein
In Schleswig-Holstein haben sich das Sozialministerium 
und der Landespf legeausschuss im April 2008 für ein Trans-
parenzprojekt analog zu einem vergleichbaren Projekt in 
Nordrhein-Westfalen entschieden, mit dem Leistungen, Qua-
lität und Ergebnisse interner und externer Prüfberichte aus 
Kundensicht allgemeinverständlich dargestellt werden.
Der Landesseniorenrat und die LAG Heimmitwirkung haben 
dem Sozialministerium im Juli 2008 mit dem „Pf lege-Miche-
lin“ die Realisierung eines Pf lege-Verbraucherinformations-
systems für Schleswig-Holstein vorgeschlagen. Danach sol-
len ausgewählte Daten erhoben, von einer unabhängigen 
Institution zu Kennzahlen verdichtet und in einer Form ver-
öf fentlicht werden, die einen niedrigschwelligen Zugang für 
Verbraucher auf mehreren Wegen (z. B. auch Internet) sicher-
stellt. Das Bewer tungsergebnis wird mit Sternen oder Ampel-
symbolen gekennzeichnet. 
Gleichzeitig sorgt das am 1.7.2008 in Kraf t getretene Pf lege-
Weiterentwicklungsgesetz für mehr Transparenz in der Pf le-
ge:
Nach § 115 Abs. 1 a SGB XI müssen künf tig in jedem Pf lege-
heim das Datum der letzten MDK-Prüfung und eine Einord-
nung des Prüfergebnisses nach einer Bewer tungssystema-
tik sowie eine Zusammenfassung der Prüfergebnisse an gut 
sichtbarer Stelle ausgehängt werden. Dafür ist spätestens bis 
zum 31. Dezember 2008 ein allgemeinverständliches Bewer-
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tungssystem, eine Ar t Qualitäts-Symbol zu entwickeln. Dies 
kann ein Ampelschema (rot-gelb-grün) oder ein Sternesys-
tem sein. An diesem Qualitäts-Symbol sollen Außenstehen-
de dann ähnlich wie an den Hotel-Sternen erkennen, ob eine 
Pf legeeinrichtung gute Pf legequalität bietet oder nicht.
Nach § 115 Abs. 1a SGB XI stellen die Kassen sicher, dass 
die von Pf legeeinrichtungen erbrachten Leistungen und de-
ren Qualität allgemein verständlich, übersichtlich und ver-
gleichbar – sowohl im Internet als auch in anderer geeigneter 
Form – kostenfrei veröf fentlicht werden. Die Bundesarbeits-
gemeinschaf t der überör tlichen Träger der Sozialhilfe, die 
Bundesvereinigung der kommunalen Spitzenverbände, die 
Vereinigung der Träger der Pf legeeinrichtungen und der GK V-
Spitzenverband haben am 11.11.2008 die Kriterien und die 
Bewer tungssystematik zur Qualität der Pf legeheime nach  
§ 115 Abs. 1a Satz 6 SGB XI vereinbar t. Jetzt er folgt das An-
hörungsver fahren. 
Das Sozialministerium und der Landesseniorenrat haben sich 
in Schleswig-Holstein darauf verständigt, zunächst die Er-
gebnisse des Modellprojektes „Transparenz“ auf Landesebe-
ne und die konkrete Umsetzung der Transparenzvorschrif ten 
aus § 115 SGB XI auf Bundesebene abzuwar ten, zu analysie-
ren und anschließend über die Notwendigkeit und Realisier-
barkeit eines Pf lege-Verbraucherinformationssystems in 
Schleswig-Holstein zu beraten.
Zu mehr Verbraucherschutz, Transparenz und Entscheidungs-
souveränität trägt auch die Unabhängige Patientenberatung 
Deutschland – UPD – bei. Dieses Modellprojekt wird vom 
GK V-Spitzenverband nach § 65 b SGB V geförder t und ermög-
licht eine kostenlose regionale Beratung. In Schleswig-Hol-
stein wird in den fünf Beratungsstellen der Verbraucherzen-
trale Schleswig-Holstein e. V. die UPD-Beratung angeboten 
Sie wird ergänzt durch themenspezif ische bundesweite An-
gebote und ein bundesweites Beratungstelefon (www.unab-
haengige-patientenberatung.de). 
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SPD-Landesgruppe Schleswig-Holstein im Deutschen 
Bundestag
Die Bundesarbeitsgemeinschaf t der überör tlichen Träger der 
Sozialhilfe, die Bundesvereinigung der kommunalen Spitzen-
verbände, die Vereinigung der Träger der Pf legeeinrichtungen 
und der GK V-Spitzenverband haben am 11.11.2008 die Kriteri-
en und die Bewer tungssystematik zur Qualität der Pf legehei-
me nach § 115 Abs. 1a Satz 6 SGB XI vereinbar t. Es wurde ent-
schieden, dass die Bewer tungen der Qualität der stationären 
Pf legeeinrichtungen in Form von Zeugnissen veröf fentlicht 
werden. Die Bewer tung nach Schulnoten soll nach bundes-
weit einheitlichen Regeln er folgen. 
Ab Januar 2009 sollen schrit tweise alle Heime durch den Me-
dizinischen Dienst der Krankenkassen anhand von insgesamt 
82 Kriterien in fünf verschiedenen Bereichen überprüf t wer-
den. Alle Ergebnisse sollen mit den Schulnoten „sehr gut“ bis 
„mangelhaf t“ dargestellt werden. 
Dies erscheint auf den ersten Blick für die Betrof fenen und 
ihre Angehörige ein System zu sein, dass allen bekannt ist 
und mit dem man ein hohes Maß an dezidier ter Vergleichbar-
keit erreichen kann. 
Es gibt allerdings bereits kritische Stimmen, die bezweifeln, 
dass auf diese Weise sich die Spreu vom Weizen unterschei-
den lässt. Das System wird sich in der Praxis erst beweisen 
müssen. Dennoch muss klargestellt werden, dass kein Be-
wer tungssystem alleine, die Qualität der Heime verbessern 
hilf t. Es hat sich gezeigt, dass solche Pf legeeinrichtungen, 
die in der Kommune gut eingebunden sind und ein „of fenes 
Haus“ führen, im menschlichen Umgang mit den Pf legebe-
dürf tigen positiver abschneiden, als diejenigen Häuser, die 
sich der Öf fentlichkeit entziehen. 
Unser politischer Fokus sollte darin bestehen, die Einweisung 
von Menschen in Heime so weit wie möglich zu vermeiden. 
Durch die Pf legereform sollte vor allem die Maxime „Daheim 
statt Heim“, ambulante vor stationärer Pf lege gestärkt wer-
den. Langfristig müssen integrative Wohnformen und Wohn-
gemeinschaf ten gestärkt werden, die eine Heimeinweisung 
über f lüssig machen. 
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Durch die Möglichkeit des Poolens von Sachleistungen haben 
wir als Gesetzgeber weitere Voraussetzungen für eine Pf lege 
in den ver trauten vier Wänden der Menschen geförder t. Wir 
müssen in Zukunf t den Willen von über 90 Prozent der Bevöl-
kerung mehr respektieren, die bei Hilfs- und Pf legebedürf tig-
keit am liebsten zu Hause betreut werden möchten. Ein posi-
tives Beispiel, ist das sogenannte „Bielefelder Model“. Hier 
wurde eine gemeinnützige Wohnungsgesellschaf t gegründet 
die eine Betreuungsalternative für Senioren und Menschen 
mit unterschiedlichen Behinderungen darstellt. 
Jeder der Mitbewohner lebt in einer mindestens 45 Quadrat-
meter Mietwohnung und hat bei Bedarf eine 24-stündige Ver-
sorgungssicherheit. So können auch Menschen mit sehr ho-
hem Assistenz- und Pf legebedarf menschwürdig zu Hause 
leben.
(Dr. Wolfgang Wodarg, MdB, für die Landesgruppe Schleswig-
Holstein in der SPD-Bundestagsfraktion)

Rainder Steenblock, MdB, Sprecher der Bündnis 90/Die Grü-
nen-Landesgruppe Schleswig-Holstein im Deutschen Bun-
destag
Die Forderung nach Transparenz bei den Dienstleistungen in 
den Pf legeeinrichtungen ist wichtig und richtig. Hier für soll-
te ein verbraucherorientier tes System entwickelt werden. Ob 
dabei ein Symbolsystem hilfreich ist, sollte dabei mit geprüf t 
werden.

18. Abschlussdiskussion zu den Altenparlamenten  
        AP 20/26
Landtagspräsident und Landtagsverwaltung mögen dafür 
Sorge tragen, dass für die Nachfolgesitzungen zum Alten-
parlament genügend Zeit (vormittags und nachmittags) ein-
geplant wird, um mit den seniorenpolitischen Sprecherinnen 
und Sprechern der Parteien ausreichend diskutieren zu kön-
nen.
(angenommen)
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Landtagspräsident Martin Kayenburg
Die nachbereitende Gesprächsrunde zum Altenparlament 
dient auf Wunsch der Arbeitsgruppe Altenparlament der Be-
antwor tung kritischer und ver tiefender Nachfragen zu den 
Stellungnahmen der Politiker.
Gemeinsam mit den seniorenpolitischen Sprecherinnen und 
Sprechern der im Landtag ver tretenen Par teien bin ich der 
Auf fassung, dass der bisherige Zeitrahmen von drei Stunden 
am Vormittag (inklusive einer kurzen Pause) ausreichend be-
messen ist.

SPD-Fraktion im Schleswig-Holsteinischen Landtag
Bei dieser Beantwor tung ist in erster Linie der Vorstand des 
Altenparlamentes in Abstimmung mit dem Landtagspräsiden-
ten und den seniorenpolitischen Sprecherinnen und Spre-
chern aufgeforder t, eine Einigung über die Nachbereitung 
des Altenparlamentes zu erzielen.

Gemeinsame Stellungnahme der FDP-Fraktion im Schleswig-
Holsteinischen Landtag und der FDP-Landesgruppe Schles-
wig-Holstein im Deutschen Bundestag
Die FDP-Landtagsfraktion ist der Auf fassung, dass die der-
zeitige Zeitplanung für die Nachbereitung des Altenparla-
mentes ausreicht.

Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN im Schleswig-Holsteini-
schen Landtag
Die Grüne-Landtagsfraktion nimmt die Gelegenheit zur Ab-
schlussdiskussion mit Ver treterInnen des Altenparlamentes 
jedes Jahr gerne wahr. Der intensive Austausch mit den De-
legier ten über die aktuellen Beschlüsse und die politischen 
Umsetzungsmöglichkeiten ist für uns wichtig und berei-
chernd. Insgesamt halten wir den bisher vorgesehenen Rah-
men von rund drei Stunden für angemessen und ausreichend. 
Eine Er weiterung auf den Nachmittag würde angesichts der 
beschränkten Kapazitäten einer kleinen Fraktion, nur schwer 
zu bewältigen sein.



200

Altenparlament 2008

Stellungnahmen

SSW im Landtag
Natürlich gilt, dass genügend Zeit für Nachfolgesitzungen 
zum Altenparlament zur Ver fügung stehen muss. Aber aus 
Sicht des SSW besteht kein Anlass, das jetzige Ver fahren 
auszudehnen. 

Rainder Steenblock, MdB, Bündnis 90/Die Grünen-Landes-
gruppe Schleswig-Holstein im Deutschen Bundestag
Hier kann ich als einer von 2 GRÜNEN-Bundestagsabgeordne-
ten aus Schleswig-Holstein mich auf die Kapazitäten der Grü-
nen-Landtagsfraktion verlassen. Ich begrüße die Aktivitäten 
des Altenparlamentes ausdrücklich, werde aber leider nicht 
an den Terminen persönlich teilnehmen können.

19. „Bedien-Zuschlag“ bei Bahnfahrkartenkauf
     AP 20/ Dringlichkeitsantrag (2 und 3 gemeinsam)
Der Schleswig-Holsteinische Landtag, die Landesregierung, 
der Bundestag und die Bundesregierung werden aufgefor-
dert, sich dafür einzusetzen, dass die Deutsche Bahn AG auf 
die Einführung eines sog. „Bedien-Zuschlags“ beim Kauf ei-
ner Fahrkarte am Schalter verzichtet. 
(in der vom Plenum veränderten Fassung angenommen)*

*Auf die vom Plenum beschlossene Weiterleitung des Be-
schlusses  an die Bahn wurde verzichtet, da die Bahn bereits 
reagiert hat.

SPD-Fraktion im Schleswig-Holsteinischen Landtag
Der Antrag war zum Zeitpunkt des Altenparlaments hoch 
aktuell und zwingend notwendig. Die Proteste der Verbrau-
cherinnen und Verbraucher sowie der Politik haben Wirkung 
gezeigt und die Deutsche Bahn hat sich mittler weile ent-
schieden, keinen Zuschlag für den personenbedienten Ver-
kauf einzuführen.
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Gemeinsame Stellungnahme der FDP-Fraktion im Schleswig-
Holsteinischen Landtag und der FDP-Landesgruppe Schles-
wig-Holstein im Deutschen Bundestag
Die FDP-Landtagsfraktion stimmt dem Antrag zu. 
Das Anliegen des Altenparlamentes hat sich durch eine ent-
sprechende Reaktion der Deutschen Bahn AG im Sinne des 
Antrages erledigt.

Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN im Schleswig-Holsteini-
schen Landtag
Grundsätzlich ist es nicht hinnehmbar, wenn der Verkauf von 
Bahnfahrkar ten an den dafür vorgesehenen Verkaufs- und 
Ser vicestellen der Deutschen Bahn AG durch einen „Bedien-
zuschlag“ künstlich ver teuer t werden würde. Das Kunden-
geschäf t am Schalter gehör t zu den Kernaufgaben der Deut-
schen Bahn. Eine Er weiterung der Verkaufsmöglichkeiten auf 
Automaten, Internet oder Handy ist ein Entgegenkommen ge-
genüber sich verändernden Nutzungsgewohnheiten einzelner 
Kundengruppen. Dies dar f in keinem Fall zu einer Benachteili-
gung des Schalter verkaufes führen, der nicht nur von älteren 
KundInnen gerne in Anspruch genommen wird. Die Grünen 
haben dies unmissverständlich öf fentlich gegenüber Bahn-
chef Mehdorn ar tikulier t. Wir sind froh, dass die Deutsche 
Bahn AG ihren irr witzigen Vorschlag inzwischen zurück ge-
zogen hat.

SSW im Landtag
Der SSW begrüßt, dass die Deutsche Bahn AG auf die Einfüh-
rung eines sog. „Bedien-Zuschlags“ beim Kauf einer Fahrkar-
te am Schalter verzichtet. Dies muss für alle gelten, die den 
Kauf einer Fahrkar te am Schalter tätigen. Die Deutsche Bahn 
muss sich mehr als Dienstleistungsunternehmen sehen. 
Die Rücknahme des „Bedien-Zuschlags“ dar f aber auch nicht 
dazu führen, dass damit eine Diskussion über Schließung von 
Reisezentren und deren Schalter oder eine Verschlechterung 
der Öf fnungszeiten angefacht wird. 
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Ministerium für Wissenschaft, Wirtschaft und Verkehr des 
Landes Schleswig-Holstein
Die DB AG hat nach erheblichem öf fentlichem Protest auf die 
Einführung des sog. Bedienzuschlages verzichtet. Der Forde-
rung des Altenparlamentes ist insofern bereits entsprochen 
worden. Gemeinsam mit dem Altenparlament begrüßt die 
Landesregierung diese Entwicklung.

CDU-Landesgruppe Schleswig-Holstein im Deutschen Bun-
destag
Nach massiven Protesten von Verbraucherschützern, Po-
litikern und dem persönlichen Einsatz von Bundeskanzle-
rin Angela Merkel, hat sich die Deutsche Bahn AG dazu ent-
schlossen, von der Einführung eines „Bedien-Zuschlages“ 
abzusehen. Die CDU-Landesgruppe Schleswig-Holstein be-
grüßt diese Entscheidung.

SPD-Landesgruppe Schleswig-Holstein im Deutschen Bun-
destag
Der „Bedien-Zuschlag“ konnte dank der Inter vention durch 
die Politik verhinder t werden. Die Deutsche Bahn AG hat auf 
die Erhebung des Zuschlags verzichtet.
(Dr. Wolfgang Wodarg, MdB, für die Landesgruppe Schleswig-
Holstein in der SPD-Bundestagsfraktion)

Rainder Steenblock, MdB, Sprecher der Bündnis 90/Die Grü-
nen-Landesgruppe Schleswig-Holstein im Deutschen Bun-
destag
Leider er fahren wir im Zuge der geplanten Privatisierung der 
Bahn durch die Bundesregierung immer weitere Verschlech-
terungen im Dienstleistungs- und Ser vice-Bereich der Bahn. 
Die Bahn soll börsentauglich gemacht werden, dabei kommt 
es immer wieder zu solch „verbraucherfeindlichen“ Ideen. 
Die geplante Privatisierung der Bahn sollte gestoppt werden, 
damit sich die Bahn als ein wichtiger Verkehrsträger wieder 
auf ihre Kunden statt auf mögliche Aktionäre konzentrieren 
kann.
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	zu 10. - AP 20/14 NEU NEU
	zu 11. - AP 20/16 NEU NEU
	zu 12. - AP 20/17 NEU
	zu 13. - AP 20/18 NEU
	zu 14. - AP 20/19 NEU
	zu 15. - AP 20/22 NEU NEU
	zu 16. - AP 20/23 NEU
	zu 17. - AP/25
	zu 18. - AP 20/26
	zu 19. - AP 20 Dringlichkeitsantrag 2 und 3




